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Geschäftsbericht des Bundesgerichts 2010

8. Februar 2011

Sehr geehrter Herr Präsident 
Sehr geehrte Damen und Herren National- und Ständeräte

Gestützt auf Artikel 3 Bundesgerichtsgesetz erstatten wir Ihnen den 
Bericht über unsere Tätigkeit im Jahre 2010.

Genehmigen Sie, sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Damen 
und Herren National- und Ständeräte, den Ausdruck unserer  
vorzüglichen Hochachtung.

Im Namen des Bundesgerichts

Der Präsident: 	 Lorenz Meyer
Der Generalsekretär: 	 Paul Tschümperlin



6

Zusammensetzung des Gerichts

Leitungsorgane
Präsidium
Bundesgerichtspräsident:	 Lorenz Meyer
Vizepräsidentin:	 Susanne Leuzinger

Verwaltungskommission
Präsident:	 Lorenz Meyer
Vizepräsidentin:	 Susanne Leuzinger
Mitglied:	 Gilbert Kolly

Präsidentenkonferenz
Vorsitzender:	 Michel Féraud, Präsident I. OerA

Mitglieder:	 Ulrich Meyer, Präsident II. SorA

		  Kathrin Klett, Präsidentin I. ZirA

		  Robert Müller, Präsident II. OerA (bis 31.3.)

		  Dominique Favre, Präsident StrA

		  Rudolf Ursprung, Präsident I. SorA

		  Fabienne Hohl, Präsidentin II. ZirA

		  Andreas Zünd, Präsident II. OerA (ab 1.4.)

Stab Leitungsorgane
Generalsekretär:	 Paul Tschümperlin
Stellvertreter:	 Jacques Bühler

Abteilungen
Erste öffentlich-rechtliche Abteilung (I. OerA)
Präsident:	 Michel Féraud
Mitglieder:	 Heinz Aemisegger
		  Bertrand Reeb
		  Niccolò Raselli
		  Jean Fonjallaz
		  Ivo Eusebio

Zweite öffentlich-rechtliche Abteilung (II. OerA)
Präsident:	 Robert Müller (bis 31.3.)

		  Andreas Zünd (ab 1.4.)

Mitglieder:	 Thomas Merkli
		  Peter Karlen
		  Andreas Zünd (bis 31.3.)

		  Florence Aubry Girardin
		  Yves Donzallaz
		  Thomas Stadelmann (ab 1.4.)

Erste zivilrechtliche Abteilung (I. ZirA)
Präsidentin:	 Kathrin Klett
Mitglieder:	 Bernard Corboz
		  Vera Rottenberg Liatowitsch
		  Gilbert Kolly
		  Christina Kiss

Allgemeiner Teil
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Zweite zivilrechtliche Abteilung (II. ZirA)
Präsidentin:	 Fabienne Hohl
Mitglieder:	 Elisabeth Escher
		  Lorenz Meyer
		  Luca Marazzi
		  Nicolas von Werdt
		  Christian Herrmann

Strafrechtliche Abteilung (StrA)
Präsident:	 Dominique Favre
Mitglieder:	 Roland Schneider
		  Hans Wiprächtiger
		  Hans Mathys
		  Laura Jacquemoud-Rossari

Erste sozialrechtliche Abteilung (I. SorA)
Präsident:	 Rudolf Ursprung
Mitglieder:	 Susanne Leuzinger
		  Jean-Maurice Frésard
		  Martha Niquille
		  Marcel Maillard

Zweite sozialrechtliche Abteilung (II. SorA)
Präsident:	 Ulrich Meyer
Mitglieder:	 Aldo Borella
		  Yves Kernen
		  Hans Georg Seiler
		  Brigitte Pfiffner Rauber

Rekurskommission
Präsidentin:	 Vera Rottenberg Liatowitsch
Mitglieder:	 Yves Kernen
		  Ivo Eusebio

in Personalangelegenheiten zusätzlich:  
Mitglieder:	 Jean-Marc Berthoud
		  Josef Fessler
Ersatzleute:	 Antoine Thélin
		  Peter Uebersax

Bei den nebenamtlichen Bundesrichtern trat 
Hans Michael Riemer auf Ende 2010 alters-
halber zurück. Zu seinem Nachfolger wählte 
die Vereinigte Bundesversammlung am 
29.9.2010 Stephen Berti, Rechtsprofessor an 
der Universität Luzern.
	 Das Gericht stellte Raphael Kathriner, Vera 
Häne, Simon Zingg, Marco Savoldelli, Adrian 
Mattle, Stefan Christen, Ronnie Bettler, Pascal  
Richard, Salome Horber und Valentin Monn 
definitiv als Gerichtsschreiber bzw. Gerichts-
schreiberinnen ein.

Im Berichtsjahr amteten Lorenz Meyer als 
Präsident und Susanne Leuzinger als Vizeprä-
sidentin des Gerichts. Das Gesamtgericht 
konstituierte sich mit Beschlüssen vom 
24.11.2008, 27.10.2009 und 1.3.2010.
	 Bundesrichter Michel Féraud erklärte auf 
Ende des Berichtsjahres seinen Rücktritt. Die 
Vereinigte Bundesversammlung wählte am 
30.9.2010 Lucrezia Glanzmann, Kriens/LU, 
Oberrichterin des Kantons Luzern, zu seiner 
Nachfolgerin.
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Geschäftslast

Die Statistiken (S. 22 ff.) geben über die Ge-
schäftslast im Einzelnen Auskunft. Sie weisen 
7367 Eingänge aus (Vorjahr 7192). Gegenüber 
dem Vorjahr sind die Eingänge um 175 Fälle 
oder 2,4% angestiegen. Erstmals sind alle 
Fälle nach dem neuen Bundesgerichtsgesetz 
entschieden worden (keine OG-Fälle mehr).
	 Bei einem Vergleich der Belastung nach 
OG und BGG ist zu berücksichtigen, dass ge-
mäss BGG viele Fälle in einem einheitlichen 
Verfahren beurteilt werden, die früher mit zwei 
Rechtsmitteln ans Bundesgericht hätten ge-
zogen werden müssen. Nach OG müssten der 
Statistik des Jahres 2010 612 (Vorjahr 671) 
Fälle hinzugerechnet werden, womit 7979 
Eingänge zu verzeichnen wären.
	 Das Gericht erledigte 7424 Fälle (Vorjahr 
7242). Dies erlaubte vier Abteilungen, die Zahl 
der Pendenzen weiter abzubauen, in drei Ab-
teilungen nahmen sie leicht zu. In 55 Fällen 
fand eine Beratung nach Art. 58 Abs. 1 BGG 
statt. Das Gericht übertrug insgesamt 2174 
pendente Fälle auf das Folgejahr (Vorjahr 
2231). Dies ergibt pro Abteilung durchschnitt-
lich 311 (Vorjahr 319) pendente Fälle. 

Gerichtsorganisation

Die Gerichtsorganisation blieb im Berichtsjahr 
unverändert. 
	 Das Gesamtgericht beschloss am 6. Juli 
2010, die Zahl der Richter und Richterinnen 
der Abteilungen für die Zweijahresperiode 
2011/2012 nicht zu ändern. Der italienisch-
sprachige Richter der Ersten öffentlich-recht-
lichen Abteilung wird allerdings neu in der Re-
gel als Referent für die italienischsprachigen 
Fälle zusätzlich in der Strafrechtlichen Abtei-
lung mitarbeiten. Die strafprozessualen Nicht-
eröffnungen und Einstellungen sind mit glei-
chem Beschluss ebenfalls ab 1.1.2011 von 
der Strafrechtlichen Abteilung an die Erste 
öffentlich-rechtliche Abteilung übertragen 
worden. Die Beschwerden gegen nationale 
Schiedssprüche gemäss Art. 389 ZPO, für die 
das Bundesgericht aufgrund der Schweizeri-
schen ZPO ab 1.1.2011 direkt zuständig wird, 
hat das Gesamtgericht mit Beschluss vom 
9.12.2010 entsprechend dem sachlichen Zu-
ständigkeitsbereich den beiden zivilrechtli-
chen Abteilungen zugewiesen. 



Bundesgericht     9

Die Eingänge und Erledigungen verteilen sich 
wie folgt auf die Abteilungen:

Abteilung Eingänge Erledigungen

I. OerA
Grundrechte, Raum
planungs- und Baurecht, 
politische Rechte, 
Bürgerrecht,  
strafprozessuale  
Zwischenentscheide

1058 1127

II. OerA
Grundrechte, Steuer-
recht, Ausländerrecht, 
öffentliches  
Wirtschaftsrecht

1077 1054

I. ZirA
OR, privates 
Wettbewerbsrecht, 
Immaterialgüterrecht, 
internationale  
Schiedsgerichtsbarkeit

848 858

II. ZirA
ZGB und SchKG

1102 1070

StrA
Strafrecht

1121 1081

I. SorA
IV, Unfallversicherung, 
Sozialhilfe, öffentliches 
Personalrecht

1078 1113

II. SorA
IV, AHV,  
Krankenversicherung,  
berufliche Vorsorge

1078 1117

Weitere Instanzen
Aufsicht, freiwillige 
Gerichtsbarkeit

4 4

Total 7367 7424

Die Geschäftslast des Bundesgerichts ist da-
mit auf hohem Niveau stabil geblieben. Ein-
gänge und Erledigungen bewegen sich im 
Rahmen der fünf davor liegenden Jahre, wo-
bei die Eingänge zum zweiten Mal in Folge 
etwas angestiegen sind. Die Geschäftslast 
kann von den Abteilungen innert angemesse-
ner Frist bewältigt werden, wobei es notwen-
dig ist, den Schwerpunkt auf die wichtigen 
Fälle zu legen. Die durchschnittliche Prozess-
dauer betrug 126 Tage (Vorjahr 131 Tage). 
Fünf Fälle waren am Ende des Berichtsjahres 
älter als zwei Jahre. Vier davon sind sistiert; 
im fünften Fall ist die Sistierung im Berichts-
jahr aufgehoben worden.
	 Das Bundesgericht wurde von Parlament, 
Bundesrat und Bundesverwaltung in 29 (Vor-
jahr 32) Konsultationsverfahren zu Gesetzes- 
und Verordnungsprojekten begrüsst. Es er-
stattete 12 Stellungnahmen (Vorjahr 10). Mit 
Blick auf die Geschäftslast waren für das Bun-
desgericht die Motionen Janiak von besonde-
rer Bedeutung. Es stimmte der Motion 10.3054 
über den Weiterzug von Urteilen des Bundes-
verwaltungsgerichts in Fällen von grundsätzli-
cher Bedeutung im Grundsatz zu, verlangte 
jedoch flankierende Massnahmen. Zur Motion 
10.3138, die vom Bundesgericht eine Sach-
verhaltskontrolle der Strafurteile des Bundes-
strafgerichts verlangt, konnte sich das Bun-
desgericht im Gesetzgebungsprozess nicht 
äussern; es zieht indessen einen anderen Weg 
als die Erweiterung der eigenen Kognition vor. 
In beiden Fällen entschied das Parlament am 
17.12.2010 anders: Die Motion zur Erweite-
rung der Kognition des Bundesgerichts bei 
der Prüfung des Sachverhalts der Strafurteile 
des Bundesstrafgerichts wurde überwiesen, 
jene betreffend Anfechtbarkeit der Grundsatz-
urteile des Bundesverwaltungsgerichts nicht. 
Beim Strafbehördenorganisationsgesetz trug 
das Parlament den verfassungsrechtlichen 
Bedenken des Bundesgerichts gegen eine 
selbstständige, von den bestehenden Staats-
gewalten getrennte Aufsichtsbehörde über die 
Bundesanwaltschaft ebenfalls nicht Rechnung 
(vgl. dazu den Geschäftsbericht 2009 S. 15).
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Koordination der Rechtsprechung

Die Koordination der Rechtsprechung unter 
den Abteilungen gemäss Art. 23 Abs. 2 BGG 
mündete in fünf Entscheidungen der vereinig-
ten Abteilungen mit bindender Wirkung für die 
urteilende Abteilung. In weiteren Fällen fand 
eine informelle Vorabklärung des Koordinati-
onsbedarfs statt. 
	 Aufgrund wiederholter Verurteilungen der 
Schweiz durch den EGMR befasste sich die 
Präsidentenkonferenz wie schon in früheren 
Jahren mit der Art der Zustellung der erhalte-
nen Vernehmlassungen an die anderen Ver-
fahrensbeteiligten, die – mit Ausnahme von 
Spezialfällen – am ganzen Gericht nach den 
gleichen Grundsätzen gehandhabt werden 
sollte (Problem des ewigen Schriftenwechsels 
im Gegensatz zum grundsätzlich einfachen 
Schriftenwechsel gemäss Art. 102 BGG). Für 
eine abschliessende Beurteilung sind noch 
weitere in Strassburg hängige Verfahren ab-
zuwarten.

Gerichtsverwaltung

Nebenamtliche Richter
Die 19 nebenamtlichen Richterinnen und Rich-
ter erstatteten in 193 Fällen Bericht und Antrag 
(Vorjahr 200). Sie wendeten 531 Arbeitstage 
(Vorjahr 554) auf. Die Kosten für die nebenamt-
lichen Richterinnen und Richter beliefen sich 
auf Fr. 708 000 (Vorjahr Fr. 742 000).

Controlling
Die Verwaltungskommission erstattete den 
Subkommissionen Gerichte der GPK an der 
Sitzung vom 9.11.2010 in Bern Bericht über 
das Controlling am Bundesgericht. Das Bun-
desgericht erachtet den Umfang und den Inhalt 
des heutigen Controllings grundsätzlich als 
zweckmässig. Je nach Zweck kann der Ober-
aufsichtsbehörde eine spezifische Zusammen-
stellung zur Verfügung gestellt werden. Im Hin-
blick auf die Erneuerung der Richterverordnung 
übergab das Bundesgericht den Subkommissi-
onen Gerichte der GPK die entsprechenden 
Schlüsselzahlen für das Jahr 2009.
	 Im Informatikprojekt CompCour zur elekt-
ronischen Bestimmung des Spruchkörpers 
konnten die Leitungsorgane das Konzept ver-
abschieden. Die Bestimmung des Referenten 
oder der Referentin liegt gemäss der aus-
drücklichen Gesetzesvorschrift von Art. 32 
Abs. 1 BGG in der Kompetenz des Abteilungs-
präsidiums. Das Informatikprojekt ist daher 
auf die automatische Bestimmung des übrigen 
Spruchkörpers beschränkt worden.
	 Das langfristig angelegte Projekt zur inter-
nen Gewichtung der Fälle wurde mangels zu-
verlässiger Grunddaten vorläufig eingefroren. 
Das Bundesgericht wird zunächst die Erkennt-
nisse aus parallelen Projekten, namentlich aus 
der Erhebung des Ist-Zustandes beim Bun-
desverwaltungsgericht, abwarten.
	 Das Bundesgericht nahm Kenntnis vom 
Zwischenbericht vom 18.6.2010 über die Eva-
luation der Wirksamkeit der Totalrevision der 
Bundesrechtspflege. Der Zwischenbericht ge-
langt zu einem insgesamt positiven Ergebnis 
und ortet auf jeden Fall keinen unmittelbaren 
Handlungsbedarf, wobei das erste Ziel der 
Revision, die Entlastung des Bundesgerichts 
und die Erhaltung seiner Funktionsfähigkeit 
als oberstes Gericht, nur teilweise erreicht 
worden sei. Die Belastung sei vor allem für die 
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Bundesrichter und die Bundesrichterinnen 
nach wie vor sehr hoch. Der Bundesrat wird 
sich im Jahre 2013 mit einem ausführlichen 
Bericht an die Bundesversammlung zu den 
Schlussergebnissen der Evaluation und zum 
Handlungsbedarf äussern (BBl 2010 4837 ff.).

Personelles
Das Bundesgericht zählte im Berichtsjahr 38 
Richter und Richterinnen.
	 Der übrige Personaletat betrug zu Jahres-
beginn unverändert 279,4 Stellen, davon 127 
Stellen für Gerichtsschreiberinnen und Ge-
richtsschreiber. Im Jahresdurchschnitt waren 
276,7 Stellen bzw. 128,4 GS-Stellen besetzt. 
Durch die Abtrennung der Informatik des Bun-
desverwaltungsgerichts ist der Sollbestand 
per Ende Jahr auf 273,6 Stellen gesunken.
	 Zum besseren Ausgleich der Arbeitslast 
zwischen den Abteilungen ist für einen Teil 
der italienischsprachigen Gerichtsschreiber 
und Gerichtsschreiberinnen wieder ein Pool 
eingeführt worden.
	 Die Praxis für Teilzeitstellen des Personals 
ist weiter flexibilisiert worden.

Bauten
Der unter Denkmalschutz stehende Lesesaal 
der Bibliothek ist in enger Zusammenarbeit 
mit dem BBL renoviert und im Wesentlichen in 
den Originalzustand zurückversetzt worden. 
Der Lesesaal legt nun wieder Zeugnis für den 
Art-Déco-Stil der zentralen Räume des Bun-
desgerichtsgebäudes ab.
	 Das Sicherheitskonzept wurde für das 
Bundesgerichtsgebäude in Lausanne ergänzt. 
Für den Standort Luzern wurde beschlossen, 
die Sicherheit im Eingangsbereich nach den 
gleichen Grundsätzen wie in Lausanne und 
bei anderen öffentlich zugänglichen Gebäu-
den des Bundes auszugestalten. Die Arbeiten 
sind noch im Berichtsjahr begonnen worden 
und werden im Folgejahr abgeschlossen.

Informatik
Die Informatik des Bundesverwaltungsge-
richts ist am 23.12.2010 einvernehmlich abge-
trennt worden. Seit diesem Zeitpunkt erbringt 
das Bundesgericht keine Informatikdienstleis-
tungen mehr für das Bundesverwaltungsge-
richt. Für die Dienstleistungen des Jahres 

2010 sind dem Bundesverwaltungsgericht so-
mit zum letzten Mal 3 658 000 Franken in 
Rechnung gestellt worden.
	 In Nachachtung des Beschlusses der Fi-
nanzkommissionen des National- und Stände-
rates vom 28.10.2010 hat die Verwaltungs-
kommission Empfehlungen für die Darstellung 
der Zusatzdokumentationen der eidgenössi-
schen Gerichte erlassen, die mit der Firma 
PWC erarbeitet worden sind. Diese erlauben 
einen Vergleich der IT-Aufwände der eidge-
nössischen Gerichte. 

Bibliothek
Der Wechsel zum Bibliotheksverbund ReRO 
(Réseau romand) ist erfolgreich abgeschlos-
sen worden.

Amtliche Sammlung BGE
Druck, Lagerung, Abonnementsverwaltung 
und Webstore der Amtlichen Sammlung BGE 
sind von der Stämpfli Publikationen AG Bern 
übernommen worden. Das Projekt konnte er-
folgreich beendet werden. 
	 Entsprechend dem geänderten Markt hat 
die Verwaltungskommission ein neues Preis-
konzept beschlossen. Die Druckausgabe der 
BGE wird inskünftig nur noch in Kombination 
mit der elektronischen Expertensuche ange-
boten. Die neue Preisstruktur wird bei den 
Abonnenten im Folgejahr eingeführt.

Informationswesen
Das Bundesgericht veröffentlichte im Be-
richtsjahr 259 Urteile in der Amtlichen Samm-
lung der Bundesgerichtsurteile (Vorjahr 263). 
Es schaltete mit einer Ausnahme alle verfah-
rensabschliessenden Entscheide im Internet 
auf, um die Transparenz der Rechtsprechung 
zu gewährleisten. Die Dispositive aller Urteile 
wurden in der Eingangshalle des Bundesge-
richts in Lausanne öffentlich aufgelegt, in 97 
Fällen ohne Namensangabe. Letztere betrafen 
vor allem den Opferschutz in Strafsachen so-
wie einige Steuerfälle.
	 Das Bundesgericht hat sein Konzept für die 
Kommunikation mit den Medien neu gefasst 
und im Internet aufgeschaltet. Das Konzept 
wird durch interne Richtlinien ergänzt.
	 Die aktive Berichterstattung des Bundesge-
richts über seine Urteile ist im Berichtsjahr fort-
gesetzt worden. Das Bundesgericht berichtete 
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mit 15 (Vorjahr 16) Medienmitteilungen über 
seine Rechtsprechung, soweit ein besonderes 
öffentliches Interesse bestand. Acht weitere 
Medienmitteilungen betrafen die Organisation 
oder Verwaltung des Bundesgerichts oder sei-
ne Beziehungen mit anderen Gerichten. 
	 Für das Rahmenkonzept der eidgenössi-
schen Gerichte betreffend die Kommunikation 
mit den Medien siehe bei der Aufsichtstätigkeit. 

Beziehungen zu ausländischen Gerichten
Die internationalen Beziehungen des Bundes-
gerichts sind in erster Linie auf die Nachbarlän-
der und die europäischen Gerichte ausgerich-
tet. Es hat im Berichtsjahr die Kontakte zu den 
Gerichten der Europäischen Union verstärkt, 
indem es um Aufnahme in die «Association des 
Conseils d’États de l’Union européenne (ACA-
Europe)» ersuchte. Das Bundesgericht wird 
inskünftig als «Eingeladenes Mitglied» an den 
Tagungen teilnehmen können. Eine Mitglied-
schaft ist den EU-Ländern vorbehalten.
	 Das Bundesgericht richtete vom 4.–6.2.2010 
das sogenannte Sechser-Treffen der deutsch-
sprachigen Verfassungsgerichte (Deutschland, 
Österreich, Liechtenstein, Schweiz) sowie des 
Gerichtshofs der Europäischen Union und des 
Europäischen Gerichtshofs für Menschenrech-
te aus. Das Treffen diente dem Gedankenaus-
tausch in gemeinsam interessierenden Fragen. 
So wurden namentlich verfahrensrechtliche 
Probleme der Rechtsprechung und Wechsel-
beziehungen zwischen der nationalen und der 
internationalen Rechtsprechung behandelt. Im 
Rahmen dieses Treffens fand auch eine Be-
gegnung mit der Vorsteherin des EJPD statt.
	 Am 3.12.2010 besuchte eine alle Abteilun-
gen umfassende Delegation des Bundesge-
richts den Europäischen Gerichtshof für Men-
schenrechte in Strassburg. In drei Sessionen 
wurden der Vollzug der Urteile des EGMR 
durch die Nationalstaaten, die Kontrolle der 
Verfassungs- und der Konventionsmässigkeit 
sowie die Erschöpfung des nationalen Instan-
zenzugs behandelt. Das Treffen erwies sich 
als aufschlussreich. In verschiedenen grund-
sätzlichen Rechtsprechungsfragen bestehen 
allerdings weiterhin Differenzen.	
	 Das Bundesgericht nahm vom 1.– 3. Sep-
tember am Treffen der obersten deutschspra-
chigen Verwaltungsgerichte in Vaduz teil, das 
Problemen der internationalen Amts- und 

Rechtshilfe sowie Problemen der polizeilichen 
Generalklausel gewidmet war. Es erwiderte 
vom 19.–24.9.2010 in Moskau und St. Peters-
burg beim Obersten Gericht, beim obersten 
Wirtschaftsgericht und beim Verfassungsge-
richt der Russischen Föderation frühere Besu-
che dieser Gerichte am Bundesgericht. Vom 
17.–19.10.2010 traf sich das Bundesgericht mit 
dem Verfassungsgericht der Republik Öster-
reich in Wien zu weiteren Fachgesprächen.
	 Das Bundesgericht nahm am 13.7.2010 in 
Paris an der Sitzung des Büros der ACCPUF 
teil, der Vereinigung der frankophonen Verfas-
sungsgerichte. Es empfing im Verlaufe des 
Jahres verschiedene ausländische Richterde-
legationen und besuchte einige weitere inter-
nationale Tagungen.

Beziehungen zum Parlament
Bundesgericht und Parlament pflegten im Be-
richtsjahr wiederum intensive und konstruktive 
Kontakte. Die Subkommissionen Gerichte der 
Geschäftsprüfungskommissionen (GPK) hiel-
ten ihre jährliche Sitzung zu den Geschäftsbe-
richten des Bundesgerichts, des Bundesstraf-
gerichts und des Bundesverwaltungsgerichts 
am 21.4.2010 am Sitz des Bundesgerichts in 
Lausanne ab. In der Folge vertrat der Bundes-
gerichtspräsident die Geschäftsberichte in der 
Plenarsitzung der Geschäftsprüfungskommis-
sionen und in den eidgenössischen Räten. 
Ebenso vertrat er die Voranschläge und Rech-
nungen der drei eidgenössischen Gerichte in 
den Finanzkommissionen und in beiden Räten. 
	 Die vier Aufsichtskommissionen (die beiden 
GPK und die beiden Finanzkommissionen von 
National- und Ständerat) haben auf Antrag ei-
ner gemeinsamen Arbeitsgruppe beschlossen, 
in der Oberaufsicht über die Gerichte enger zu-
sammenzuarbeiten. Das neue Modell sieht vor, 
dass der Geschäftsbericht und die Rechnung 
im Frühjahr von allen vier Subkommissionen 
gemeinsam – statt wie bisher getrennt – mit 
den Gerichten besprochen werden. Für die Be-
handlung des Voranschlags im Herbst ist 
ebenfalls eine gemeinsame Sitzung aller vier 
Subkommissionen mit den Gerichten vorgese-
hen. Das Bundesgericht begrüsst die Koordi-
nation unter den vier Aufsichtskommissionen 
und die damit verbundene Verbesserung des 
Informationsflusses zur Oberaufsichtsbehörde. 
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Die Gerichtskommission hielt am 24. und 25. 
August 2010 eine ordentliche Sitzung am Bun-
desgericht ab. Dabei fand auch eine Bespre-
chung mit der Verwaltungskommission des 
Bundesgerichts statt. Behandelt wurden das 
Richterbild und Verfahrensfragen bei der Aus-
wahl künftiger Richter und Richterinnen.
	 Mit der Rechtskommission des Nationalra-
tes fand eine gemeinsame Besprechung der 
eidgenössischen Gerichte zur Anpassung der 
Richterlöhne bei den erstinstanzlichen Gerich-
ten statt.

Beziehungen zum EJPD
Im Berichtsjahr fanden keine besonderen 
Treffen statt.

Finanzen
Die Rechnung des Bundesgerichts weist im 
Berichtsjahr Ausgaben (inklusive Investitio-
nen) in der Höhe von Fr. 91 727 000 und Ein-
nahmen in der Höhe von Fr. 16 533 000 aus. 
Der Deckungsgrad betrug somit 18%. Die Ge-
richtsgebühren beliefen sich auf Fr. 11 472 000. 
Diesen Gebühren stehen effektive Verluste 
von Fr. 805 000 gegenüber. Gemessen an den 
fakturierten Gerichtsgebühren des Berichts-
jahres betragen die Verluste somit 7%. Die 
Wiedereingänge abgeschriebener Forderun-
gen betrugen Fr. 102 000.
	 Die Leistungsverrechnung gegenüber dem 
BVGer betrug Fr. 3 658 000. 

Betrag in CHF

Ausgaben (inkl. Investitionen) 91 727 000

Einnahmen 16 533 000

Aufsichtstätigkeit gegenüber  
den erstinstanzlichen Gerichten

Sitzungen
Am 16.4.2010 behandelte das Bundesgericht 
mit dem Bundesstrafgericht und dem Bundes-
verwaltungsgericht je getrennt die Rechnung 
2009 und den Voranschlag 2011 sowie ge-
richtsspezifische Fragen. Allgemeine Fragen 
der Aufsicht und Zusammenarbeit wurden in 
einem gemeinsamen Teil erörtert. Weitere Sit-
zungen fanden am 8. September beim Bundes-
verwaltungsgericht in Bern und am 1. Oktober 
beim Bundesstrafgericht in Bellinzona statt.

Berichterstattung
Die beiden schriftlichen Reportings Anfang 
und Mitte Jahr sowie die beiden Aufsichts
sitzungen im Frühling und Herbst haben sich 
gut eingespielt. Sie ermöglichen einen zweck-
mässigen Informationsfluss und wertvolle Kon-
takte zwischen den eidgenössischen Gerichten. 

Aufsichtsanzeigen
Beim Bundesgericht gingen je zwei Auf-
sichtsanzeigen gegen das Bundesstrafge-
richt und das Bundesverwaltungsgericht ein. 
Das Bundesgericht gab ihnen keine Folge.

Besondere Themen
Die Heimarbeit bzw. Telearbeit von Gerichts-
mitgliedern und Mitarbeitenden gab Anlass zu 
Diskussionen zwischen den Gerichten und mit 
der Oberaufsichtsbehörde. Es setzte sich 
schliesslich die Erkenntnis durch, dass in 
solch grundlegenden gerichtsorganisatori-
schen Fragen nicht jedes eidgenössische Ge-
richt eine vollständig andere Praxis haben 
sollte. Das Bundesverwaltungsgericht hat die 
Heimarbeit für die Richter und Richterinnen 
mit Plenarbeschluss vom 26.8.2010 ersatzlos 
wieder abgeschafft. Gemäss den Erläuterun-
gen des Bundesverwaltungsgerichts vor den 
Subkommissionen Gerichte der GPK vom 
9.11.2010 gilt damit für die Richter und Rich-
terinnen am Bundesverwaltungsgericht die 
gleiche Praxis wie beim Bundesgericht und 
Bundesstrafgericht: Die Vertrauensarbeitszeit 
ist grundsätzlich am Standort des Gerichts zu 
leisten; es gibt keine institutionalisierte Heim-
arbeit mehr. Für das Personal – vor allem die 
Gerichtsschreiber und Gerichtsschreiberin-
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nen – ist die Frage am Bundesverwaltungsge-
richt noch offen; am Bundesgericht und am 
Bundesstrafgericht ist sie untersagt.
	 Die drei eidgenössischen Gerichte haben 
die Arbeit für ein gemeinsames Rahmenkon-
zept für die Kommunikation der eidgenössi-
schen Gerichte mit den Medien aufgenommen 
(vgl. dazu die Empfehlung der GPK vom 
22.1.2010, BBl 2010 3910, sowie die Stellung-
nahme des Bundesgerichts vom 16.3.2010, 
BBl 2010 3914). Ein entsprechender Entwurf 
liegt bereits vor und wird nach der Verab-
schiedung der GPK zugeleitet werden.

Zusammenarbeit mit den  
erstinstanzlichen Gerichten

Die Zusammenarbeit zwischen den Diensten 
der Gerichte ist gut und sachorientiert. Durch 
die Trennung der Informatik hat sich die Zu-
sammenarbeit auf Stufe Dienste vermindert; 
gewisse Synergien können nun nicht mehr ge-
nutzt werden.
	 Bundesgericht, Bundesstrafgericht und 
Bundesverwaltungsgericht haben beschlos-
sen, im Internet eine gemeinsame Einstiegs-
seite zu schaffen. Diese sollte im Folgejahr 
aufgeschaltet werden können.
	 Der Generalsekretär und die beiden Gene-
ralsekretärinnen trafen sich am 17.3.2010, 
3.6.2010 und 13.10.2010 zum Gedankenaus-
tausch und zur Koordination verschiedener 
Fragen zwischen den Gerichten und gegen-
über der Bundesverwaltung.
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Eidgenössische Erlasskommission 
für die direkte Bundessteuer

Peter Agner trat auf Ende Jahr altershalber als 
Präsident der Eidgenössischen Erlasskom-
mission für die direkte Bundessteuer zurück. 
Das Gesamtgericht wählte für den Rest der 
Amtsdauer 2009 – 2014 mit Beschluss vom 
9.12.2010 und mit Wirkung ab 1.1.2011 den 
bisherigen Vizepräsidenten Arthur Gross zum 
Präsidenten und Peter Spinnler zum neuen Vi-
zepräsidenten.
 

Europäischer Gerichtshof  
für Menschenrechte (EGMR)

Im Berichtsjahr wurden beim Europäischen Ge-
richtshof für Menschenrechte 483 Beschwer-
den gegen die Schweiz offiziell registriert; 368 
Beschwerden (Vorjahr 471) wurden einem 
Spruchkörper zur Beurteilung zugewiesen.
	 Die Schweizerische Regierung wurde in 30 
Fällen zur Vernehmlassung eingeladen. In 27 
Fällen war das Bundesgericht letzte nationale 
Instanz, in einem Fall das Bundesverwaltungs-
gericht. Zwei Beschwerden wurden ohne vor-
instanzlichen Entscheid direkt beim Gerichts-
hof eingereicht.
	 Das Bundesgericht wurde vom Schweizeri-
schen Prozessbevollmächtigten in 22 Fällen 
(Vorjahr 16) zur Vernehmlassung eingeladen. 
	 Der EGMR stellte in 8 von 11 im Berichts-
jahr materiell beurteilten Fällen gegen die 
Schweiz eine Verletzung der Konvention durch 
die Schweiz fest (Vorjahr 5 Verletzungen).
	 Im Fall Jusic wurde die Ausschaffungshaft 
eines rechtskräftig abgewiesenen Asylbewer-
bers aus Bosnien-Herzegowina als men-
schenrechtswidrig beurteilt, weil jener nach 
Auffassung des Europäischen Gerichtshofs 
Bindungen zur Schweiz besass und keine 
konkreten Anstalten gezeigt hatte, dass er 
sich der Wegweisung entziehen werde. Des-
sen Erklärung, er werde mit seiner Familie un-
ter keinen Umständen in sein Heimatland zu-
rückkehren, genügte nicht. Für den EGMR 
waren die damals geltenden schweizerischen 
Voraussetzungen für die Anordnung der Aus-
schaffungshaft nach der Rechtsprechung des 
Bundesgerichts nicht erfüllt (Verletzung von 
Art. 5 EMRK).
	 In den konnexen Fällen Mengesha Kimfe 
und Agraw beanstandete der EGMR, dass die 
Schweizer Behörden zwei illegal und getrennt 
eingereiste, definitiv abgewiesene äthiopi-
sche Asylbewerber – die während ihres Auf-
enthalts in der Schweiz geheiratet hatten, 
aber nicht ausreisen konnten, weil Äthiopien 
die Repatriierung verweigerte – fünf Jahre 
lang nicht dem gleichen Kanton zugewiesen 
und diese damit der Möglichkeit beraubt hat-
ten, an einem gemeinsamen Aufenthaltsort 
ein Familienleben zu führen. Vorinstanz war 
hier das EJPD (Verletzung von Art. 8 EMRK).



16

Im Fall Rose stellte der EGMR fest, dass sich 
unter den Mitgliedstaaten des Europarates ein 
Konsens hin zur Gleichberechtigung der Ehe-
leute bei der Wahl des Familiennamens ab-
zeichne, ihren ursprünglichen Namen beizube-
halten oder den Familiennamen gleichberechtigt 
zu bestimmen. Die Weigerung der Schweizer 
Behörden, beide Eheleute ihren angestammten 
Namen tragen zu lassen, was möglich gewe-
sen wäre, wenn nicht der Ehegatte, sondern 
die Ehegattin ungarischer Abstammung gewe-
sen wäre, wurde als sachlich nicht begründete 
und unangemessene unterschiedliche Behand-
lung der Eheleute beurteilt (Verletzung von Art. 
14 in Verbindung mit Art. 8 EMRK).
	 Der Fall Neulinger-Shuruk betraf eine Kin-
desrückführung nach Israel. Das Bundesge-
richt hatte die Rückführung des Kindes ange-
ordnet. Dagegen führten Mutter und Kind in 
Strassburg Beschwerde. Der EGMR ersuchte 
daraufhin die Schweiz, das Urteil des Bun-
desgerichts während des Verfahrens nicht zu 
vollstrecken. Drei Jahre nach dem Urteil des 
Bundesgerichts stellte der EGMR fest, dass 
das nationale Urteil im Urteilszeitpunkt kon-
ventionsmässig war, erkannte aber auch, 
dass sich durch den Zeitablauf des eigenen 
Verfahrens in Strassburg die Verhältnisse der-
art verändert hatten, dass der Vollzug des 
bundesgerichtlichen Urteils nun eine Konven-
tionsverletzung bedeuten würde (Verletzung 
von Art. 8 EMRK). Die Schweiz wurde ver-
pflichtet, Mutter und Kind für das Verfahren 
zu entschädigen.

In den Fällen Schaller-Bossert und Ellès stell-
te der EGMR einmal mehr eine Verletzung des 
Grundsatzes auf ein faires Verfahren fest, weil 
den Parteien keine Frist für weitere Stellung-
nahmen zu Eingaben anderer Verfahrensbe-
teiligter oder der Vorinstanz angesetzt wurde 
(Verletzung von Art. 6 EMRK). Im Übrigen sie-
he hierzu vorne unter «Koordination der Recht-
sprechung».
	 Der Fall Borer betraf die rechtliche Grund-
lage der Haft. Der Gerichtshof stellte fest, die 
im schweizerischen Verfahren angewandte 
Bestimmung betreffe eine andere Konstellati-
on der Freiheitsentziehung und könne nicht 
als Grundlage für einen neuen Hafttyp heran-
gezogen werden. Auch die Rechtsprechung 
des Bundesgerichts wurde im konkreten Fall 
nicht als hinreichendes Präjudiz anerkannt, 
weil dessen Urteile verschiedene Kantone mit 
unterschiedlichen Regelungen beträfen (Ver-
letzung von Art. 5 EMRK).
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Doppelspurigkeit von  
Straf- und Administrativverfahren  
(Führerausweisentzug)
Bei Verkehrsdelikten entscheidet in Anwen-
dung der Strafbestimmungen des Strassen
verkehrsgesetzes (Art. 90 ff. SVG) zuerst die 
Strafbehörde. Daraufhin beurteilt mit Bezug 
auf denselben Sachverhalt die Administrativ-
behörde die Frage des Führerausweisentzugs 
(vgl. Art. 16 ff. SVG). Nach der Praxis des 
Bundesgerichts stellen Entscheide über den 
Führerausweisentzug ebenfalls Entscheide 
über eine strafrechtliche Anklage im Sinne 
von Art. 6 Ziff. 1 EMRK dar (BGE 121 II 22). 
Nach der bisherigen Rechtsprechung ist die 
Doppelspurigkeit von Strafverfahren und Ad-
ministrativverfahren zwar mit dem Grundsatz 
«ne bis in idem» vereinbar (BGE 125 II 402 E. 1;  
133 II 331 E. 5.2). Dessen ungeachtet verste-
hen die Rechtsuchenden diese Doppelspurig-
keit aus nachvollziehbaren Gründen nicht,  
zumal der Führerausweisentzug für die Fahr-
zeuglenker als die wirklich spürbare Reaktion 
des Staates auf ein Fehlverhalten im Stras-
senverkehr und von den Betroffenen als ei-
gentliche Strafe empfunden wird. Hinzu kom-
men Kosten für zwei Verfahren. Schliesslich 
ist aufgrund eines Entscheides des Europäi-
schen Gerichtshofs für Menschenrechte (i.S. 
Sergueï Zolotoukhine c. Russie vom 10. Feb-
ruar 2009, requête 14939/03) fraglich, ob die 
Doppelspurigkeit des strafrechtlichen und 
des ebenfalls strafrechtliche Sanktionen be-
treffenden verwaltungsrechtlichen Verfahrens 
wegen derselben Sache mit Art. 4 Ziff. 1 des 
Protokolls Nr. 7 zur EMRK («ne bis in idem» 
bzw. Recht, wegen derselben Sache nicht 
zweimal vor Gericht gestellt oder bestraft zu 
werden) weiterhin zulässig ist.

Erste öffentlich-rechtliche Abteilung
Datenschutz
Der Eidgenössische Datenschutz- und Öffent-
lichkeitsbeauftragte (EDÖB) empfahl im Jahr 
2008 der L. AG, die Bearbeitung von Daten aus 
Peer-to-Peer-Netzwerken (P2P) einzustellen. 
Die von dieser Gesellschaft betriebene Unter-
nehmung hatte im Auftrag von Urheberrechts-
inhabern nach urheberrechtlich geschützten 
Werken gesucht, welche in derartigen Netz-
werken angeboten wurden. Von den (anony-
men) Anbietern zeichnete sie eine Reihe von 
Daten auf (insbesondere die IP-Adresse). Die 
Urheberrechtsinhaber verwendeten diese Da-
ten, um Strafanzeige gegen Unbekannt einzu-
reichen und schliesslich zivilrechtliche Scha-
denersatzforderungen geltend zu machen. Da 
seine Empfehlung nicht befolgt wurde, gelang-
te der EDÖB ans Bundesverwaltungsgericht 
und schliesslich ans Bundesgericht.
	 Im Urteil 1C_285/2009 vom 8. September 
2010 (zur Publikation vorgesehen) erwog das 
Bundesgericht, dass die Tätigkeit der L. AG ei-
nen schweren Eingriff in die Privatsphäre der 
betroffenen Nutzer bewirke, welche der Staat 
zu schützen habe. Dieser Eingriff könne nicht 
durch ein überwiegendes Interesse der L. AG 
oder der Urheberrechtsinhaber gerechtfertigt 
werden. Es hielt zudem fest, dass jene Tätigkeit 
unter dem Blickwinkel des Bundesgesetzes 
vom 20. Juni 2003 über die verdeckte Ermitt-
lung (BVE; SR 312) und des Verhältnismässig-
keitsgrundsatzes problematisch sein könnte. 
Angesichts der festgestellten Verletzung des 
Bundesgesetzes vom 19. Juni 1992 über den 
Datenschutz (DSG; SR 235.1) ging es diesen 
Fragen indessen nicht weiter nach. Abschlies-
send stellte es fest, dass die aktuelle Situation 
zumindest hinsichtlich des Urheberrechts-
schutzes unbefriedigend erscheine, dass es in-
dessen Sache des Gesetzgebers sei, die not-
wendigen Massnahmen zu treffen, um einen 
den neuen Technologien angepassten Urhe-
berrechtsschutz zu gewährleisten.

Hinweise an den Gesetzgeber
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einbar ist. Da das Bundesgericht jedoch zur 
Anwendung des Bundesgesetzes verpflichtet 
ist, ist es darauf beschränkt, diese Verfas-
sungswidrigkeit dem Bundesgesetzgeber an-
zuzeigen und ihn einzuladen, den Text von 
Art. 14 Abs. 4 AsylG zu überprüfen und einer 
verfassungskonformen Lösung zuzuführen.

Kontrollzuschlag für die Benutzung  
eines öffentlichen Verkehrsbetriebes  
ohne gültigen Fahrschein 
Am 26. August 2010 urteilte die II. öffentlich-
rechtliche Abteilung des Bundesgerichts in 
zwei Fällen, in denen es um die Erhebung ei-
nes Kontrollzuschlags für die Benutzung ei-
nes öffentlichen Verkehrsbetriebes ohne gül-
tigen Fahrschein ging (BGE 136 II 457 und 
489). Aufmerksamkeit in der Öffentlichkeit er-
regte insbesondere der Entscheid, wonach es 
bundesrechtswidrig ist, sog. Graufahrer (Fah-
ren in der ersten Klasse mit einem Billett der 
zweiten Klasse) mit einem gleichen Zuschlag 
zu belasten wie Schwarzfahrer (Benutzung ei-
nes Verkehrsmittels überhaupt ohne Fahr-
schein). Das Bundesgericht hatte in diesem 
Zusammenhang allerdings auch über die 
Rechtsnatur des Kontrollzuschlages und den 
zu beschreitenden Rechtsweg zu befinden, 
worüber die Medien kaum berichteten. Das 
Bundesgericht entschied aufgrund der gel-
tenden gesetzlichen Regelung, dass der Kon-
trollzuschlag zivilrechtlicher Natur und darü-
ber im Streitfall im Zivilprozess zu entscheiden 
ist. Das Bundesgericht war sich dabei, ohne 
dies in der Urteilsbegründung auszuführen, 
bewusst, dass es für die öffentlichen Ver-
kehrsbetriebe problematisch sein kann, wenn 
sie den Kontrollzuschlag – nicht anders übri-
gens als auch den Fahrpreis – vor den Zivilge-
richten einklagen müssen und darüber nicht 
öffentlich-rechtlich verfügen dürfen. Das kann 
mit erheblichen Umtrieben verbunden sein, 
wenn ein städtischer Verkehrsbetrieb seine 
Ansprüche gegen einen Reisenden mit Wohn-
sitz in einem anderen Kanton durchsetzen 
muss. Das geltende Gesetz lässt eine andere 
Auslegung jedoch nicht zu. Es könnte sich 
rechtfertigen, diese Regelung zu überprüfen, 
um den öffentlichen Transportunternehmun-
gen die Durchsetzung ihrer Ansprüche aus 
dem Personentransport zu erleichtern.

Zweite öffentlich-rechtliche Abteilung
Quellensteuer: Diskriminierungsverbot 
schweizerischer Steuerpflichtiger
In BGE 136 II 241 hat die II. öffentlich-rechtli-
che Abteilung erkannt, dass ein Steuerpflich-
tiger schweizerischer Nationalität sich gegen-
über der Schweiz auf Art. 2 FZA und Art. 9 
Abs. 2 Anhang I FZA berufen kann, wenn er 
sich ihr gegenüber in einer mit anderen 
Rechtssubjekten vergleichbaren Situation be-
findet, die sich auf die durch das FZA garan-
tierten Rechte und Freiheiten berufen können. 
Das Bundesgericht hat festgestellt, dass der 
Pauschalabzug, der im Steuertarif der Quel-
lensteuer des kantonalen Rechts und des 
Bundesrechts enthalten ist, das in Art. 2 FZA 
und Art. 9 Abs. 2 Anhang I FZA statuierte 
Diskriminierungsverbot verletzt, weshalb für 
den der Quellensteuer Unterworfenen unmit-
telbar dieselbe Regelung der steuerlichen Ab-
züge massgeblich ist wie für die sich in der 
Schweiz aufhaltenden Steuerpflichtigen, die 
der ordentlichen Steuer unterliegen.

Parteistellung des Asylbewerbers im 
ausländerrechtlichen Bewilligungsverfahren
In seinem Urteil 2D_41/2010 vom 15. Dezem-
ber 2010 (zur Publikation vorgesehen) befass-
te sich das Bundesgericht mit dem Fall eines 
abgewiesenen Asylbewerbers, der in seinem 
Aufenthaltskanton um eine Aufenthaltsbewilli-
gung nachsuchte. Die kantonale Ausländer-
rechtsbehörde hatte es abgelehnt, das Ge-
such dem Bundesamt für Migration zur 
Zustimmung zu unterbreiten. Auf die dagegen 
erhobene Beschwerde trat die kantonale Re-
kurskommission nicht ein, was das kantonale 
Verwaltungsgericht bestätigte; dies unter Hin-
weis auf Art. 14 Abs. 4 AsylG, wonach die be-
troffene Person nur beim Zustimmungsver-
fahren vor dem Bundesamt Parteistellung hat, 
das wegen der Haltung der kantonalen Behör-
de vorliegend nicht eröffnet wurde. Art. 14 
Abs. 4 AsylG hat zur Folge, dass der abgewie-
sene Asylbewerber die seine Aufenthaltsbe-
willigung betreffende Rechtsstreitigkeit nicht 
einer richterlichen Behörde zur Beurteilung 
unterbreiten kann. Die II. öffentlich-rechtliche 
Abteilung hat festgestellt, dass der fehlende 
Zugang zur richterlichen Beurteilung mit der 
Rechtsweggarantie von Art. 29a BV nicht ver-
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Strafrechtliche Abteilung
Zwangsernährung
Das Bundesgericht musste sich im Berichts-
jahr erstmals mit der Problematik eines länger 
andauernden Hungerstreiks eines Strafgefan-
genen befassen. Die Behörden des Kantons 
Wallis hatten diesem nach einem Hungerstreik 
von ungefähr zwei Monaten eine Unterbre-
chung des Strafvollzugs für die Dauer von 
zwei Wochen bewilligt. Nach der Rückverset-
zung in den Strafvollzug trat der Gefangene 
aus Protest gegen die Strafe wiederum in den 
Hungerstreik. Die Walliser Behörden lehnten 
eine erneute Unterbrechung des Strafvollzugs 
ab. Die Strafrechtliche Abteilung des Bundes-
gerichts wies die vom Strafgefangenen dage-
gen erhobene Beschwerde mit Urteil 
6B_599/2010 vom 26.  August 2010 ab. Nach 
Art. 92 StGB darf der Vollzug von Strafen und 
Massnahmen aus wichtigen Gründen unter-
brochen werden. Im konkreten Fall bestand 
angesichts der Dauer des Hungerstreiks und 
der festen Entschlossenheit des Strafgefange-
nen, diesen fortzusetzen, die Gefahr von irre-
versiblen Schäden für die Gesundheit. Darin 
liegt ein wichtiger Grund im Sinne von Art. 92 
StGB. Allerdings ist vom Grundsatz auszuge-
hen, dass eine Freiheitsstrafe ohne Unterbre-
chung zu vollziehen ist. Eine Unterbrechung 
des Strafvollzugs ist erst zu bewilligen, wenn 
die im konkreten Fall angemessene medizini-
sche Betreuung und Pflege des Strafgefange-
nen weder in der Krankenstation der Strafan-
stalt noch in einer Gefangenenabteilung eines 
Spitals im Rahmen des Strafvollzugs gewähr-
leistet werden kann. Das Bundesgericht be-
stätigte den die Unterbrechung des Strafvoll-
zugs ablehnenden kantonalen Entscheid, weil 
die angemessenen medizinischen Vorkehrun-
gen in der Gefangenenabteilung des Genfer 
Universitätsspitals getroffen werden konnten, 
in welche der Strafgefangene verlegt worden 
war. Es erachtete mit Rücksicht auf die sich 
unter anderem aus Art.  2 EMRK ergebende 
Verpflichtung des Staates, das Leben und die 
Gesundheit des Strafgefangenen zu schützen, 
eine Zwangsernährung als zulässig. Diese 
stellt keinen unverhältnismässigen Eingriff in 
die Meinungsäusserungsfreiheit und die per-
sönliche Freiheit des Strafgefangenen dar. Sie 
verstösst auch nicht gegen das Verbot der un-

Erste zivilrechtliche Abteilung
Amtliche Publikation von Erlassen
Die verbindlichen Gesetzesnormen sind zu-
weilen schwer auffindbar. Wenn Gesetze 
kurzfristig oder mehrmals geändert werden, 
sind die für eine bestimmte Zeitperiode gel-
tenden Bestimmungen nicht immer eindeutig 
definierbar, und wenn in den Schlussbestim-
mungen neuer Erlasse Änderungen vorge-
nommen werden, die nicht sofort in die geän-
derten Erlasse eingefügt werden, ist es 
schwierig, das massgebende Recht aufzufin-
den. Die amtliche Publikation von Erlassen 
sollte Klarheit schaffen über die Geltung von 
Normen und deren massgebende Fassung. 
	 Nun ist zwar vorgesehen, dass die allge-
mein verbindlich erklärten Normen von Ge-
samtarbeitsverträgen, die normativen Cha-
rakter haben, amtlich publiziert werden. Das 
Bundesgericht musste aber feststellen, dass 
die Publikation nicht oder nicht gehörig er-
folgt, so dass sich die Parteien in erster Linie 
darüber stritten, wie die massgebende Be-
stimmung in einem bestimmten Zeitpunkt lau-
tete (BGE 136 III 283 E. 2.3). Um zeitaufwändi-
ge und unergiebige Recherchen zu vermeiden 
und vor allem den Rechtsuchenden die Kennt-
nis des geltenden Rechts zu erleichtern, wird 
angeregt, die amtliche Publikation so zu ver-
bessern, dass die verbindliche Fassung der 
massgebenden Normen für alle interessierten 
Bürgerinnen und Bürger ohne unüberwindli-
che Hindernisse zugänglich ist. 
	 Wünschbar wäre, dass die in einem be-
stimmten Zeitpunkt geltende Gesetzesnorm 
jederzeit (elektronisch) abgerufen und auch 
das geänderte Recht sofort mit Inkrafftreten 
in der massgebenden Fassung verlässlich zur 
Kenntnis genommen werden kann.
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Erste sozialrechtliche Abteilung
Beginn des UVG-Versicherungsschutzes
Gemäss Art. 3 Abs. 1 UVG beginnt der Versi-
cherungsschutz nach UVG an dem Tag, an 
welchem der Arbeitnehmer auf Grund der An-
stellung die Arbeit antritt oder hätte antreten 
sollen, in jedem Fall aber im Zeitpunkt, da er 
sich auf den Weg zur Arbeit begibt. In Anbe-
tracht dieser klaren Gesetzeslage wurde an 
der bisherigen Rechtsprechung, wonach für 
den Beginn des UVG-Versicherungsschutzes 
nicht der erste Tag des Anstellungsverhältnis-
ses, sondern der effektive (bzw. vorgesehene) 
Antritt der Arbeit massgebend ist, auch in ei-
nem neueren Urteil festgehalten (BGE 136 V 
339). Dies kann indes zu unbefriedigenden Er-
gebnissen führen, beispielsweise wenn der 
Stellenantritt infolge eines Feiertages, Wo-
chenendes oder zu Beginn bezogener bezahl-
ter Ferien nicht am ersten Tag des Arbeitsver-
hältnisses erfolgt. Der Bundesrat hat das 
entsprechende Problem denn auch erkannt 
und in seiner Botschaft zur Änderung des 
Bundesgesetzes über die Unfallversicherung 
(Unfallversicherung und Unfallverhütung; Or-
ganisation und Nebentätigkeiten der SUVA) 
vom 30. Mai 2008 (BBl 2008 5395 ff.) eine 
Neufassung des Art. 3 Abs. 1 UVG namentlich 
in dem Sinne vorgeschlagen, als er die Kom-
petenz erhält, den Beginn der Versicherung in 
derartigen Sonderfällen zu regeln. Damit wür-
de einem in der Vernehmlassung geäusserten 
Wunsch Rechnung getragen, ohne das be-
währte bisherige System von Grund auf um-
zugestalten (BBl 2008 5424 und 5466). 

menschlichen oder erniedrigenden Behand-
lung, wenn sie im Sinne der Rechtsprechung 
der Europäischen Kommission und des Euro-
päischen Gerichtshofes für Menschenrechte 
nach den Regeln der ärztlichen Kunst durch-
geführt wird. Allerdings fehlt es sowohl im 
Bundesrecht als auch in den kantonalen 
Rechten mit Ausnahme der Kantone Zürich, 
Bern und Neuenburg für die Zwangsernäh-
rung an einer Grundlage in einem formellen 
Gesetz. Die Zwangsernährung kann indessen 
als ärztliche Behandlung einer bestimmten 
Person gestützt auf die polizeiliche General-
klausel angeordnet werden. Es stellt sich da-
her die Frage, ob die Zwangsernährung von 
hungerstreikenden Personen im Straf- und 
Massnahmenvollzug nicht gesetzlich geregelt 
werden sollte (BGE 136 IV 97).
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Geschäfte Verfahrensausgang
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Öffentlich-rechtliche Streitigkeiten
Unter dem
OG beurteilte
Streitigkeiten

Verwaltungsgerichtsbeschwerden  
und andere Rechtsmittel – 4 – – – – – – – – – –

Total – 4 – – – – – – 2 1 1 –

Unter dem  
BGG beurteilte  
Streitigkeiten

Beschwerden in öffentlich- 
rechtlichen Angelegenheiten 3598 3669 1390 3683 3775 1298 129 1080 1808 487 263 8

Subsidiäre Verfassungsbeschwerden 450 465 66 404 405 65 13 310 68 13 1 –

Klagen 7 3 6 4 4 6 1 2 1 – – –

Revisionsgesuche usw. 72 69 15 78 81 12 2 32 39 6 2 –

Total 4127 4206 1477 4169 4265 1381 145 1424 1916 506 266 8

Total 4127 4210 1477 4169 4265 1381 145 1424 1916 506 266 8

Zivilsachen und SchKG-Beschwerden
Unter dem
OG beurteilte
Streitigkeiten

Berufungen und andere Rechtsmittel – 1 – – – – – – – – – –

Revisionsgesuche usw. 1 1 – – – – – – – – – –

Total 1 2 – – – – – – – – – –

Unter dem  
BGG beurteilte  
Streitigkeiten

Beschwerden in Zivilsachen 1520 1504 413 1612 1598 427 108 576 722 191 1 –

Revisionsgesuche usw. 25 24 4 27 25 6 2 8 13 2 – –

Total 1545 1528 417 1639 1623 433 110 584 735 193 1 –

Total 1546 1530 417 1639 1623 433 110 584 735 193 1 –

Strafrechtspflege
Unter dem
OG beurteilte
Streitigkeiten

Nichtigkeitsbeschwerden  
und andere Rechtsmittel – 1 – – – – – – – – – –

Total – 1 – – – – – – – – – –

Unter dem  
BGG beurteilte  
Streitigkeiten

Beschwerden in Strafsachen 1488 1471 334 1536 1514 356 50 543 704 209 8 –

Revisionsgesuche usw. 24 26 2 19 18 3 – 7 10 1 – –

Total 1512 1497 336 1555 1532 359 50 550 714 210 8 –

Total 1512 1498 336 1555 1532 359 50 550 714 210 8 –

Weitere Geschäfte
Aufsichtsbeschwerden 4 4 1 4 4 1 1 3 – – – –

Total 4 4 1 4 4 1 1 3 – – – –

Gesamttotal 7189 7242 2231 7367 74242 2174 306 2561 3365 909 275 8

1 Geringfügige Unterschiede gegenüber den Zahlenangaben im  
vorjährigen Geschäftsbericht sind durch spätere Änderungen bedingt  
(Prozessvereinigungen / Trennungen usw.)

2 Hinzu kommen 22 EMRK-Vernehmlassungen

Art und Zahl der Geschäfte
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Eingegangene Streitsachen nach Sprachen

Eingänge, Erledigungen, Überträge
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7367 / 100%

Streitsachen nach Sprachen 2010

7424 / 100%

Italienisch: 
384 / 5,2%

Italienisch: 
415 / 5,6%

Französisch: 
2414 / 32,8%

Französisch: 
2384 / 32,1%

Deutsch: 
4569 / 62,0%

Deutsch: 
4625 / 62,3%

0

1000

2000

3000

4000

5000

0

1000

2000

3000

4000

5000

6000

7000

8000

2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009

2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2009 20102008

0

1000

2000

3000

4000

5000

6000

7000

8000

2010

Abschreibung:  
306 / 4,1%

Nichteintreten:  
2561 / 34,5%

Abweisung,  
Ablehnung: 

3365 / 45,3%

Gutheissung,  
Bewilligung: 
909 / 12,2%

Rückweisung, 
Überweisung: 
283 / 3,9%

Art der Erledigung 2010

Total: 7424 / 100%

Eingänge Erledigungen
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Öffentlich-rechtliche Streitigkeiten b
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Unter dem  
BGG beurteilte  
Streitigkeiten

Beschwerden in öffentlich- 
rechtlichen Angelegenheiten 628 1296 1014 718 116 3 3775

Subsidiäre Verfassungsbeschwerden 181 191 23 8 2 – 405

Klagen – 3 – 1 – – 4

Revisionsgesuche usw. 34 37 5 4 1 – 81

Total 843 1527 1042 731 119 3 4265

Zivilsachen und SchKG-Beschwerden
Unter dem  
BGG beurteilte  
Streitigkeiten

Beschwerden in Zivilsachen 340 860 275 96 21 6 1598

Revisionsgesuche usw. 7 17 1 – – – 25

Total 347 877 276 96 21 6 1623

Strafrechtspflege
Unter dem  
BGG beurteilte  
Streitigkeiten

Beschwerden in Strafsachen 558 640 251 49 16 – 1514

Revisionsgesuche usw. 7 9 1 1 – – 18

Total 565 649 252 50 16 – 1532

Weitere Geschäfte
Aufsichtsbeschwerden 1 3 – – – – 4

Total 1 3 – – – – 4

Gesamttotal 1756 3056 1570 877 156 9 7424

Dauer der Geschäfte

Dauer der Geschäfte

8000

6000

4000

2000

0

bis 1 Monat: 1756 / 23,7%

1 bis 3 Monate: 3056 / 41,2%

mehr als 2 Jahre: 9 / 0,1%

1 bis 2 Jahre: 156 / 2,1%

7 bis 12 Monate: 877 / 11,8%

4 bis 6 Monate: 1570 / 21,1%

Total: 7424 / 100%
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Erledigungen Übertragene Fälle
Mittlere Dauer  
(Tage)

Maximale Dauer 
(Tage)

Öffentlich-rechtliche Streitigkeiten b
is
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Unter dem  
BGG beurteilte  
Streitigkeiten

Beschwerden in öffentlich- 
rechtlichen Angelegenheiten 138 17 154 952 242 124 1055

Subsidiäre Verfassungsbeschwerden 50 19 64 469 141 88 611

Klagen 95 14 107 217 22 520 1235

Revisionsgesuche usw. 57 13 70 420 36 72 298

Durchschnitt 128 17 144 124

Zivilsachen und SchKG-Beschwerden
Unter dem  
BGG beurteilte  
Streitigkeiten

Beschwerden in Zivilsachen 96 27 118 877 173 105 794

Revisionsgesuche usw. 45 14 59 144 50 222 743

Durchschnitt 95 27 117 106

Strafrechtspflege
Unter dem  
BGG beurteilte  
Streitigkeiten

Beschwerden in Strafsachen 75 11 86 554 252 89 683

Revisionsgesuche usw. 53 7 60 253 13 28 60

Durchschnitt 75 11 85 88

Weitere Geschäfte
Aufsichtsbeschwerden 65 9 74 103 15 458 458

Durchschnitt 65 9 74 458

Gesamtdurchschnitt 110 18 126 115

Mittlere und maximale Dauer der Geschäfte
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Erledigungsquotienten

Erledigung  
Neueingänge (Q1)

Erledigung Überträge  
aus den Vorjahren (Q2)

Verhältnis Neueingänge 
zu Erledigungen (Q3)
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I. öffentlich-rechtliche Abteilung 1058 843 (80%) 215 (20%) 289 284    (98%) 5 (2%) 1058 1127 (107%)

II. öffentlich-rechtliche Abteilung 1077 682 (63%) 395 (37%) 390 372 (95%) 18  (5%) 1077 1054 (98%)

I. zivilrechtliche Abteilung 848 632 (75%) 216 (25%) 231 226 (98%) 5  (2%) 848 858 (101%)

II. zivilrechtliche Abteilung 1102 852 (77%) 250 (23%) 225 218 (97%) 7  (3%) 1102 1070 (97%)

Strafrechtliche Abteilung 1122 811 (72%) 311 (28%) 276 270 (98%) 6  (2%) 1122 1081 (96%)

I. sozialrechtliche Abteilung 1078 719 (67%) 359 (33%) 396 394 (99%) 2  (1%) 1078 1113 (103%)

II. sozialrechtliche Abteilung 1078 700 (65%) 378 (35%) 423 417 (99%) 6  (1%) 1078 1117 (104%)

Weitere 4 4 (100%) – 1 – 1 (100%) 4 4   (100%)

Total 7367 5243 (71%) 2124 (29%) 2231 2181 (98%) 50 (2%) 7367 7424 (101%)
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Erledigung  
Neueingänge (Q1)

Erledigung Überträge aus 
den Vorjahren (Q2)

Verhältnis Neueingänge  
zu Erledigungen (Q3)

	 eingegangen vor: 

	 mehr als 2 Jahren:	 5

	 1 bis 2 Jahren:	 45

erledigt 2010:  
5243 / 71%

Übertrag 
auf 2011:  
2124 / 29%

7367 / 100%Total 2231 / 100%

erledigt 2010:  
2181 / 98%

Übertrag 
auf 2011:  
50 / 2%

Eingänge: 
7367

Erledigungen: 
7424
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Einzel-
richter Zirkulationsweg Sitzungen
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Öffentlich-rechtliche Streitigkeiten
Unter dem  
BGG beurteilte  
Streitigkeiten

Beschwerden in öffentlich- 
rechtlichen Angelegenheiten 1010 2417 319 2736 1 28 29

Subsidiäre Verfassungsbeschwerden 304 92 8 100 – 1 1

Klagen 2 1 1 2 – – –

Revisionsgesuche usw. 3 69 8 77 1 – 1

Total 1319 2579 336 2915 2 29 31

Zivilsachen und SchKG-Beschwerden
Unter dem  
BGG beurteilte  
Streitigkeiten

Beschwerden in Zivilsachen 539 872 173 1045 1 13 14

Revisionsgesuche usw. 2 23 – 23 – – –

Total 541 895 173 1068 1 13 14

Strafrechtspflege
Unter dem  
BGG beurteilte  
Streitigkeiten

Beschwerden in Strafsachen 520 893 91 984 – 10 10

Revisionsgesuche usw. 2 16 – 16 – – –

Total 522 909 91 1000 – 10 10

Weitere Geschäfte
Aufsichtsbeschwerden – 4 – 4 – – –

Total – 4 – 4 – – –

Gesamttotal 2382 4387 600 4987 3 52 55

Art der Erledigung (Spruchkörper / Entscheidfindung)

8000

6000

4000

2000

0

Einzelrichterentscheide: 2382 / 32,1%

Sitzungen: 55 / 0,7%

Zirkulationsweg: 4987 / 67,2%

Total: 7424 / 100%

Art der Erledigung
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0

3 Richter: 4387 / 88,0%

5 Richter: 600 / 12,0%

davon:
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0

davon:

3 Richter: 3 / 5,5%

5 Richter: 52 / 94,5%
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I. öffentlich-rechtliche Abteilung Ü
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Unter dem  
BGG beurteilte  
Streitigkeiten

Beschwerden in öffentlich-rechtlichen Angelegenheiten 219 578 630 167

Beschwerden in Strafsachen 60 433 451 42

Subsidiäre Verfassungsbeschwerden 4 13 11 6

Klagen – 1 1 –

Revisionsgesuche usw. 6 33 34 5

Total 289 1058 1127 220

II. öffentlich-rechtliche Abteilung
Unter dem  
BGG beurteilte  
Streitigkeiten

Beschwerden in öffentlich-rechtlichen Angelegenheiten 364 985 956 393

Subsidiäre Verfassungsbeschwerden 18 76 82 12

Klagen 6 3 3 6

Revisionsgesuche usw. 2 13 13 2

Total 390 1077 1054 413

I. zivilrechtliche Abteilung
Unter dem  
BGG beurteilte  
Streitigkeiten

Beschwerden in Zivilsachen 209 690 703 196

Subsidiäre Verfassungsbeschwerden 20 139 138 21

Revisionsgesuche usw. 2 19 17 4

Total 231 848 858 221

II. zivilrechtliche Abteilung
Unter dem  
BGG beurteilte  
Streitigkeiten

Beschwerden in Zivilsachen 204 922 895 231

Subsidiäre Verfassungsbeschwerden 19 172 167 24

Revisionsgesuche usw. 2 8 8 2

Total 225 1102 1070 257

Strafrechtliche Abteilung
Unter dem  
BGG beurteilte  
Streitigkeiten

Beschwerden in Strafsachen 274 1103 1063 314

Revisionsgesuche usw. 2 19 18 3

Total 276 1122 1081 317

I. sozialrechtliche Abteilung
Unter dem  
BGG beurteilte  
Streitigkeiten

Beschwerden in öffentlich-rechtlichen Angelegenheiten 387 1059 1091 355

Subsidiäre Verfassungsbeschwerden 5 3 6 2

Revisionsgesuche usw. 4 16 16 4

Total 396 1078 1113 361

II. sozialrechtliche Abteilung
Unter dem  
BGG beurteilte  
Streitigkeiten

Beschwerden in öffentlich-rechtlichen Angelegenheiten 420 1061 1098 383

Subsidiäre Verfassungsbeschwerden – 1 1 –

Revisionsgesuche usw. 3 16 18 1

Total 423 1078 1117 384

Weitere

Aufsichtsbeschwerden an die Verwaltungskommission 1 4 4 1

Total 1 4 4 1

Gesamttotal 2231 7367 7424 2174

Art und Zahl der Geschäfte nach Abteilungen
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I. öffentlich-rechtliche Abteilung: 1058

I. öffentlich-rechtliche Abteilung: 1127

I. öffentlich-rechtliche Abteilung: 220

II. öffentlich-rechtliche Abteilung: 1077

II. öffentlich-rechtliche Abteilung: 1054

II. öffentlich-rechtliche Abteilung: 413

I. zivilrechtliche Abteilung: 848

I. zivilrechtliche Abteilung: 858

I. zivilrechtliche Abteilung: 221

II. sozialrechtliche Abteilung: 1078

II. sozialrechtliche Abteilung: 1117

II. sozialrechtliche Abteilung: 384

II. zivilrechtliche Abteilung: 1102

II. zivilrechtliche Abteilung: 1070

II. zivilrechtliche Abteilung: 257

I. sozialrechtliche Abteilung: 1078

I. sozialrechtliche Abteilung: 1113

I. sozialrechtliche Abteilung: 361

Weitere: 4

Weitere: 4

Weitere: 1

Strafrechtliche Abteilung: 1122

Strafrechtliche Abteilung: 1081

Strafrechtliche Abteilung: 317

Total: 7367

Total: 7424

Total: 2174

Eingang 2010

Erledigung 2010

Übertrag auf 2011
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Eingang Erledigung

I. öffentlich-rechtliche Abteilung 20
06

20
07

20
08

20
09

20
10

20
06

20
07

20
08

20
09

20
10

Unter dem
OG beurteilte
Streitigkeiten

Staatsrechtliche Beschwerden und andere Rechtsmittel 876 125 – – – 870 336 7 – –

Verwaltungsgerichtsbeschwerden und andere Rechtsmittel 292 90 5 1 – 304 204 34 2 –

Revisionsgesuche usw. 13 – – – – 14 – – – –

Total 1181 215 5 1 – 1188 540 41 2 –

Unter dem  
BGG beurteilte  
Streitigkeiten

Beschwerden in öffentlich-rechtlichen Angelegenheiten – 463 594 559 578 – 258 551 588 630

Beschwerden in Strafsachen – 307 345 387 433 – 260 351 368 451

Subsidiäre Verfassungsbeschwerden – 20 9 9 13 – 13 14 7 11

Klagen – – – 1 1 – – – 1 1

Revisionsgesuche usw. – 22 28 32 33 – 18 28 30 34

Total – 812 976 988 1058 – 549 944 994 1127

Total 1181 1027 981 989 1058 1188 1089 985 996 1127

II. öffentlich-rechtliche Abteilung
Unter dem
OG beurteilte
Streitigkeiten

Staatsrechtliche Beschwerden und andere Rechtsmittel 340 64 – – – 345 182 8 – –

Verwaltungsgerichtsbeschwerden und andere Rechtsmittel 781 129 – – – 753 373 24 1 –

Revisionsgesuche usw. 15 – – – – 14 2 – – –

Total 1136 193 – – – 1112 557 32 1 –

Unter dem  
BGG beurteilte  
Streitigkeiten

Beschwerden in öffentlich-rechtlichen Angelegenheiten – 769 912 857 985 – 518 852 804 956

Subsidiäre Verfassungsbeschwerden – 146 152 85 76 – 116 149 100 82

Klagen – 2 2 6 3 – 1 1 2 3

Revisionsgesuche usw. – 20 14 10 13 – 18 12 12 13

Total – 937 1080 958 1077 – 653 1014 918 1054

Total 1136 1130 1080 958 1077 1112 1210 1046 919 1054

I. zivilrechtliche Abteilung
Unter dem
OG beurteilte
Streitigkeiten

Berufungen und andere Rechtsmittel 802 146 – – – 790 406 17 1 –

Revisionsgesuche usw. 8 – – – – 9 1 – – –

Total 810 146 – – – 799 407 17 1 –

Unter dem  
BGG beurteilte  
Streitigkeiten

Beschwerden in Zivilsachen – 529 604 644 690 – 371 572 625 703

Subsidiäre Verfassungsbeschwerden – 84 142 157 139 – 65 146 152 138

Klagen – – 1 – – – – – 1 –

Revisionsgesuche usw. – 12 15 15 19 – 10 16 14 17

Total – 625 762 816 848 – 446 734 792 858

Total 810 771 762 816 848 799 853 751 793 858

II. zivilrechtliche Abteilung
Unter dem
OG beurteilte
Streitigkeiten

Berufungen und andere Rechtsmittel 877 118 – – – 865 328 18 – –

SchKG-Beschwerden und andere Rechtsmittel 220 19 – – – 213 50 – – –

Revisionsgesuche usw. 23 1 – – – 20 4 – – –

Total 1120 138 – – – 1098 382 18 – –

Unter dem  
BGG beurteilte  
Streitigkeiten

Beschwerden in Zivilsachen – 771 869 876 922 – 538 895 879 895

Subsidiäre Verfassungsbeschwerden – 150 197 191 172 – 128 188 203 167

Klagen – – – 5 – – – – 5 –

Revisionsgesuche usw. – 13 17 10 8 – 8 20 10 8

Total – 934 1083 1082 1102 – 674 1103 1097 1070

Total 1120 1072 1083 1082 1102 1098 1056 1121 1097 1070

Strafrechtliche Abteilung
Unter dem
OG beurteilte
Streitigkeiten

Nichtigkeitsbeschwerden und andere Rechtsmittel 953 227 1 – – 906 494 9 1 –

Revisionsgesuche usw. 11 – – – – 10 1 2 – –

Total 964 227 1 – – 916 495 11 1 –

Unter dem  
BGG beurteilte  
Streitigkeiten

Beschwerden in Strafsachen – 834 1052 1102 1103 – 579 1030 1105 1063

Revisionsgesuche usw. – 24 20 24 19 – 20 20 26 18

Total – 858 1072 1126 1122 – 599 1050 1131 1081

Total 964 1085 1073 1126 1122 916 1094 1061 1132 1081

Art und Zahl der Geschäfte nach Abteilungen (5-Jahres-Vergleich)
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Eingang Erledigung

Eidgenössisches Versicherungsgericht (bis 2006) 20
06

20
07

20
08

20
09

20
10

20
06

20
07

20
08

20
09

20
10

Unter dem
OG beurteilte
Streitigkeiten

Verwaltungsgerichtsbeschwerden und andere Rechtsmittel 2620 – – – – 2484 – – – –

Revisionsgesuche usw. 30 – – – – 29 – – – –

Total 2650 – – – – 2513 – – – –

I. sozialrechtliche Abteilung (ab 2007)
Unter dem
OG beurteilte
Streitigkeiten

Verwaltungsgerichtsbeschwerden und andere Rechtsmittel – 163 – – – – 1067 91 – –

Revisionsgesuche usw. – – – – – – 4 – – –

Total – 163 – – – – 1071 91 – –

Unter dem  
BGG beurteilte  
Streitigkeiten

Beschwerden in öffentlich-rechtlichen Angelegenheiten – 835 1061 1081 1059 – 232 1207 1151 1091

Subsidiäre Verfassungsbeschwerden – – – 8 3 – – – 3 6

Revisionsgesuche usw. – 16 20 16 16 – 9 24 15 16

Total – 851 1081 1105 1078 – 241 1231 1169 1113

Total – 1014 1081 1105 1078 – 1312 1322 1169 1113

II. sozialrechtliche Abteilung (ab 2007)
Unter dem
OG beurteilte
Streitigkeiten

Verwaltungsgerichtsbeschwerden und andere Rechtsmittel – 156 – – – – 947 77 2 –

Revisionsgesuche usw. – – – – – – 7 – – –

Total – 156 – – – – 954 77 2 –

Unter dem  
BGG beurteilte  
Streitigkeiten

Beschwerden in öffentlich-rechtlichen Angelegenheiten – 918 1073 1095 1061 – 412 1136 1118 1098

Subsidiäre Verfassungsbeschwerden – – – – 1 – – – – 1

Revisionsgesuche usw. – 12 9 14 16 – 8 12 12 18

Total – 930 1082 1109 1078 – 420 1148 1130 1117

Total – 1086 1082 1109 1078 – 1374 1225 1132 1117

Weitere
Freiwillige Gerichtsbarkeit – – 1 – – – – 1 – –

Aufsichtsbeschwerden an die Verwaltungskommission – 6 4 4 4 – 6 3 4 4

Beschwerden an die Rekurskommission – 1 – – – – 1 – – –

Total – 7 5 4 4 – 7 4 4 4

Gesamttotal 7861 7192 7147 7189 7367 7626 7995 7515 7242 7424
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Art und Zahl der erledigten Geschäfte nach Materien
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010.00	Aus Art. 8 und 29 BV abgeleitete Rechte 13 – – 1 14

010.90	Nicht zuzuordnende Beschwerden wegen Verletzung des Willkürverbots	 2 – – – 2

011.00	Persönliche Freiheit, Schutz der Privatsphäre, 
	 Menschenwürde (ohne Haftbeschwerde) 17 – – – 17

012.00	Versammlungs-, Vereinigungs- und Koalitionsfreiheit – – – – –

013.00	Meinungsfreiheit (i.w.S.) und Religionsfreiheit 4 – 1 – 5

014.00	Bürgerrecht, Niederlassungsfreiheit, Fremdenpolizei, Asylrecht 458 54 – 7 519

014.19	Ausländerrecht 425 45 – 4 474

015.00	Staatshaftung 12 4 7 1 24

016.00	Politische Rechte 41 – – 4 45

017.00	Öffentliches Personalrecht 59 7 – – 66

018.00	Gemeindeautonomie 2 – – – 2

019.00	Andere Grundrechte – – – – –

020.00	Eigentumsgarantie 1 – – – 1

021.00	Stiftungsaufsicht 1 – – – 1

022.00	Bäuerlicher Grundbesitz (ohne Erbteilung) 3 – – 1 4

023.00	Erwerb von Grundstücken durch Personen im Ausland 5 – – – 5

023.99	Öffentliche Register – 1 9 – 10

030.00	Zivilprozess – – – – –

031.00	Strafprozess 12 – 408 7 427

032.00	Verwaltungsverfahren 9 – – – 9

033.00	Zuständigkeit, Garantie des Wohnsitz- und verfassungsmässigen Richters 4 – 47 2 53

034.00	Zwangsvollstreckung – – – – –

035.00	Schiedsgerichtsbarkeit – – 46 – 46

036.00	Auslieferung 17 – – – 17

037.00	Rechtshilfe 45 – 1 – 46

038.00	Kantonales Straf- und Verwaltungsstrafrecht – – – – –

039.99 Schule, Wissenschaft und Forschung 28 17 – – 45

043.99 Sprache, Kunst und Kultur – – – – –

045.99 Natur-, Heimat- und Tierschutz 11 – – – 11

050.00	Landesverteidigung 4 – – – 4

060.00	Subventionen 8 – – – 8

061.00	Zölle 13 – – – 13

062.00	Direkte Steuern 184 2 – 2 188

063.00	Stempelabgaben 1 – – – 1

064.00	Indirekte Steuern 33 – – 1 34

065.00	Verrechnungssteuer 8 – – – 8

066.00	Militärpflichtersatz 1 1 – 1 3

067.00	Doppelbesteuerung 6 – – – 6

068.00	Andere Abgaben 56 – – 2 58

069.00	Abgabebefreiung und Abgabeerlass 2 8 – – 10

070.00	Raumplanung 66 – – 2 68

071.00	Landumlegungen 4 – – – 4

072.00	Kantonales Baurecht 192 – – 5 197

073.00	Enteignung 21 – – – 21

074.00	Energie 2 – – – 2

075.00	Strassenwesen (inkl. Strassenverkehr) 98 – – 10 108

076.00	Öffentliche Werke des Bundes (Planung, Bau und Betrieb) 10 – – – 10

077.00	Luftfahrt (ohne Luftfahrtanlagen) – – – – –

078.00	Post, Fernmeldewesen 2 – – – 2

079.00	Radio und Fernsehen 11 – – – 11

079.90	Gesundheit 10 1 – – 11
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080.00	 Medizinalberufe 9 – – – 9

081.00	 Schutz des ökologischen Gleichgewichts 58 – – 1 59

082.00	 Krankheitsbekämpfung 3 – – – 3

083.00	 Lebensmittelpolizei 1 – – – 1

084.00	 Arbeitsgesetzgebung (Arbeitszeit, Nacht- und Sonntagsarbeit) 5 – – – 5

085.00	 Sozialversicherung

085.01	 Sozialversicherung, allgemeiner Teil 1 – – – 1

085.10	 Alters- und Hinterlassenenversicherung 133 – – 1 134

085.30	I nvalidenversicherung 964 – – 8 972

085.40	E rgänzungsleistung zur AHV/IV 83 1 – 2 86

085.50	 Berufliche Vorsorge 129 – – 5 134

085.70	 Krankenversicherung 124 – – 4 128

085.80	U nfallversicherung 452 – – 10 462

085.90	 Militärversicherung 3 – – – 3

085.95 Erwerbsersatz für Dienstleistende und bei Mutterschaft 7 – – – 7

086.00	 Familienzulagen und kantonale Sozialversicherung 16 – – – 16

086.20	 Arbeitslosenversicherung 149 – – 2 151

	 Total 2061 1 – 32 2094

087.00	 Wohnbau- und Eigentumsförderung 1 – – – 1

088.00	 Sozialhilfe 68 – – 1 69

090.00	 Wirtschaft (öffentliches Recht, wenn keine speziellere Nummer) 37 4 – – 41

091.00	 Freie Berufe 26 2 – 1 29

092.00	 Preisüberwachung – – – – –

093.00	 Landwirtschaft 7 – – – 7

093.99	 Forstwesen, Jagd und Fischerei 8 – – – 8

095.99	 Handel, Kredit und Privatversicherung 11 – – – 11

099.00	 Aussenhandel, Exportrisikogarantie – – – – –

Total Staats- und Verwaltungsrecht 3771 102 519 81 4473



34

B
e

sc
h

w
e

rd
e

n 
 

in
 Z

iv
ils

a
c

h
e

n

S
u

b
si

d
iä

re
 

V
e

rf
a

ss
u

n
g

s
b

e
sc

h
w

e
rd

e
n

R
e

vi
si

o
n

sg
e

su
c

h
e 

u
sw

.

T
o

ta
l

Privatrecht

100.01	Personenrecht

101.00	Persönlichkeitsschutz 20 – – 20

102.00	Namensrecht 3 – – 3

103.00	Vereine 3 1 – 4

104.00	Stiftungen 4 1 – 5

105.00	Andere Fälle 1 – – 1

	 Total 31 2 – 33

109.90	Familienrecht

110.00	Eheschliessung (inkl. Ehenichtigkeit) 1 – – 1

111.00	Ehescheidung und Ehetrennung 164 10 3 177

112.00	Wirkungen der Ehe und Güterrecht 86 3 – 89

113.00	Kindesverhältnis 64 1 – 65

114.00	Vormundschaft 38 1 – 39

115.00	Andere Fälle 62 1 – 63

	 Total 415 16 3 434

119.90	Erbrecht

120.00 Erben und Verfügungen von Todes wegen 7 – – 7

121.00	Erbgang: Eröffnung und Wirkungen 18 1 – 19

122.00	Teilung 17 – – 17

123.00	Erbteilung von landwirtschaftlichen Gewerben und Grundstücken – – – –

	 Total 42 1 – 43

129.90 Sachenrecht

130.00	Grundeigentum und Fahrniseigentum 18 12 – 30

131.00	Dienstbarkeiten 16 – – 16

132.00	Grundpfand und Fahrnispfand 5 – – 5

133.00	Besitz und Grundbuch 14 3 – 17

134.00	Andere Fälle – 1 – 1

	 Total 53 16 – 69

139.90	Obligationenrecht

140.00	Kauf, Tausch, Schenkung 34 5 1 40

141.00	Miete und Pacht 161 44 5 210

141.10	Leihe (Gebrauchsleihe und Darlehen) 21 5 1 27

142.00	Arbeitsvertrag 125 18 5 148

143.00	Werkvertrag 28 13 – 41

144.00	Auftrag 84 15 1 100

145.00	Gesellschaftsrecht 42 3 2 47

146.00	Wertpapierrecht 1 – – 1

147.00	Haftpflichtrecht 23 4 – 27

148.00	Übriges Obligationenrecht 63 26 1 90

	 Total 582 133 16 731

150.00	Versicherungsvertragsrecht 43 6 – 49

160.00	Haftpflicht für Eisenbahn, elektrische und Rohrleitungsanlagen sowie Kernenergie 3 – – 3

169.90	Geistiges Eigentum und Datenschutz

170.00	Marken-, Design- und Sortenschutz 8 – – 8

171.00	Erfindungspatente 5 – 1 6

172.00	Urheberrecht 6 – – 6

173.00	Datenschutz (inkl. Öffentlichkeitsprinzip) – – – –

	 Total 19 – 1 20

175.00	Unlauterer Wettbewerb 1 – – 1

176.00	Kartellrecht – – – –

190.00	Übriges Zivilrecht – – – –

200.00	Schuldbetreibung und Konkurswesen 350 132 5 487

Total Privatrecht 1539 306 25 1870

Art und Zahl der erledigten Geschäfte nach Materien
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Strafrecht

300.01	StGB allgemeiner Teil

301.00	Strafzumessung 66 – 1 67

302.00	Bedingter Strafvollzug 18 – 1 19

303.00	Massnahmen 30 – – 30

304.00	Jugendliche und junge Erwachsene – – – –

305.10	Strafbarkeit – – – –

305.20	Absehen von Strafe – – – –

305.30	Verjährung – – – –

305.40	Übertretungen – – – –

305.90	Übrige Fragen 354 – 6 360

	 Total 468 – 8 476

309.90	StGB besonderer Teil

310.00	Delikte gegen Leib und Leben 73 – 1 74

311.00	Vermögensdelikte 97 – 1 98

311.10	Strafbare Handlungen gegen das Vermögen 96 – 1 97

311.20	Verletzung des Fabrikations- oder Geschäftsgeheimnisses – – – –

311.30	Konkurs- und Betreibungsverbrechen oder -vergehen 1 – – 1

311.40	Allgemeine Bestimmungen – – – –

312.00	Ehrverletzungen 30 – 1 31

313.00	Verbrechen und Vergehen gegen die Freiheit 22 – 1 23

314.00	Strafbare Handlungen gegen die sexuelle Integrität 62 – – 62

315.00	Urkundendelikte 6 – – 6

316.00	Andere Delikte 64 – 1 65

	 Total 354 – 5 359

319.99	Strafbestimmungen anderer Bundesgesetze

320.00	Strafbestimmungen des SVG 92 – 4 96

321.00	Strafbestimmungen des Betäubungsmittelgesetzes 32 – 1 33

322.00	Strafbestimmungen anderer Bundesgesetze 41 – – 41

330.00	Verwaltungsstrafrecht – – – –

	 Total 165 – 5 170

339.90	Verfahrensrecht (s. Ziffer 031.00) – – – –

349.90	Straf- und Massnahmenvollzug

350.00	Bedingte Entlassung 17 – – 17

351.00	Andere Fragen 54 – – 54

	 Total 71 – – 71

Total Strafrecht 1058 – 18 1076

Weitere Geschäfte

390.00	Aufsichtsbeschwerden – 4 – 4

400.00	Freiwillige Gerichtsbarkeit – – – –

Total Weitere Geschäfte – 4 – 4
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Geschäftsbericht des Bundesstrafgerichts 2010

Bellinzona, 25. Januar 2011

Sehr geehrter Herr Präsident
Sehr geehrte Damen und Herren National- und Ständeräte

Gestützt auf Art. 3 Abs. 3 des bis 31. Dezember 2010 gültigen  
Bundesgesetzes über das Bundesstrafgericht bzw. auf Art. 34 Abs. 3 des 
ab dem 1. Januar 2011 geltenden Strafbehördenorganisationsgesetzes
erstatten wir Ihnen den Bericht über unsere Tätigkeit im Jahre 2010.

Wir danken Ihnen für das uns gewährte Vertrauen und die uns zur Erfüllung 
unserer Aufgaben zur Verfügung gestellten Mittel. Genehmigen Sie,  
sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Damen und Herren National- 
und Ständeräte, den Ausdruck unserer vorzüglichen Hochachtung.

Im Namen des Bundesstrafgerichts

Der Präsident: 	 Andreas J. Keller
Die Generalsekretärin: 	 Mascia Gregori Al-Barafi
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Zusammensetzung des Gerichts

Gesamtgericht
Präsident: 	 Andreas J. Keller (100%)

Vizepräsident: 	 Daniel Kipfer Fasciati (80%)

Mitglieder: 	 Peter Popp (100%) 
		  Walter Wüthrich (80%)

		  Emanuel Hochstrasser (100%)

		  Sylvia Frei-Hasler (50%)

		  Tito Ponti (80%)

		  Miriam Forni (80%)

		  Giorgio Bomio Giovanascini (80%)

		  Roy Garré (80%)

		  Cornelia Cova (80%)

		  Jean-Luc Bacher (80%)

		  Patrick Robert-Nicoud (100%)

		  Stephan Blättler (80%)

		  Giuseppe Muschietti (100%)

		  Nathalie Zufferey (100%)

		  Joséphine Contu (80%)

Die sprachliche Verteilung gestaltet sich wie folgt: 10 Richter/innen 
(8,3 Stellen) sind für die deutsche, 5 (4,6 Stellen) für die französische 
und 2 (1,6 Stellen) für die italienische Sprache eingesetzt. Der in der 
Dezembersession neu gewählte Richter französischer Sprache, David 
Glassey, wird sein Amt am 1. März 2011 antreten. 

Verwaltungskommission (Gerichtsleitung) 
		  Andreas J. Keller
		  Daniel Kipfer Fasciati
		  Roy Garré

Allgemeiner Teil
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Kammern
Strafkammer: 	 Walter Wüthrich (Präsident) 
		  Peter Popp
		  Sylvia Frei-Hasler 
		  Daniel Kipfer Fasciati
		  Miriam Forni
		  Jean-Luc Bacher
		  Stephan Blättler
		  Giuseppe Muschietti
		  Nathalie Zufferey
I. Beschwerdekammer:	 Tito Ponti (Präsident) 
		  Emanuel Hochstrasser
		  Patrick Robert-Nicoud
		  Joséphine Contu	
II. Beschwerdekammer: 	 Cornelia Cova (Präsidentin) 
		  Andreas J. Keller
		  Giorgio Bomio Giovanascini
		  Roy Garré
		  Jean-Luc Bacher
		  Joséphine Contu

Generalsekretariat
Das Generalsekretariat setzt sich zusammen aus der Generalsekre-
tärin, Mascia Gregori Al-Barafi, sowie dem Stv. Generalsekretär. Der 
bisherige Stv. Generalsekretär Patrick Guidon trat per 31. August 2010 
zufolge seiner Wahl zum Kantonsrichter im Kanton St. Gallen zurück. 
Ihm folgte mit Stellenantritt per 1. Oktober 2010 Klaus Schneider.
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Im Kalenderjahr 2010 ist die Zahl der am Ge-
richt tätigen Richter/innen mit 17 Personen  
(Beschäftigungsumfang: 1450 Stellenprozente)  
stabil geblieben. Die organisatorische Glie-
derung des Gerichts erfuhr 2010 ebenfalls 
keine Änderung. Mit der Doppelzuteilung von 
Richter/innen zu zwei Kammern konnte wie 
angestrebt eine der Geschäftslast angemes-
sene Verteilung der Richterkapazitäten si-
chergestellt werden. Die Anpassungsarbeiten 
an die am 1. Januar 2011 in Kraft getretene 
neue gesamtschweizerische Strafprozessord-
nung (StPO) sowie an das die neue gesetz-
liche Grundlage für das Bundesstrafgericht 
bildende Strafbehördenorganisationsgesetz 
(StBOG) belasteten Gesamtgericht, Verwal-
tungskommission, einzelne Dienste sowie 
Strafkammer und I. Beschwerdekammer er-
heblich. Fast alle internen Formulare und Vor-
lagen der Geschäftskorrespondenz im Ge-
schäftsverwaltungssystem Juris, vor allem der 
Strafkammer und der I. Beschwerdekammer, 
waren an das neue Prozessrecht anzupassen. 

Gerichtsorganisation

Diese Anpassungsarbeiten banden in nicht 
unerheblichem Masse nebst Führungskapazi-
tät auch operative Ressourcen. Das Bundes-
strafgericht kann für derartige Zusatzaufga-
ben nicht auf einen mit den anderen Gerichten 
bzw. der Bundesanwaltschaft (BA) vergleich-
baren Stab zurückgreifen. Das Gesamtgericht 
hat in diesem Kontext drei neue Reglemente, 
nämlich das Organisationsreglement BStGer 
(BStGerOR, SR 173.713.161), das Reglement 
über die Kosten, Gebühren und Entschädi-
gungen in Bundesstrafverfahren (BStKR, SR 
173.713.162) sowie das Nebenbeschäfti-
gungsreglement (BStGerNR, SR 173.713.151) 
erlassen. Eine Anpassung des Reglements 
über die Grundsätze der Information und die 
Akkreditierung für die Gerichtsberichterstat-
tung am Bundesstrafgericht (SR 173.711.33) 
steht noch aus, weil das «Rahmenkonzept 
für die Kommunikation der eidgenössischen 
Gerichte mit den Medien» noch nicht verab-
schiedet ist. 

Gesamtgericht

Verwaltungskommission
	 Präsident: A. Keller
	 Vizepräsident: D. Kipfer Fasciati
	 Mitglied: R. Garré

Gerichtsschreiber/innen

Kanzlei

Finanzen

Personal

Bibliothek

Informatik

Logistik und  
Sicherheit

Gerichtsschreiber/innen Gerichtsschreiber/innen

Generalsekretariat

	 Generalsekretärin: M. Gregori Al-Barafi
	Stv. Generalsekretär: K. Schneider

I. Beschwerdekammer

Präsident: T. Ponti

II. Beschwerdekammer

Präsidentin: C. Cova

Strafkammer

Präsident: W. Wüthrich
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Geschäftsgang

Auch im Berichtsjahr war gegenüber dem Vor-
jahr gesamthaft nochmals eine Zunahme der 
Geschäftslast zu verzeichnen, wobei diese vor 
allem bei der Strafkammer anfiel. Bei der I. Be-
schwerdekammer waren zwar im Vergleich zu 
2009 höhere Eingangszahlen zu verzeichnen, 
hingegen war bei der II. Beschwerdekammer 
ein Rückgang an Eingängen zu verbuchen, 
was sich über beide Kammern gesehen zah-
lenmässig wieder ausglich. Entsprechend 
stiegen (gerade gegenteilig als im Vorjahr) die 
Anzahl von Pendenzen per Ende Jahr bei der 
I. Beschwerdekammer an, während bei der  
II. Beschwerdekammer der Pendenzenstand 
gegenüber dem Vorjahresende reduziert wer-
den konnte. Die Bearbeitungszeiten stiegen 
bei der II. Beschwerdekammer im Rahmen des 
Pendenzenabbaus nochmals an, die Zahl von 
Verfahren älter als sechs Monate reduzierte 
sich hingegen gegen Ende 2010 deutlich.

Gesamtgericht
Das Gesamtgericht traf sich zwar gleich wie 
im Vorjahr zu sieben Sitzungen, indessen 
stieg die Belastung für die Richterinnen und 
Richter gegenüber dem Vorjahr wegen der 
Neuerstellung der Reglemente deutlich an. Ei-
ner vertieften Diskussion unterzogen wurden 
sodann die Ergebnisse der Klausurtagungen 
von Verwaltungskommission und Kammerprä-
sidenten. Die künftige Struktur des Gerichts 
(Anzahl und Aufgaben der Kammern) wird ge-
mäss Gesamtgerichtsbeschluss 2011 Gegen-
stand vertiefter Diskussionen bilden.

Verwaltungskommission  
(Gerichtsleitung)
Die Verwaltungskommission hat sich der Justiz
verwaltungsgeschäfte in insgesamt 17 Sit-
zungen (Vorjahr 15) angenommen. Darüber 
hinaus hat sich die Verwaltungskommission 
gemeinsam mit den Kammerpräsidenten im 
Frühling 2010 in drei eintägigen Seminaren 
unter Beizug eines aussenstehenden Coachs 
mit Fragen zum Zustand und den Perspekti-
ven in den Bereichen Führung, Organisation, 
Kommunikation, Arbeitsverhalten etc. ausein-
andergesetzt. Ziel war es einerseits, erkann-
te Stärken zu fördern und bezüglich Mängeln 
sowie im Hinblick auf Chancen und Risiken 

Veränderungsbedarf zu eruieren. Andererseits 
sollte unter den Personen mit Führungsaufga-
ben eine gewisse unité de doctrine in diesen 
Bereichen erreicht werden. Erste Massnah-
men wurden bereits umgesetzt.
	 Im April 2010 wurde nach Jahren wieder 
ein Anlass mit den beim Gericht akkreditierten 
Journalisten durchgeführt mit dem primären 
Ziel, Optimierungsmöglichkeiten bezüglich 
der Schnittstelle Gericht und akkreditier-
te Journalisten auszuloten. Im Rahmen der 
Überarbeitung des «Massnahmenplans zur 
Früherkennung besonderer kommunikativer 
Hausforderungen und zum Verhalten in aus
serordentlichen medialen Situationen» und 
um den Entwurf für ein «Rahmenkonzept für 
die Kommunikation der eidgenössischen Ge-
richte mit den Medien» zu überprüfen, zog die 
Verwaltungskommission im Mai 2010 einen 
externen Kommunikationsberater bei.

Strafkammer (erstinstanzliches  
Strafgericht des Bundes)
Im Berichtsjahr konnten bei 35 Neueingängen 
(inkl. Abtrennungen, Rückweisungen; Vorjahr 
26) 23 Endentscheide (teilweise bereits im 
Vorjahr beurteilt; Vorjahr 40) begründet, ver-
sandt und damit erledigt werden. In 8 weite-
ren Fällen (7 deutsch, 1 französisch; Vorjahr 5) 
erging der Urteilsspruch, die Urteile sind noch 
nicht begründet. 2010 wurden insgesamt 26 
Fälle (Vorjahr 33) entschieden. Per Ende 2010 
sind 29 Fälle (Vorjahr 17) hängig: Davon sind 
21 Fälle (Vorjahr 12) gegen insgesamt 39 Per-
sonen noch nicht beurteilt, wovon 12 Fälle 
(Vorjahr 5) in Deutsch, 8 (Vorjahr 6) in Fran-
zösisch (davon 2 sistiert seit 28.10.2009 bzw. 
10.2.2010) und 1 in Italienisch (Vorjahr 1). Die 
durchschnittliche Dauer zwischen Eingang 
und Urteil stieg leicht an, jene bis zum Ver-
sand des schriftlichen Urteils verkürzte sich 
merklich, letzteres im Rahmen statistischer 
Zufälligkeit. Im mehrjährigen Vergleich ist die 
Verfahrensdauer tendenziell ansteigend. Aus 
den obgenannten Fällen resultierten zudem 7 
abgeschlossene Nebenverfahren (Vorjahr 29). 
Die grossen statistischen Schwankungen von 
Jahr zu Jahr spiegeln die Fallstruktur der Straf-
kammer wider (grosse bis sehr grosse Dossi-
ers, vorwiegend gegen mehrere Angeklagte 
und mit einer Mehrzahl von Anklagepunkten). 
Um eine gültige Wertung vorzunehmen, ist 
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deshalb eine vergleichende Betrachtung über 
mehrere Jahre unerlässlich. So liegt die An-
zahl der Erledigungen im Berichtsjahr zwar 
deutlich unter dem Spitzenjahr 2009, jedoch 
über dem 5-Jahres-Vergleich von 2006 bis 
2010. Zum Anstieg der Pendenzen trug einer-
seits die Rekordzahl von Eingängen bei, an-
derseits auch der Umstand, dass allein im No-
vember und Dezember 12 Fälle eingegangen 
sind und weitere 8 beurteilt wurden, welche 
noch nicht fertig begründet sind. 
	 Die von aussen gesetzten Umstände, dass 
Anklagen erst nach sehr langem Vorverfahren 
und zum Teil mehrjähriger fortbestehender Un-
tersuchungshaft beim Gericht eintreffen und 
dass nicht selten die Verjährung kurz bevor-
steht, bestimmen nach wie vor die Prioritä-
tenordnung und das geforderte Tempo für die 
Beurteilung. In inhaltlicher Hinsicht fand vor 
allem ein Entscheid (Vekselberg) Beachtung, in 
welchem sich das Gericht erstmals zu grund-
sätzlichen Fragen des Börsenrechts äusserte 
und damit für die Schweiz Neuland betrat.
	
I. Beschwerdekammer  
(Strafverfahrenskammer)
Mit gesamthaft 278 Neueingängen stieg die 
Arbeitsbelastung im Bereich der strafverfah-
rensrechtlichen Beschwerden (inkl. Rück-
weisungen sowie Revisionsgesuche u.ä.) im 
Vergleich zum Vorjahr (225) um rund 20% 
an. Der Anstieg im Vergleich zum Jahr 2009 
betraf vorab den französischsprachigen Be-
reich, während die Zunahme von Verfahren in 
deutscher und italienischer Sprache geringer 
ausfiel. Die Anzahl der Erledigungen bewegte 
sich mit 250 praktisch exakt im Bereich des 
Vorjahres (251). Angesichts der Zunahme von 
Neueingängen konnte ein Anstieg der Pen-
denzen per Jahresende nicht verhindert wer-
den (58 gegenüber 30 im Vorjahr). Die Quote 
derjenigen Verfahren, die innert dreier Mona-
te abgeschlossen wurden, sank marginal auf 
rund 60%. Bei den ab 1. Januar 2011 nicht 
mehr in die Zuständigkeit des Gerichts fallen-
den verdeckten Untersuchungsmassnahmen 
(Telefonüberwachung, verdeckte Ermittlung) 
reduzierte sich die Zahl der Genehmigungs-
ersuchen im Vergleich zum Vorjahr merklich 
(von 142 auf 96). Die Richter der Kammer 
leisteten erneut Einsätze in den anderen Kam-
mern. Die Anpassung der internen Arbeits

instrumente (Richtlinien, Formulare, verschie-
dene Verzeichnisse, etc.) an die neue StPO 
löste für die I. Beschwerdekammer beträcht-
lichen Arbeitsaufwand aus. In den letzten 
Monaten dieses Jahres wurden schliesslich 
die notwendigen Kontakte mit der neuen Auf-
sichtsbehörde über die BA geknüpft und der 
geordnete Übergang der Dossiers an die neue 
Behörde sichergestellt.

II. Beschwerdekammer  
(Rechtshilfekammer)
Die II. Beschwerdekammer verzeichnete im 
Berichtsjahr erstmals seit 2007 einen Rück-
gang der Neueingänge der Beschwerden um 
rund 20% auf 297 (Vorjahr 363). Markant war 
dieser Rückgang vor allem in der französi-
schen Sprache, während bei den italienisch-
sprachigen Beschwerden eine deutliche Zu-
nahme zu verzeichnen war. Demgegenüber 
konnte die Zahl der erledigten Beschwerden 
im Vergleich zum Vorjahr erneut (um 10%) auf 
349 gesteigert werden. Aus dem Rückgang an 
Eingängen und der nochmaligen Steigerung 
an Erledigungen resultiert ein positives Del-
ta. Die Pendenzen konnten von hohen 148 per 
Ende 2009 auf nun vertretbare 97 per Ende 
2010 reduziert werden. Der Pendenzenüber-
hang Ende 2009 führte unter anderem dazu, 
dass die Verfahrensdauer bei den abge-
schlossenen Fällen gegenüber 2009 gesamt-
haft nochmals zugenommen hat. Hingegen 
sind nun per Ende 2010 nur noch 17 Verfah-
ren (Vorjahr 55) länger als 6 Monate hängig. 
Die nochmalige Zunahme der Erledigungen ist 
auch darauf zurückzuführen, dass die Rich-
ter und Gerichtsschreiber der II. Beschwer-
dekammer nur noch vereinzelt für Verfahren 
der Strafkammer beigezogen wurden und 
die II. Beschwerdekammer regelmässig von 
Richtern und Gerichtsschreibern der anderen 
Kammern unterstützt wurde. 
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Koordination der Rechtsprechung 

Kammerübergreifend traten im Berichtsjahr 
keine Fragestellungen auf, die der Koordination 
der Rechtsprechung bedurft hätten. Mit Bezug 
auf die kammerinternen Koordinationsfragen 
kann auf den Geschäftsbericht 2009 verwie-
sen werden. Das auch im Internet verfügba-
re Suchmodul hilft bei der Erschliessung der 
eigenen Rechtsprechung. Strafkammerintern 
wurden weitere Verbesserungen des Suchsys-
tems (Kurzregesten) zur Verfügung gestellt. 

Gerichtsverwaltung

Personal	
Per Ende 2009 waren am Bundesstrafgericht 
nebst den Mitgliedern des Gerichts 39 Perso-
nen angestellt, aufgeteilt auf 34,7 Stellen. Im 
Berichtsjahr haben 8 Personen (der Stv. Ge-
neralsekretär, 4 Gerichtsschreiber, 2 Sekretä-
rinnen, 1 Mitarbeiter der Dienste) das Gericht 
verlassen und es haben 9 Mitarbeitende (der 
Stv. Generalsekretär, 4 Gerichtsschreiber, 3 
Sekretärinnen, 1 Mitarbeiter der Dienste) ihre 
Arbeit neu aufgenommen. Die Praktikanten mit 
ihrer auf 6 Monate befristeten Anstellung wer-
den bei der Personalfluktuation nicht berück-
sichtigt. Per Ende 2010 betrug der Personal-
bestand nebst den Mitgliedern des Gerichts 
41 Personen, welche sich 36,4 Stellen teilten.

Finanzen
Die Rechnung des Bundesstrafgerichts 
weist für 2010 Ausgaben in der Höhe von 
CHF 17 968 245.95 und Einnahmen von CHF 
1 748 007.80 aus, womit ein Ausgabenüber-
schuss von CHF 16 220 238.15 resultiert. Dies 
entspricht gegenüber dem Jahr 2009 einer 
Verminderung um CHF 1 135 824.50 bzw. um 
7%. Die Differenz zum Vorjahr liegt haupt-
sächlich an der Reduktion der Strafverfahrens
kosten (–1 123 352), der Zunahme der Lohn-
kosten und der Sozialabgaben (+808 399), der 
Reduktion der Informatikkosten (–174 675) 
und der Erhöhung der Gerichtsgebühren 
(–660 949). Detaillierte Informationen zu den 
Finanzen finden sich auf dem vom Eidgenös-
sischen Finanzdepartement (EFD) verfassten 
Dokument zur Rechnung 2010. Im September 
2010 haben zwei Revisoren der Eidgenössi-
schen Finanzkontrolle die finanzrelevanten 
Geschäftsgänge des Bundesstrafgerichts, 
insbesondere den Finanz- und den Personal-
bereich, überprüft. Sie bestätigten in ihrem 
Bericht vom 17. November 2010 die Gesetz-
mässigkeit der finanzrelevanten Vorgänge 
und die Richtigkeit und Vollständigkeit der 
Buchführung. Besonderer Aufwand entstand 
für die Dienstbereiche Finanzen und Perso-
nal durch die finanztechnische Vorbereitung 
der Auflösung des Eidgenössischen Unter-
suchungsrichteramtes (URA), der adminis-
trativen Abwicklung des Personalübertritts 
und der Übertragung der entsprechenden 
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Budgetmittel an die BA sowie durch die An-
passungen an die Neuregelung des Vollzugs 
der Entscheide des Bundesstrafgerichts in fi-
nanzieller Hinsicht. Letzteres ist ab 1. Januar 
2011 grundsätzlich Aufgabe der BA (Art. 75 
StBOG).

Informatik
Die Entscheiddatenbank des Gerichts im In-
ternet wurde mit der Aufnahme der in der 
amtlichen Sammlung enthaltenen Leitent-
scheide erweitert. Die 2009 eingeführte au-
tomatisierte Versendung der freigegebenen 
Entscheide an die akkreditierten Journalisten 
hat sich bewährt und wird von den Nutzern 
positiv aufgenommen. Die Zusammenarbeit 
bei der Migration der Informatik des Bundes-
verwaltungsgerichts hat zu Synergien in ver-
schiedenen Bereichen geführt. Beispielhaft 
dafür ist der in Bearbeitung stehende Inter-
netauftritt mit einheitlicher Navigationsstruk-
tur. Die beim Migrationsprojekt des Bundes-
verwaltungsgerichts gemachten Erfahrungen 
werden beim Transfer der Strukturen des 
Bundesstrafgerichts in den Neubau hilfreich 
sein. Weiterhin wird ein erheblicher Teil der 
Personalressourcen für die Unterstützung der 
Benutzer sowie zur Instruktion neuer Mitar-
beitender aufgewendet. Hinzu kam im letzten 
Quartal des Jahres die Belastung durch die 
Anpassungsarbeiten für die Formulare und 
Vorlagen im Geschäftsverwaltungssystem Ju-
ris aufgrund der neuen StPO. 

Bibliothek
Die Anpassungsarbeiten aufgrund des im Vor-
jahr erfolgten Beitritts zum Bibliothekenver-
bund ReRo konnten im Mai 2010 abgeschlos-
sen werden. Daraus resultieren erhebliche 
Vorteile sowohl in der Zusammenarbeit mit 
anderen Institutionen des gleichen Verbundes 
als auch mit dem Zugang zu einem Biblio-
thekskatalog mit weltweit mehr als 6 Millio-
nen Dokumenten. Dadurch haben die Auslei-
hen zwischen den Bibliotheken entsprechend 
stark zugenommen. 2010 wurde die erste 
Phase des Projekts der Anpassung des inter-
nen Ausleihsystems und des Katalogs abge-
schlossen. Das neue Ausleihsystem ist mittels 
eines berührungssensiblen Bildschirms auto-
matisiert. Dieser erleichtert die Ausleihe und 
gibt dem Benutzer sofort einen Überblick über 

den Stand der Ausleihen. Im Berichtsjahr wur-
de überdies der Bestand an Periodika erwei-
tert und vervollständigt.

Betrieb, Logistik und Sicherheit
Die meist mehrtägigen Gerichtsverhandlun-
gen haben die beiden Mitarbeiter des Diens-
tes gefordert, wobei sich gelegentlich Si-
cherheitsprobleme stellten, die eine intensive 
Zusammenarbeit mit der Kantonspolizei Tes-
sin notwendig machten. Unter technischen 
Gesichtspunkten erwiesen sich Videokonfe-
renzen mit Zeugen im Ausland als besonders 
herausfordernd, wobei das Fehlen einer per-
manenten Installation im heutigen Provisori-
um die Aufgabe erschwert. Schliesslich hat-
ten die Mitarbeiter einen Notfall zu bereinigen, 
als ein Wassereinbruch in die Untergeschosse 
des Businesscenters die Archive des Gerichts 
gefährdete. Nur dank dem raschen und ent-
schlossenen Nachteinsatz eigener wie frem-
der Kräfte, insbesondere auch der Feuerwehr, 
konnte Schlimmeres hinsichtlich der eingela-
gerten Akten verhindert werden.

Projekt «Definitiver Sitz»
Im Verlaufe des ersten Trimesters wurden die 
Projektierungsarbeiten für den definitiven Sitz 
des Gerichts mit grosser Dringlichkeit vor-
angetrieben. Umso überraschender war die 
Ankündigung vom 15. April 2010, wonach im 
Entwurf des EFD zum Konsolidierungspro-
gramm des Bundes der Neubau des Gerichts-
gebäudes auf die Liste der sistierten Projekte 
gesetzt werden sollte. Gleichzeitig wurde dem 
Gericht seitens des Bundesamtes für Bauten 
mitgeteilt, dass der für rund zwei Wochen spä-
ter geplante Abbruch des Altbaus unter die-
sen Umständen verschoben werden müsse. 
Allen Beteiligten war klar, dass dies in Anbe-
tracht des engen Zeitplans zu einer grösseren 
Verzögerung in der Realisierung des Projekts 
führen würde. Die Verwaltungskommission 
hat deshalb, koordiniert mit dem Kanton Tes-
sin und der Stadt Bellinzona, sofort bei den 
beiden diesbezüglich massgeblichen Bundes-
räten interveniert. In der Folge hat auch die 
Geschäftsprüfungskommission von Ständerat 
und Nationalrat beim Bundesrat klar zu Guns-
ten des Projekts Einfluss genommen. Auch 
das Bundesgericht hat uns in dieser Ange-
legenheit unterstützt. So gelang es, in einem 
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ersten Schritt den faktischen Baustopp zu be-
seitigen und die Abbrucharbeiten noch recht-
zeitig (vor den Sommerferien) auszulösen. 
Schliesslich hat der Bundesrat das Baupro-
jekt im Sommer gänzlich aus dem Konsolidie-
rungsprogramm gestrichen. Der mit Bezug auf 
den Neubau vorläufige Höhepunkt für die Ge-
richtsmitglieder und das Personal bildete die 
Grundsteinlegung am 25. Oktober 2010 unter 
Teilnahme der Präsidentin des Nationalrats 
Pascale Bruderer Wyss sowie der Behörden 
des Kantons Tessin und der Stadt Bellinzona. 
Die bisherigen Baufortschritte im Jahre 2010 
entsprechen dem Zeitplan, und die rollende 
Planung der nachfolgenden Arbeiten verläuft 
programmgemäss. 

Aufsichtstätigkeit  
(fachliche Aufsicht der  
I. Beschwerdekammer über die 
Bundesanwaltschaft und das  
Untersuchungsrichteramt)

Geschäftsberichte der  
Bundesanwaltschaft und des  
Untersuchungsrichteramts
Die Bundesanwaltschaft und das Untersu-
chungsrichteramt erstatten der I. Beschwer-
dekammer regelmässig Anfang Jahr den Be-
richt über ihre Tätigkeit im vergangenen Jahr 
(vgl. Weisung 01/2007, Ziff. 2). Nachfolgend 
werden daraus einige wesentliche Aspekte 
wiedergegeben.

Bundesanwaltschaft 
Zu Recht wird von der BA mehrfach auf die 
am 1. Januar 2011 in Kraft getretenen grund-
legenden Veränderungen organisatorischer 
und verfahrensrechtlicher Art und auf die 
damit verbundenen Vorbereitungsarbeiten 
hingewiesen. Zudem werden einerseits Fest-
stellungen wiederholt, welche bereits in frühe-
ren Berichten gemacht wurden, so bezüglich 
der Arbeit des Steuerungsausschusses Res-
sourcen (SAR) im Bereich der Zusammenar-
beit zwischen BA und Bundeskriminalpolizei 
(BKP) sowie der insbesondere in qualitativer 
Hinsicht bestehenden Ressourcenproblema-
tik bei der BKP (Fehlen von Ermittlern im Fi-
nanzbereich). Im Bereich der Auslandkontakte 
wird für das Jahr 2010 von einer strategischen 
Priorisierung von Europa mit Nachbarländern 
und EU-Staaten sowie Südamerika, insbeson-
dere Brasilien berichtet. Es wird interessant 
sein, mehr über die Resultate dieser Priorisie-
rung und darüber zu erfahren, welche Priori-
täten in der Zukunft gesetzt werden. Erneut 
wird von der Umsetzung des Berichts Uster 
und von damit verbundenen Nachfolgeprojek-
ten berichtet. Dabei wird die Aussagekraft der 
Leistungszeiterfassung kritisch gewürdigt. Ein 
grosser Teil des Berichts befasst sich mit der 
operativen Tätigkeit, wobei die Aufteilung der 
Arbeitsbelastung in Ermittlungsarbeit bzw. 
passive Rechtshilfearbeit in etwa konstant 
geblieben ist (87/13 bzw. 65/35). Im Übrigen 
kann bezüglich der operativen Arbeit auf die 
Abschnitte «Berichterstattung» und «Inspek
tionen» verwiesen werden. Beim statistischen 
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Material fällt positiv auf, dass die Anzahl der 
Anklagen von 12 im Jahre 2009 auf 20 im 
Berichtsjahr erhöht werden konnte: die Effi-
zienzsteigerung sei allen Mitarbeitenden der 
BA bestens verdankt. Gemäss Bericht waren 
per Ende 2010 60 Vorabklärungen hängig – 
3 mehr als im Vorjahr –, wovon 49 nationale 
Verfahren und 11 Rechtshilfeverfahren betref-
fend. Die Problematik dieser von der StPO 
nicht vorgesehenen Verfahrensart wurde von 
der I. Beschwerdekammer angesprochen. Es 
ist zu begrüssen, dass die BA nach einem 
stark mit administrativer Arbeit besetzten Be-
richtsjahr in ihrem Ausblick die operative Tä-
tigkeit, d.h. die Ermittlungs-, Untersuchungs- 
und Anklagetätigkeit für das kommende Jahr 
in den Vordergrund stellt, wobei die Zusam-
menarbeit und der Informationsaustausch mit 
den Kantonen verstärkt werden sollen.

Eidgenössisches  
Untersuchungsrichteramt
Der Bericht des URA steht ganz im Zeichen 
der Auflösung und Überführung dieses Am-
tes in die BA, die im Berichtsjahr stattfand. 
Verständlicherweise liess sich diese schwieri-
ge Aufgabe nicht ganz ohne Probleme lösen. 
In fachlicher Hinsicht ist es unbefriedigend, 
dass per Stichtag 31. Dezember 2010 noch 
31 Voruntersuchungen hängig waren; die Vor-
gabe war gewesen, dass nur Verfahren in die 
Voruntersuchung gegeben würden, für welche 
dieses Verfahrensstadium bis Ende 2010 hätte 
abgeschlossen werden können. Es soll jedoch 
nicht versäumt werden, an dieser Stelle sämt-
lichen Mitarbeitenden des URA ausdrücklich 
den verbindlichen Dank für den Einsatz und 
das Durchhaltevermögen unter schwierigen 
Bedingungen auszusprechen.

Weisungen
Im Berichtsjahr 2010 hat die I. Beschwerdekam-
mer keine zusätzlichen Weisungen gegenüber 
der BA und dem URA erlassen. Gestützt auf die 
geltende Weisung 07/2007 waren BA und URA 
verpflichtet, die Vorlagen für die Verfügungen 
betreffend Aufforderung zur Auskunftserteilung 
und Herausgabe der I. Beschwerdekammer 
zur Genehmigung zu unterbreiten; diese Vor-
lagen wurden im Berichtsjahr von der I. Be-
schwerdekammer genehmigt.

Berichterstattung
Die Berichterstattung der BA für die einzelnen 
Verfahren (vgl. Weisung 01/2007, Ziff. 1) hat 
sich seit der Aufnahme der Aufsichtstätigkeit 
der I. Beschwerdekammer vor sieben Jahren 
insbesondere umfangmässig stark intensi-
viert und erlaubt so einen guten Einblick in 
die konkreten Verfahrensverläufe. Nachteilig 
dabei ist, dass in der grossen Menge der heu-
te gelieferten Informationen die ursprünglich 
von der Aufsichtsbehörde geforderten An-
gaben (1. erfolgte Verfahrenshandlungen in 
der vergangenen Berichtsperiode, 2. geplan-
te Verfahrenshandlungen in der kommenden 
Berichtsperiode, 3. zeitliche und materielle 
Verfahrensprognose, 4. Verjährung) unter-
gehen bzw. zum Teil unvollständig gemacht 
werden. Hinsichtlich der Aufsicht über die a.o. 
Staatsanwälte wurden im Berichtsjahr wieder 
zwei Fälle von Verfahren festgestellt, welche 
bezüglich der Kostenregelung nicht den ge-
setzlichen Vorschriften entsprachen (Verord-
nung vom 22. Oktober 2003 über die Kosten 
der Bundesstrafrechtspflege; AS 2003 4055). 
Deren Bereinigung konnte bis zum Ende der 
Berichtsperiode nicht abgeschlossen werden.

Inspektionen
Die I. Beschwerdekammer hat – wie in den 
vorangegangenen Jahren – die einzelnen 
Staatsanwälte/innen bzw. Teams der BA und 
die Untersuchungsrichter/innen inspiziert. 
Zur Vorbereitung wurde ein Programm mit 
konkreten Themen festgelegt. Diese wurden 
mit den Betroffenen in je ungefähr einein-
halbstündigen Gesprächen behandelt. Der 
wesentliche Inhalt der Gespräche wurde pro-
tokolliert, die Gesamtergebnisse wurden in 
einem Bericht mit allgemeinen Feststellungen 
und Empfehlungen zusammengefasst und 
mit den Leitungen der beiden Behörden be-
sprochen (vgl. Weisung 01/2007, Ziff. 3). Die  
I. Beschwerdekammer als fachliche Aufsichts-
behörde ist sich durchaus bewusst, dass sie 
in diesen Gesprächen lediglich – aber immer-
hin – einen ergänzenden Eindruck vermittelt 
erhält; eine Ergänzung stellt dieser insofern 
dar, als die fachliche Aufsichtsbehörde in 
erster Linie Rechtsmittelinstanz in Bezug auf 
die Ermittlungs- bzw. Untersuchungstätigkeit 
der BA ist (und bis 31. Dezember 2010 auch 
für das URA war). Insgesamt bestätigte sich 
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der allgemein gute Gesamteindruck in Bezug 
auf die Verfahrensführung. Allerdings wird der 
BA empfohlen, bezüglich der Verfahrensbe-
schleunigung Vorgehensweisen bzw. -regeln 
zu entwickeln, insbesondere auch um dem 
Gebot der Rechtsgleichheit Genüge zu tun. 
Es ist zu vermeiden, dass sich bei vergleich-
baren Sachverhalten erhebliche Unterschiede 
in der Verfahrensdauer ergeben, einzig weil 
sich beispielsweise die Rechtshilfezusam-
menarbeit als schwierig erweist. Es sind in 
diesen Fällen zeitliche Vorgaben zu definie-
ren, damit auch diesbezüglich dem Gleich-
behandlungsgebot Nachachtung verschafft 
werden kann. Ein gewisses Orientierungs-
raster werden dabei die Verjährungsfristen 
darstellen. In die Überlegungen einzubezie-
hen sind auch die Zeiträume, welche für die 
richterliche Beurteilung notwendig sind. Nach 
wie vor besteht eine gewisse Problematik be-
züglich bereits eingetretener oder unmittelbar 
bevorstehender Verjährung von Verfahren. 
Diese konnte anlässlich der Inspektionen in 
sieben Fällen festgestellt werden, wobei als 
Grund für die Problematik die unterschied-
lichen Verjährungsfristen für leichte und 
schwere Geldwäscherei eine Hauptrolle spie-
len. Es ist empfehlenswert, die Einschätzung 
der Verfahrensdauer unter Berücksichtigung 
des leichtesten in Frage kommenden Delik-
tes vorzunehmen. Nur so lassen sich die für 
die Strafverfolgung wenig schmeichelhaften 
Verjährungseintritte erfolgreich vermeiden. 
Es verbleibt der fachlichen Aufsichtsbehörde 
damit nur noch, allen Beteiligten bei BA und 
URA für die Verfahrensarbeit ganz allgemein, 
speziell aber auch für das Verständnis und die 
Kooperation in Aufsichtsbelangen zu danken. 
Diese ist überzeugt, dass die Bundesanwalt-
schaft die Herausforderungen, welche sich 
durch die bevorstehenden Zuständigkeits- 
und Verfahrensänderungen ergeben werden, 
gekonnt meistern wird.
	

Oberaufsicht über die gerichtliche  
Polizei (Art. 17 BStP)
Der Bericht der BA äussert sich nicht aus-
drücklich zur Leitung der BA über die gericht-
liche Polizei im Sinne von Art. 17 BStP, weist 
jedoch unter dem Titel «Zusammenarbeit 
mit der Bundeskriminalpolizei (BKP)» in all-
gemeiner Weise auf gewisse Führungs- und 
Kontrollfunktionen hin, welche bezüglich der 
BKP im Jahre 2010 wahrgenommen wurden. 
Zahlenmässige, über die Jahre vergleichbare 
Angaben bezüglich der Arbeit der BKP bzw. 
der gerichtlichen Polizei in qualitativer und 
quantitativer Hinsicht lassen sich dem Bericht 
nicht entnehmen.
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Fazit
Es sind weitere Fortschritte erkennbar, wel-
che bestätigen, dass es den Strafverfolgungs-
behörden des Bundes zunehmend besser 
gelingt, die Verfahren im Zuständigkeitsbe-
reich des Bundes kompetent und effizient zu 
führen. In einzelnen Verfahren kommt es aus 
unterschiedlichen Gründen nach wie vor zu 
Verzögerungen und punktuell auch zu Ver-
jährungseintritten. Diese haben ihren Grund 
insbesondere in den stark unterschiedlichen 
Verjährungsfristen bei der einfachen respek-
tive der schweren Geldwäscherei. Die Ermitt-
lungs- und Untersuchungstätigkeit ist letzt-
lich auf die Beweisführung in Bezug auf einen 
konkreten, tatbestandsmässigen Verdacht 
ausgerichtet. Danach bemisst sich die Qua-
lität der Verfahrensführung. Die I. Beschwer-
dekammer ist sich bewusst, dass dieser zent-
rale Aspekt im Rahmen der von ihr getätigten 
Aufsichtsmassnahmen nicht abschliessend 
beurteilt werden kann. Dies lässt sich aller-
dings insofern verantworten, als die primäre 
und konkrete Überprüfung der Ermittlungs- 
und Untersuchungstätigkeit im Rechtsmittel-
verfahren erfolgt und die fachliche Aufsicht 
lediglich eine Ergänzung dazu darstellt. Das 
fortwährende Ziel der Strafverfolgungsbehör-
den muss sein, die Zeitspanne einer Verdäch-
tigung gegenüber einer Person entsprechend 
der Art und des Umfangs des Verfahrens 
angemessen zu beschränken. Langjährige 
Ermittlungs- und Untersuchungsverfahren 
erhöhen den Erwartungsdruck in der Öffent-
lichkeit, erschweren oft die Wahrheitsfindung 
und können sich je nach den Umständen 
auch für die Beschuldigten sehr belastend 
auswirken. Am Beschleunigungsgebot muss 
sich daher die Verfahrensführung ständig 
ausrichten.
	

Abschliessend benutzt die I. Beschwerde-
kammer als fachliche Aufsichtsbehörde ein 
letztes Mal die Gelegenheit, allen Angehö-
rigen von BA und URA für ihren Einsatz im 
Berichtsjahr zu danken und sie zur weiterhin 
konsequenten und zielorientierten Verfah-
rensführung anzuhalten. Mit der abgelaufe-
nen Berichtsperiode endet die Tätigkeit der  
I. Beschwerdekammer des Bundesstrafgerichts 
als fachliche Aufsichtsbehörde.
			 
Im Namen der I. Beschwerdekammer
als fachliche Aufsichtsbehörde

Der Präsident: Tito Ponti
Der Gerichtsschreiber: Stefan Graf
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Zusammenarbeit

Die Zusammenarbeit mit dem Bundesgericht 
als Aufsichtsbehörde ist gut. Die Kontakte, 
insbesondere die Aufsichtssitzungen, wurden 
seitens der Verwaltungskommission des Bun-
desstrafgerichts auch dazu genutzt, sie be-
schäftigende Fragestellungen anzusprechen. 
Die regelmässigen Kontakte und Koordinatio-
nen zur Klärung technischer Fragen auf Ebe-
ne Generalsekretariat und Dienste haben sich 
eingespielt. Zwischen den erstinstanzlichen 
Gerichten des Bundes findet weiterhin das ein-
malige jährliche Treffen der Verwaltungskom-
missionen statt. Die Verwaltungskommission 
hat die Empfehlung der GPK im Bericht vom 
22. Januar 2010 (Umstände des Rücktritts ei-
nes eidgenössischen Untersuchungsrichters) 
zum Anlass genommen, das interne Medien-
konzept grundsätzlich zu überprüfen und an-
zupassen sowie die Anregungen der GPK in 
das Rahmenkonzept einfliessen zu lassen.

Externe Behörden

Das URA war dem Bundesstrafgericht noch 
bis zu seiner Auflösung per 31. Dezember 
2010 administrativ unterstellt. Das Amt blieb 
bis Ende Jahr operationell, die Umzüge im 
Rahmen der lokalen Neuorganisation der BA 
erfolgten im November 2010 und der Über-
gang in die BA konnte per Ende 2010 er-
folgreich abgeschlossen werden. Dabei war 
insbesondere sicherzustellen, dass die im 
Geschäftsverwaltungssystem des URA ge-
speicherten fallbezogenen Daten an das Ge-
schäftsverwaltungssystem der BA übertragen 
werden konnten. Von den ursprünglich rund 
30 Mitarbeitenden des URA treten 16 Mitar-
beitende in die BA über. Einige Mitarbeitende, 
die über keine Übertrittsvereinbarung verfüg-
ten, treten aufgrund von im Berichtsjahr ab-
geschlossenen Arbeitsverträgen in die BA ein. 
Umgekehrt verzichteten Mitarbeitende trotz 
Übertrittsvereinbarung auf einen Wechsel zur 
BA. Nachdem Anfang März 2010 die Leitung 
des URA von einer unbedingten Freiheitsstra-
fe in Frankreich einer neu eingestellten Un-
tersuchungsrichterin Kenntnis erhalten hatte, 
wurde das Arbeitsverhältnis mit sofortiger 
Wirkung am 10. März 2010 aufgelöst.

Zusammensetzung des  
Untersuchungsrichteramts
Das URA war per Ende 2010 noch mit den 
folgenden neun Untersuchungsrichtern/innen 
besetzt:

Jürg Zinglé, Leiter, Bern	
Maria Antonella Bino, Stellvertretende Leiterin,  
 			              Lausanne

Hans Baumgartner, Bern	
Elena Catenazzi, Bern	
Jacques Ducry, Lugano	
Prisca Fischer, Bern

Manuela Graber, Bern

Andreas Müller, Bern

Gérard Sautebin, Lausanne
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Geschäftslast
Die Zahl der von der BA im Berichtsjahr über-
wiesenen Verfahren blieb im Vergleich mit 
dem Vorjahr mit 17 stabil. Gleich verhält es 
sich mit den erledigten Verfahren (22). Per 
Ende Jahr blieben 31 Verfahren pendent, 
welche nunmehr von der BA nach der neuen 
StPO fortgeführt werden.
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Das Bundesstrafgericht hat auf Probleme im 
Zusammenhang mit der Protokollierung von 
Einvernahmen an der Hauptverhandlung (Art. 
78 StPO) bereits im Geschäftsbericht 2008 
hingewiesen. Dieses Anliegen wurde mit der 
parlamentarischen Initiative 10.444 (Strafpro-
zessordnung, Protokollierungsvorschriften),  
eingereicht am 20. Mai 2010, durch die Kom-
mission für Rechtsfragen des Ständerats auf-
genommen. Das Anliegen dient einer Verbes-
serung der Verfahrenseffizienz während der 
Hauptverhandlung ohne Substanzverlust und 
insofern der Einsparung von Verfahrenskos-
ten und Entschädigungen.

Das Gericht sieht in der ausnahmslosen Zu-
ständigkeit des Einzelrichters über die Straf-
höhe ein Problem. Es hat deshalb mit Einga-
be der Verwaltungskommission an die Eidg. 
Finanzverwaltung vom 11. November 2010 
angeregt, im Rahmen der Revision des Bör-
sengesetzes zu prüfen, ob auf Antrag oder 
Entscheid des Kammerpräsidenten für der-
artige Verfahren eine Dreierbesetzung vor-
gesehen werden kann. Dies wäre allerdings 
nur eine Teillösung; dem BStGer erscheint es 
richtiger, die Möglichkeit vorzusehen, statt 
des Einzelgerichtes unter bestimmten Vor-
aussetzungen generell ein Dreiergericht ein-
setzen zu können.
	

Hinweise an den Gesetzgeber
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Geschäfte (Fälle)
Verfahrensausgang  
(nach Angeklagten)
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Geschäfte der Strafkammer
Anklagen 13 25 12 22 14 20 14 2 17 – –

Abtrennungen 3 2 3 2 2 3 – – – – –

Revisionsgesuche usw. – – – – – – – – – – –

Nachträgliche Entscheidungen 1 1 – 4 2 2 – – – – –

Rückweisungen BGer 9 12 2 7 5 4 – 1 1 – 3

Total 26 40 17 35 23 29 14 3 18 – 3

Geschäfte Verfahrensausgang

Geschäfte der Beschwerdekammern E
in

g
a

n
g

 
20

09

E
rl

e
d

ig
u

n
g

  
20

09

Ü
b

e
rt

ra
g

  
vo

n
 2

00
9

E
in

g
a

n
g

  
20

10

E
rl

e
d

ig
u

n
g

  
20

10

Ü
b

e
rt

ra
g

  
a

u
f 

20
11

A
b

sc
h

re
ib

u
n

g

N
ic

h
te

in
tr

e
te

n

A
b

w
e

is
u

n
g

A
b

le
h

n
u

n
g

G
u

th
e

is
su

n
g

 
B

e
w

ill
ig

u
n

g

R
ü

c
k

w
e

is
u

n
g

F
e

st
st

e
llu

n
g

Ü
b

e
rw

e
is

u
n

g

Strafrechts-
pflege

Beschwerden / Gesuche 220 226 28 262 237 53 43 57 67 70 – – –

Telefonkontrollen und  
verdeckte Ermittlungen 142 142 – 96 96 – – – 6 90 – – –

Revisionsgesuche usw. 1 1 – 3 3 – – – 3 – – – –

Rückweisungen BGer 4 24 2 13 10 5 – – – 10 – – –

Total 367 393 30 374 346 58 43 57 76 170 – – –

Internationale 
Rechtshilfe

Beschwerden 357 308 148 290 341 97 17 91 177 56 – – –

Revisionsgesuche usw. 3 3 – 4 4 – – 4 – – – – –

Rückweisungen BGer 3 7 – 3 3 – – 1 – – – 2 –

Total 363 318 148 297 348 97 17 96 177 56 – 2 –

Verwaltungs-
rechtspflege

Beschwerden gegen  
personalrechtliche Verfügungen 

des BVGer 1 – 1 – 1 – 1 – – – – – –

Total 731 711 179 671 695 155 61 153 253 226 – 2 –

Gesamttotal 757 751 196 706 718 184
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Teilweise/r  
Verurteilung,  

Freispruch:  
18 / 47,4%

Freispruch: 
 14 / 36,8%

Diverse: 
3 / 7,9%

Verurteilung: 
3 / 7,9%

Abschreibung:  
61 / 8,8%

Gutheissung,  
Bewilligung:  
226 / 32,5%

Abweisung,  
Ablehnung:  

253 / 36,4%
Nichteintreten:  
153 / 22,0%

  
Feststellung:  

2 / 0,3%

Total: 38 / 100%

Total: 695 / 100%
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706 / 100% 718 / 100%

Italienisch: 
137 / 19,4%

Eingänge Erledigungen

Italienisch: 
148 / 20,6%

Französisch: 
238 / 33,7%
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Geschäfte der Strafkammer
Anklagen – – 1 3 3 6 11 14

Abtrennungen – – – – 2 – – 2

Revisionsgesuche usw. – – – – – – – –

Nachträgliche Entscheidungen – – 2 – – – – 2

Rückweisungen BGer – – 3 1 1 – – 5

Total – – 6 4 6 6 1 23
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Strafrechts-
pflege

Beschwerden / Gesuche 6 66 82 71 12 – – 237

Telefonkontrollen und  
verdeckte Ermittlungen 92 4 – – – – – 96

Revisionsgesuche usw. – 3 – – – – – 3

Rückweisungen BGer – – – 4 6 – – 10

Total 98 73 82 75 18 – – 346

Internationale 
Rechtshilfe

Beschwerden 10 47 104 59 96 25 – 341

Revisionsgesuche usw. – 4 – – – – – 4

Rückweisungen BGer – – 2 1 – – – 3

Total 10 51 106 60 96 25 – 348

Verwaltungs-
rechtspflege

Beschwerden gegen  
personalrechtliche Verfügungen 

des BVGer – – – – 1 – – 1

Total 108 124 188 135 115 25 – 695

Gesamttotal 108 124 194 139 121 31 1 718

Dauer der Geschäfte

1 ein Fall sistiert (21 Monate), maximale Dauer mit sistiertem Fall: 838 Tage
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1 bis 3 Monate: 6 / 26,1%

4 bis 6 Monate: 4 / 17,4%

1 bis 2 Jahre: 6 / 26,1%

mehr als 2 Jahre: 1 / 4,3%

7 bis 12 Monate: 6 / 26,1%

Total: 23 / 100%

6 Tage bis 1 Monat: 124 / 17,8%

1 bis 3 Monate: 188 / 27,1%

1 bis 2 Jahre: 25 / 3,6%

7 bis 12 Monate: 115 / 16,6%

Total: 695 / 100%

bis 5 Tage: 108 / 15,5%

4 bis 6 Monate: 135 / 19,4%
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Erledigungen Übertragene Fälle

Mittlere Dauer (Tage) Maximale Dauer (Tage)

Geschäfte der Strafkammer b
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Anklagen 236 104 340 3191 	 232 1252	 4202

Abtrennungen 334 – 334 334 – 1393	 2743

Revisionsgesuche usw. – – – – – – –

Nachträgliche Entscheidungen 38 5 43 41 9 75 84

Rückweisungen BGer 101 15 116 237 45 84 206

Geschäfte der Beschwerdekammern
Strafrechts-
pflege

Beschwerden / Gesuche 70 236 70 164

Telefonkontrollen und  
verdeckte Ermittlungen 3 11 – –

Revisionsgesuche usw. 19 20 – –

Rückweisungen BGer 206 363 86 87

Internationale 
Rechtshilfe

Beschwerden 151 484 98 297

Revisionsgesuche usw. 20 29 – –

Rückweisungen BGer 58 101 – –

Verwaltungs-
rechtspflege

Beschwerden gegen  
personalrechtliche Verfügungen 

des BVGer 248 248 – –

1 ein Fall sistiert (21 Monate), maximale Dauer mit sistiertem Fall: 838 Tage 
2 ein Fall sistiert (11 Monate), maximale Dauer mit sistiertem Fall: 504 Tage, mittlere Dauer: 144 Tage
3 ein Fall sistiert (14 Monate), maximale Dauer mit sistiertem Fall: 834 Tage, mittlere Dauer: 371 Tage

Mittlere und maximale Dauer der Geschäfte
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Erledigungsquotienten

Erledigung  
Neueingänge (Q1)

Erledigung Überträge aus  
den Vorjahren (Q2)

Verhältnis Neueingänge 
zu Erledigungen (Q3)
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Strafkammer 35 9 (25,7%) 26 (74,3%) 17 14 (82,4%) 3 (17,6%) 35 23 (65,7%)

I. Beschwerdekammer  
(Strafverfahrenskammer) 374 316 (84,5%) 58 (15,5%) 30 30 (100%) – 374 346 (92,5%)

II. Beschwerdekammer  
(Rechtshilfekammer) 297 200 (67,3%) 97 (32,7%) 149 149 (100%) – 297 349 (117,5%)

Total 706 525 (74,4%) 181 (25,6%) 196 193 (98,5%) 3 (1,5%) 706 718 (101,7%)

Erledigung  
Neueingänge (Q1)

Erledigung Überträge aus 
den Vorjahren (Q2)

Verhältnis Neueingänge 
zu Erledigungen (Q3)
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erledigt:  
525 / 74,4%

Übertrag 
auf 2011:  
181 / 25,6%

erledigt:  
193 / 98,5%

Übertrag 
auf 2011:  
3 / 1,5%

Eingänge:  
706

Erledigungen:  
718

706 / 100%Total 196 / 100%

	 eingegangen vor: 

	 mehr als 2 Jahren:	 1

	 1 bis 2 Jahren:	 2
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Art der Erledigung (Spruchkörper / Entscheidfindung)
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Geschäfte der Strafkammer
Anklagen 3 9 – 2 – –

Abtrennungen – – – – 2 –

Revisionsgesuche usw. – – – – – –

Nachträgliche Entscheidungen – – – – 2 –

Rückweisungen BGer – – – 2 3 –

Total 3 9 – 4 7 –

Geschäfte der Beschwerdekammern Einzelrichter
3 Richter /  

Zirkulationsweg
3 Richter /  
Sitzungen

Strafrechts-
pflege

Beschwerden / Gesuche – 231 6

Telefonkontrollen und  
verdeckte Ermittlungen 96 – –

Revisionsgesuche usw. 3 – –

Rückweisungen BGer 10 – –

Total 109 231 6

Internationale 
Rechtshilfe

Beschwerden – 321 20

Revisionsgesuche usw. – 4 –

Rückweisungen BGer – 3 –

Total – 328 20

Verwaltungs-
rechtspflege

Beschwerden gegen  
personalrechtliche Verfügungen 

des BVGer – 1 –

Total 109 560 26

0

100

200

300

400

500

600

700

800

0

100

200

300

400

500

600

700

800

mit Verhandlung: 12 / 52,2%

ohne Verhandlung: 11 / 47,8%

Total: 23 / 100%

Art der Erledigung

Einzelrichter: 109 / 15,7% 

Zirkulationsweg: 560 / 80,6%

Sitzungen: 26 / 3,7% 

Total: 695 / 100%

Art der Erledigung
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Eingänge Erledigungen

2006 2007 2008 2009 2010 2006 2007 2008 2009 2010Strafkammer
Anklagen 19 23 18 13 22 7 17 13 25 14

Abtrennungen – 1 3 3 2 – – 2 2 2

Revisionsgesuche usw. – 1 – – – – 1 – – –

Nachträgliche Entscheidungen 2 1 – 1 4 1 1 1 1 2

Rückweisungen BGer 4 8 5 9 7 3 5 4 12 5

Total 25 34 26 26 35 11 24 20 40 23

I. Beschwerdekammer  
(Strafverfahrenskammer)

Beschwerden / Gesuche 306 164 199 220 262 302 186 198 226 237

Telefonkontrollen und  
verdeckte Ermittlungen 172 84 150 142 96 169 84 150 142 96

Revisionsgesuche usw. 2 – 4 1 3 2 – 4 1 3

Rückweisungen BGer – 5 25 4 13 – 4 4 24 10

Total 480 253 378 367 374 473 274 356 393 346

II. Beschwerdekammer  
(Rechtshilfekammer)

Beschwerden 211 308 357 290 159 261 308 341

Revisionsgesuche usw. – 5 3 4 – 5 3 4

Rückweisungen BGer – 4 3 3 – – 7 3

Beschwerden gegen  
personalrechtliche Verfügungen 

des BVGer – – 1 – – – – 1

Total 211 317 364 297 159 266 318 349

Gesamttotal 505 498 721 757 706 484 457 642 751 718

Art und Zahl der Geschäfte nach Kammern (5-Jahres-Vergleich)
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Art und Zahl der erledigten Geschäfte nach Materien
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Der Bundesgerichtsbarkeit unterstehende Straftaten gemäss Art. 336 StGB 6 – 3 9

Der Bundesgerichtsbarkeit unterstehende Straftaten gemäss Art. 337 StGB

Kriminelle Organisation (Art. 260ter StGB) 1 – 1 2

Finanzierung des Terrorismus (Art. 260quinquies StGB) – – – –

Geldwäscherei (Art. 305bis StGB) 4 – – 4

Mangelnde Sorgfalt bei Finanzgeschäften und Melderecht (Art. 305ter StGB) – – – –

Bestechung (Art. 322ter–octies StGB) – – – –

Wirtschaftskriminalität – – 1 1

Total 5 – 2 7

Verwaltungsstrafsachen 3 – – 3

2 2 4

Total Geschäfte der Strafkammer 14 2 2 – 5 23

Geschäfte der Beschwerdekammern
Aufsichts-/Ausstandsverfahren 6 – – 6

Beschwerdeverfahren 92 3 – 95

Gerichtsstandsverfahren 25 – – 25

Haftverfahren

Haftverlängerungen 3 – – 3

Haftbeschwerden 13 – – 13

Total 16 – – 16

Entschädigungsverfahren 8 – – 8

Entsiegelungsverfahren 14 – 10 24

Verwaltungsstrafverfahren 76 – – 76

Rechtshilfeverfahren

Auslieferung 35 1 – 36

Auslieferungshaft 15 – – 15

Überstellung – – – –

Andere Rechtshilfe 276 3 3 282

Stellvertretende Strafverfolgung – – – –

Vollstreckung von Strafentscheiden 1 – – 1

Andere (IRSG) 10 – – 10

Total 341 4 3 348

Personalrechtliche Verfügungen des BVGer 1 – – 1

Total Geschäfte der Beschwerdekammern 579 7 13 599

Telefonkontrollen 88 88

Verdeckte Ermittlungen 8 8

Gesamttotal 14 2 2 579 96 7 18 718
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Geschäftslast beim URA 2010 im Vergleich zu 2009

Übernommen aus Eröffnet
Hängig 
insgesamt Erledigt Übertragen auf

Voruntersuchung 2009 2008 % 2010 2009 % 2010 2009 % 2010 2009 % 2011 2010 %

hängig 28 34 –18% 17 14 21% 23 28 –18% 22 20 10% 23 28 –18%

vorläufig eingestellt 9 10 –10% – – 8 9 –11% 1 1 0% 8 9 –11%

Total 37 44 –16% 17 14 21% 31 37 –16% 23 21 10% 31 37 –16%
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Voruntersuchung
hängig 20 28 15 2 – 1 22 23

vorläufig eingestellt1 1 9 – – – – 1 8

Total 21 37 15 2 – 1 23 31

Eröffnung abgewiesen – – – – – – – –

noch nicht eröffnet – – – – – – – –

Total – – – – – – – –

Haft
Haftprüfungen 16 – – – – – 35 –

Haftentlassungsgesuche 7 – – – – – 10 –

Ersatzmassnahmen 3 – – – – – 2 1

Total 26 – – – – – 47 1

Sprache der im Berichtsjahr erlassenen Eröffnungsverfügungen:  
Deutsch: 53%; Französisch: 12%; Italienisch: 35%
Vorjahr: Deutsch: 79%; Französisch: 14%; Italienisch: 7%

1 Art. 112 BStP

Art und Zahl der Geschäfte URA
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Aufteilung nach Dauer Dauer in Tagen

E
rl

e
d

ig
u

n
g

 
20

10

b
is

 6
 

M
o

n
a

te

7 
b

is
 1

2 
M

o
n

a
te

1 
b

is
 2

  
Ja

h
re

2 
b

is
 3

  
Ja

h
re

3 
b

is
 4

  
Ja

h
re

4 
b

is
 5

  
Ja

h
re

m
e

h
r 

a
ls

5 
Ja

h
re

M
a

xi
m

u
m

M
in

im
u

m

D
u

rc
h

sc
h

n
it

t

erledigt 23 2 6 8 2 2 1 2 2248 20 754

Aufteilung nach Dauer Dauer in Tagen
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hängig 23 3 8 4 2 4 1 1 2389 17 661

vorläufig eingestellt 8 – – – 2 – 5 1 2167 910 1525

Dauer der Voruntersuchungen URA

Dauer der Voruntersuchungen URA – Erledigungsquotienten

Erledigung  
Neueingänge (Q1)

Erledigung Überträge 
aus dem Vorjahr inkl.  
vorläufig eingestellte (Q2)

Verhältnis  
Neueingänge zu 
Erledigungen (Q3)
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Deutsch 9 3 (33%) 6  (67%) 26 14  (54%) 12 (46%) 9 16 (178%)

Französisch 2 – 2   (100%) 4 1 (25%) 3 (75%) 2 1 (50%)

Italienisch 6 – 6   (100%) 7 5 (71%) 2 (29%) 6 6  (100%)

Total 17 3 (18%) 14  (82%) 37 20  (54%) 17 (46%) 17 23 (135%)
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Geschäftsbericht 2010

Bundesverwaltungsgericht
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Geschäftsbericht des Bundesverwaltungsgerichts 2010

27. Januar 2011

Sehr geehrter Herr Präsident
Sehr geehrte Damen und Herren National- und Ständeräte

Gestützt auf Artikel 3 Absatz 3 des Verwaltungsgerichtsgesetzes  
erstatten wir Ihnen den Bericht über unsere Tätigkeit im Jahre 2010.

Genehmigen Sie, sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Damen 
und Herren National- und Ständeräte, den Ausdruck unserer  
vorzüglichen Hochachtung.

Im Namen des Bundesverwaltungsgerichts

Der Präsident: 	 Markus Metz
Die Generalsekretärin a.i.: 	 Placida Grädel
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Einleitung

Der im Juni 2010 erschienene Zwischenbericht zur Evaluation der neuen 
Bundesrechtspflege zeigt, dass das Bundesverwaltungsgericht bereits 
in seinen ersten Betriebsjahren einen wesentlichen Beitrag zur Erfül-
lung der Reformziele leisten konnte. Die Qualität der Rechtsprechung 
hat sich im Vergleich zu den Vorgängerorganisationen verbessert. Die 
Beschwerden an das Bundesgericht im Bereich des öffentlichen Rechts 
haben abgenommen. Das Bundesverwaltungsgericht konnte einen Bei-
trag zur angestrebten Entlastung des Bundesgerichts leisten. Mit Blick 
auf die beiden anderen Ziele – Verbesserung des Rechtsschutzes und 
Vereinfachung der Verfahren und Rechtswege – werten die Befragten 
der eidgenössischen Gerichte, der Bundesstellen, der interessierten 
Organisationen und die Anwaltschaft die Schaffung des Bundesverwal-
tungsgerichts als sehr positiv.
	 In seinem vierten Geschäftsjahr erreichte das Bundesverwaltungs-
gericht eine weitere Reduktion der Pendenzen. Die von den Vorgänger
organisationen übernommenen Beschwerden wurden beinahe voll-
ständig abgebaut. Die im Jahr 2007 anhängig gemachten Verfahren 
konnten ebenfalls weitgehend abgeschlossen werden. Insgesamt wur-
den im Berichtsjahr 9155 Verfahren erledigt. Von diesen waren 2311 
(25%) beim Bundesgericht anfechtbar. Tatsächlich weitergezogen 
wurden 353 (15%) der beschwerdefähigen Urteile.
	 Damit das Bundesverwaltungsgericht auch in Zukunft eine effi-
ziente und qualitativ hochwertige Rechtsprechung garantieren kann, 
wurden im Berichtsjahr verschiedene Projekte weiterverfolgt. Mit der 
neuen IT-Plattform und der neuen Geschäftskontrolle sollen die Rich-
terinnen und Richter sowie ihre Mitarbeitenden ab 2011 technisch op-
timal unterstützt werden. Zur Sicherstellung eines nachhaltigen Ein-
satzes und einer gerechten Verteilung der Ressourcen wurde während 
sieben Monaten die Arbeitslast aller in der Rechtsprechung tätigen 
Personen erhoben. Zusätzlich wurden mit 24 Personen Interviews ge-
führt, die Aufschluss darüber geben sollen, welche Verbesserungen im 
Gerichtsbetrieb noch möglich sind. Die Resultate dieser von den Uni-
versitäten Bern und St. Gallen durchgeführten Studie zur Geschäfts-
lastbewirtschaftung werden Mitte 2011 vorliegen.
	 Der Gerichtsbetrieb hat sich nach einer Aufbauphase so weit kon-
solidiert, dass die mit dem Umzug nach St. Gallen verbundenen Her-
ausforderungen bewältigt werden können. Im Oktober fand das Fest 
zur Aufrichte des neuen Gerichtsgebäudes statt. Das Gericht wird sei-
nen Sitz ab Juni 2012 in St. Gallen haben.
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Zusammensetzung des Gerichts

Leitungsorgane 
Präsidium
Präsident:	 Christoph Bandli
Vizepräsident:	 Markus Metz

Verwaltungskommission
Präsident:	 Christoph Bandli
Mitglieder:	 Markus Metz
		  Bruno Huber
		  Claude Morvant
		  Bendicht Tellenbach

Präsidentenkonferenz 
Präsident:	 Alberto Meuli, Präsident Abteilung III

Mitglieder:	 Lorenz Kneubühler, Präsident Abteilung I

		  Bernard Maitre, Präsident Abteilung II

		  Claudia Cotting-Schalch, Präsidentin Abteilung IV

		  Walter Stöckli, Präsident Abteilung V

Stab Leitungsorgane 
Generalsekretärin:	 Prisca Leu (bis 31.10.)

Stellvertreterin:	 Placida Grädel-Bürki (ab 1.11. Generalsekretärin a.i.)

Abteilungen
Abteilung I
Präsident:	 Lorenz Kneubühler
Mitglieder:	 Christoph Bandli
		  Michael Beusch
		  Jérôme Candrian
		  Alain Chablais
		  Daniel de Vries Reilingh (ab 1.3. – befristet bis 31.10.11)

		  Kathrin Dietrich
		  Beat Forster
		  Markus Metz
		  Pascal Mollard
		  André Moser
		  Claudia Pasqualetto Péquignot
		  Daniel Riedo
		  Marianne Ryter Sauvant
		  Thomas Stadelmann (bis 31.3.)

		  Charlotte Gabrièle Schoder (ab 1.4. – befristet bis 31.10.11)

		  Salome Zimmermann
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Abteilung II 
Präsident:	 Bernard Maitre
Mitglieder:	 Maria Amgwerd
		  David Aschmann
		  Jean-Luc Baechler
		  Stephan Breitenmoser
		  Francesco Brentani
		  Ronald Flury
		  Vera Marantelli
		  Claude Morvant
		  Eva Schneeberger
		  Frank Seethaler
		  Marc Steiner
		  Hans Urech
		  Philippe Weissenberger

Abteilung III 
Präsident:	 Alberto Meuli (bis 31.12.)

Mitglieder:	 Elena Avenati-Carpani
		  Ruth Beutler
		  Jean-Daniel Dubey
		  Johannes Frölicher
		  Madeleine Hirsig-Vouilloz
		  Antonio Imoberdorf
		  Stefan Mesmer
		  Francesco Parrino
		  Michael Peterli
		  Franziska Schneider
		  Marianne Teuscher
		  Andreas Trommer
		  Vito Valenti
		  Bernard Vaudan
		  Blaise Vuille
		  Beat Weber
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Abteilung IV 
Präsidentin:	 Claudia Cotting-Schalch 
Mitglieder:	 Pietro Angeli-Busi
		  Gérald Bovier
		  Daniele Cattaneo
		  Robert Galliker
		  Fulvio Haefeli
		  Walter Lang
		  Blaise Pagan (bis 31.12.)

		  Gérard Scherrer
		  Daniel Schmid
		  Hans Schürch
		  Nina Spälti Giannakitsas
		  Bendicht Tellenbach
		  Thomas Wespi
		  Martin Zoller

Abteilung V 
Präsident: 	 Walter Stöckli 
Mitglieder:	 Emilia Antonioni Luftensteiner
		  François Badoud
		  Muriel Beck Kadima
		  Maurice Brodard
		  Jenny de Coulon Scuntaro
		  Gabriela Freihofer
		  Kurt Gysi
		  Bruno Huber
		  Markus König
		  Christa Luterbacher
		  Jean-Pierre Monnet
		  Regula Schenker Senn

Im Berichtsjahr haben Charlotte Schoder und 
Daniel de Vries Reilingh ihre Tätigkeit in der 
Abteilung I aufgenommen. Sie wurden von der 
Bundesversammlung am 9. Dezember 2009 
zur Bewältigung der Beschwerdeeingänge im 
Zusammenhang mit dem Amtshilfegesuch der 
USA in Sachen UBS AG gewählt. Ihre Stellen 
sind bis am 31. Oktober 2011 befristet.
	 Thomas Stadelmann wurde am 9. Dezem-
ber 2009 an das Bundesgericht gewählt. Er 
verliess das Bundesverwaltungsgericht am 
31. März. Alberto Meuli trat per 31. Dezember 
in den Ruhestand. Die Generalsekretärin, 
Prisca Leu, verliess das Gericht per 31. Okto-
ber. Ihre Stelle wurde ad interim von Placida 
Grädel übernommen.

Auf Antrag des Gesamtgerichts wählte die Bun-
desversammlung am 16. Juni den bisherigen 
Vizepräsidenten Markus Metz als Präsidenten 
und Richter Michael Beusch als Vizepräsiden-
ten des Bundesverwaltungsgerichts für die 
Amtsperiode 2011/2012. Das Gesamtgericht 
wählte am 26. August Bendicht Tellenbach (Ab-
teilung IV, bisher), Jean-Luc Baechler (Abtei-
lung II, neu) und Vito Valenti (Abteilung III, neu) 
für die Amtsperiode 2011/2012 in die Verwal-
tungskommission. Claude Morvant hatte nicht 
für eine zweite Amtsperiode kandidiert, Bruno 
Huber schied wegen Amtszeitbeschränkung 
aus der Verwaltungskommission aus. Am  
9. Dezember wurde Jürg Felix gemäss dem An-
trag der Verwaltungskommission vom Richter-
plenum als neuer Generalsekretär angestellt.
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Gerichtsorganisation

Gesamtgericht
Das Gesamtgericht traf sich im Berichtsjahr zu 
fünf ordentlichen Sitzungen in Bern oder in 
Zollikofen. Es befasste sich vorab mit ver-
schiedenen Wahlgeschäften. Für die Zweijah-
resperiode 2011/2012 wurde der Wahlvor-
schlag für das Gerichtspräsidium verabschiedet 
und wurden die Mitglieder der Verwaltungs-
kommission gewählt. Zudem wurden die Abtei-
lungspräsidien gewählt und die Zusammenset-
zung der Abteilungen festgelegt.
	 Die Regelungen über die Heimarbeit der 
Richterinnen und Richter wurden vom Gesamt-
gericht aufgehoben. Die Richterinnen und Rich-
ter leisten Vertrauensarbeitszeit. Für das nicht
richterliche Personal wurden die Grundlagen 
zur Einführung der Telearbeit festgelegt und 
Richtlinien über die Aus- und Weiterbildung so-
wie Weisungen über die Arbeitszeit erlassen.
	 Im Märzplenum fand ein Podiumsgespräch 
mit drei akkreditierten Journalisten statt. Ge-
sprächsgegenstand war die Information der 
Öffentlichkeit über die Rechtsprechung des 
Bundesverwaltungsgerichts. Im Anschluss an 
die Oktobersitzung trafen sich die Richterin-
nen und Richter zu einer Retraite. Ziel der 
halbtägigen Klausur war die Erarbeitung einer 
Ethik-Charta.
	 Für das nächste Geschäftsjahr haben die 
Richterinnen und Richter erneut Jahresziele 
verabschiedet. Angestrebt wird u.a., dass Ende 
2011 grundsätzlich keine Verfahren mehr hän-
gig sein werden, die älter als drei Jahre sind.

Verwaltungskommission
Die Verwaltungskommission konnte ihren Sit-
zungsrhythmus im Berichtsjahr weiter reduzie-
ren. Es fanden insgesamt 14 (2009: 18; 2008: 
24) ordentliche Sitzungen statt, wovon eine 
gemeinsam mit der Präsidentenkonferenz 
durchgeführt wurde. Die Entlastung der fünf 
Mitglieder der Verwaltungskommission von 
der Rechtsprechung konnte entsprechend auf 
125 Stellenprozente (bisher maximal 210) re-
duziert werden.
	

Gestützt auf das Quartalsreporting prüfte die 
Verwaltungskommission regelmässig, ob die 
gesetzten Jahresziele eingehalten werden 
konnten. Über den Stand der Geschäftslast 
hat sie sich von den Präsidien der Abteilun-
gen einzeln Bericht erstatten lassen.
	 Um die Wettbewerbsfähigkeit im Bereich 
der Anstellung von juristischen Mitarbeiten-
den zu gewährleisten, beschloss die Verwal-
tungskommission verschiedene Lohnmass-
nahmen. Dazu gehören die Erhöhung der 
Anfangslöhne und die Höhereinreihung von 
einzelnen Gerichtsschreiberinnen und Ge-
richtsschreibern mit besonderem Anforde-
rungsprofil. Die jährlichen Lohnerhöhungen 
werden neu von den Vorgesetzten gestützt 
auf die Personalbeurteilung und im Rahmen 
des Budgets individuell festgelegt. Im Zusam-
menhang mit dem Umzug nach St. Gallen traf 
die Verwaltungskommission verschiedene 
Massnahmen zur Personalerhaltung und  
-gewinnung (s. Projekt St. Gallen S. 82).
	 Schliesslich verabschiedete die Verwal-
tungskommission provisorische Richtlinien 
für die Kommunikation der Rechtsprechung 
(s. Öffentlichkeitsarbeit S. 80).

Präsidentenkonferenz
Die Präsidentenkonferenz traf sich im Ge-
schäftsjahr zu elf Sitzungen, zu einer gemein-
samen Sitzung mit der Verwaltungskommis
sion und zu zwei gemeinsamen Sitzungen mit 
dem Präsidium des Gerichts. Neben der 
Wahrnehmung der Koordinationsaufgabe (s. 
Koordination der Rechtsprechung S. 78) und 
der Verabschiedung von Stellungnahmen in 
Vernehmlassungsverfahren (s. Vernehmlas-
sungen S. 78) war die Präsidentenkonferenz 
auch mit der Koordination der Pflichtenhefte 
der Gerichtsschreiber sowie mit der Behand-
lung von Entwürfen mehrerer Richtlinien, Wei-
sungen und Reglemente beschäftigt.
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Kommissionen

Kommission des Gesamtgerichts
Die Kommission des Gesamtgerichts, welche 
sich im Berichtsjahr aus sechs Richterinnen 
und Richtern zusammensetzte, hat ihrem Auf-
trag entsprechend wichtige Geschäfte des 
Plenums wie etwa Änderungen der Weisun-
gen betreffend die Arbeitszeit am Bundesver-
waltungsgericht und der Richtlinien für die 
Aus- und Weiterbildung vorbereitet. In Zu-
sammenarbeit mit dem Präsidialsekretariat 
konnte ein Weisungsentwurf zum Erlass und 
zur Änderung von Reglementen zuhanden der 
Verwaltungskommission verabschiedet wer-
den. Zudem hat sie die Wahlen für die Beset-
zung der Kommission in der Amtsperiode 
2011/2012 vorbereitet und zu Vorlagen der 
Verwaltungskommission betreffend die Tele
arbeit und das Archivierungsreglement Stel-
lung genommen.

Redaktionskommission
Die Redaktionskommission setzt sich aus einer 
Richterin oder einem Richter jeder Abteilung 
zusammen. Aufgrund der von den zuständigen 
Abteilungen eingereichten Vorschläge ent-
scheidet sie über die Publikation der Urteile in 
der amtlichen Sammlung der Entscheide des 
Schweizerischen Bundesverwaltungsgerichts 
(BVGE) und sorgt für eine abgestimmte und 
einheitliche Veröffentlichung. Im Berichtsjahr 
hat sich die Redaktionskommission zu 18 Sit-
zungen getroffen und 66 Entscheidungen ver-
öffentlicht.

Schlichtungsstelle
Im Berichtsjahr wurden zwei Schlichtungs
gesuche bei der Schlichtungsstelle eingereicht. 
Da die vom Konflikt betroffenen Richter die 
Teilnahme an einem Schlichtungsverfahren ab-
gelehnt haben (vgl. dazu Art. 7 des Reglements 
über die Schlichtungsstelle des Bundesverwal-
tungsgerichts), verzichtete die Schlichtungs-
stelle in beiden Fällen auf die Durchführung 
von Schlichtungsgesprächen.

Personalkommission
Die Personalkommission hat sich im Berichts-
jahr zu sechs Sitzungen getroffen. Sie befass-
te sich insbesondere mit den Massnahmen, 
welche die Mitarbeitenden im Hinblick auf 
den Umzug nach St. Gallen zum Verbleib am 
Gericht motivieren sollen. Weiter setzte sich 
die Kommission für eine ergonomische Ein-
richtung der Arbeitsplätze ein. Ein wichtiges 
Anliegen blieb der frühzeitige Einbezug in per-
sonalrelevante Entscheidungsprozesse. Die 
Eingaben der Kommission wurden von den 
Leitungsorganen oft berücksichtigt.

Beauftragte für Chancengleichheit
Die Beauftragten für Chancengleichheit gin-
gen in Zusammenarbeit mit der Verwaltungs-
kommission einer Eingabe nach, wonach bei 
der Leistungsbewertung für Gerichtsschrei-
bende die männlichen Mitarbeitenden mit 
100-Prozent-Pensum bevorzugt würden. Die 
Auswertung der Leistungsbeurteilungen seit 
2007 zeigte jedoch, dass dies nicht der Fall 
war. Zwei weitere Eingaben sind noch hängig. 
Gegenüber der Verwaltungskommission nah-
men die Beauftragten für Chancengleichheit 
zu vier Vorlagen Stellung.
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Geschäftslast

Überblick
Die Statistiken ab Seite 84 geben detailliert 
Auskunft über die Geschäftslast im Berichts-
jahr. Das Bundesverwaltungsgericht hat am  
1. Januar 6935 Fälle aus dem Vorjahr übernom-
men. Von diesen stammten noch 440 von den 
vormaligen eidgenössischen Rekurskommissi-
onen und departementalen Beschwerdediens-
ten. Bis zum Jahresende gingen 8889 neue 
Beschwerden ein, denen 9155 abgeschlosse-
ne Fälle gegenüberstanden. Die Zahl der pen-
denten Fälle sank zwischen dem 1. Januar 
und dem 31. Dezember 2010 um 266 (–4%). 
Aufgeschlüsselt nach den fünf Abteilungen er-
gibt sich folgendes Bild:

Abteilung Eingänge Erledigungen

Abteilung I
Infrastruktur, 
Finanzen, Personal

954 824

Abteilung II
Wirtschaft, Bildung,
Wettbewerb

373 4041

Abteilung III
Ausländer, Gesundheit,
Sozialversicherungen

2373 25591

Abteilung IV
Asyl

2897 3092

Abteilung V
Asyl

2292 2276

Gesamthaft 
(Abteilungen I–V)

8889 9155

1 Die im Rahmen einer Entlastungsmassnahme von der 

Abteilung II für die Abteilung III erledigten 34 Verfahren 

sind bei der Abteilung III als Erledigung ausgewiesen.

Abteilung I
Der Abteilung I standen aufgrund einer Vakanz 
sowie der Mitarbeit in Gremien des Gerichts 
erneut nur reduzierte Richterstellenprozente 
zur Verfügung. Demgegenüber nahmen zur 
Bearbeitung der erwarteten UBS-Amtshilfe-
verfahren eine Richterin und ein Richter mit 
insgesamt 180 Stellenprozenten sowie mehre-
re Gerichtsschreibende in befristeter Anstel-
lung die Arbeit auf. Die Abteilung setzte sich 
für das Berichtsjahr den Abbau von Altfällen, 
die speditive Abwicklung der UBS-Amtshilfe-
verfahren sowie die Integration der neuen Mit-

arbeitenden zum Ziel. Die Abteilungsziele wur-
den erreicht. Die bis 2007 eingegangenen 
Fälle wurden bis auf einige begründete Aus-
nahmen (namentlich sistierte Verfahren) erle-
digt und es wurden Massnahmen getroffen, 
die insgesamt über 300 UBS-Amtshilfeverfah-
ren zeitgerecht zu erledigen. Trotz einer be-
deutenden Zunahme (+91%) der Beschwerde-
eingänge erhöhte sich die Zahl der hängigen 
Verfahren nur moderat (+24%).
	 Die Abteilung fällte vielbeachtete Urteile in 
den UBS-Amtshilfeverfahren. In einem Leitent
scheid wurde festgehalten, mit Bezug auf Fäl-
le der fortgesetzten und schweren Steuerhin-
terziehung genüge das im Jahr 2009 mit den 
USA abgeschlossene Abkommen nicht als 
Grundlage für die Auslieferung von Kundenda-
ten an die USA. Nach der Genehmigung des 
2010 zusätzlich abgeschlossenen Abkom-
mens durch das Parlament wurde die Amts
hilfe in einem weiteren Pilotfall als nunmehr 
rechtmässig befunden. Weiter entschied die 
Abteilung über Staatshaftungsansprüche auf-
grund des Flugzeugabsturzes in Überlingen 
und fällte Urteile zur Regulierung des Elektrizi-
tätsmarktes mit Grundsatzcharakter.

Abteilung II
Im Berichtsjahr wurden die am Jahresanfang 
definierten quantitativen Abteilungsziele gröss-
tenteils erreicht. Die Beschwerden aus den 
Jahren 2007 und 2008 konnten mit wenigen 
Ausnahmen erledigt werden. Zudem konnten 
die von der Abteilung III im Jahre 2009 über-
nommenen rund 90 IV/AHV-Dossiers alle ent-
schieden werden. Da die Abteilung III im 
nächsten Jahr eine Richterstelle an die Asyl-
abteilungen abgeben muss, hat sich die Ab-
teilung II erneut bereit erklärt, die Abteilung III 
in der Fallerledigung zu unterstützen.
	 Verschiedene Urteile der Abteilung erlang-
ten eine hohe Publizität. Zu erwähnen sind na-
mentlich die Aufhebung der höchsten von der 
Wettbewerbskommission je ausgesprochenen 
Busse (Swisscom) und das Urteil im Bereich 
der Finanzmarktaufsicht zur rechtswidrigen 
Herausgabe von Bankkundendaten an US-Be-
hörden. Zu Grundsatzurteilen kam es im Rah-
men von kartellrechtlichen Sanktions- und 
Verbotsverfahren (Marktmachtmissbrauch bei 
Vermittlerkommissionen, vorsorgliche Mass-
nahmen zur Kreditkarten-DMIF-II, Submissi-
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Abteilungen IV und V
Es gelang den beiden Asylabteilungen, 3% 
mehr Beschwerden als im Vorjahr zu beurtei-
len. Da auch die Zahl der Eingänge um 10% 
stieg, konnte kein markanter Abbau der Pen-
denzen erfolgen (–5%). Am 1. Januar 2010 
waren bei beiden Asylabteilungen insgesamt 
363 Beschwerden hängig, welche vor dem  
31. Dezember 2006 eingereicht worden waren, 
und 649 Beschwerden, eingereicht im Jahr 
2007. Am Ende des Berichtsjahrs waren nur 
noch 32 (Eingang vor 2007) bzw. 180 (Eingang 
2007) hängig, darunter nicht wenige, die aus 
unterschiedlichen Gründen noch gar keinem 
Entscheid zugeführt werden können. Über-
durchschnittlich hohen Aufwand verursachten 
die zahlreichen Dublin-Verfahren, denn die 
Ende 2008 für die Schweiz in Kraft getretene 
Dublin-II-Verordnung warf viele neue Fragen 
auf. Ein Seminar zum Dublin-System bot den 
Richtern/-innen und Gerichtsschreibern/-innen 
der beiden Abteilungen Gelegenheit, sich über 
die neuesten rechtlichen Entwicklungen zu ori-
entieren, Fragen zur Anwendung der Dublin-II-
Verordnung zu stellen und diesbezügliche Er-
fahrungen auszutauschen.
	 Die Richterinnen und Richter der Abteilun-
gen IV und V kamen zu acht gemeinsamen 
Sitzungen zusammen, die in erster Linie der 
Koordination ihrer Rechtsprechung dienten. 
Dabei wurden mehrere Urteile besprochen, 
welche anschliessend in der Entscheidsamm-
lung BVGE publiziert wurden. Die vereinigten 
asylrechtlichen Abteilungen entschieden über 
die Anforderungen an die mündliche Eröff-
nung von Verfügungen im Asylverfahren, die 
Bedeutung des Nichteintretenstatbestandes 
bei Nichtabgabe von Reise- oder Identitäts-
papieren, die Anerkennung einer begründeten 
Furcht vor Verfolgung in der Türkei bei Beste-
hen eines politischen Datenblattes, den Asyl-
widerruf und die Aberkennung der Flücht-
lingseigenschaft, die Regelung betreffend 
sichere Drittstaaten, den wirksamen Rechts-
schutz bei Dublin-Verfahren, die Auslegungs-
kriterien und die direkte Anwendbarkeit von 
Bestimmungen der Dublin-II-Verordnung, die 
Souveränitätsklausel in Dublin-Verfahren so-
wie die Verbindlichkeit der publizierten Län-
derpraxis der Abteilungen IV und V für das 
Bundesamt für Migration. Zwei weitere publi-
zierte Urteile enthalten eine ausführliche, in 

onskartell im Strassenbau), im Bereich des 
Offenlegungsrechts (Sulzer), des Übernahme-
rechts (Quadrant) und des Arbeitnehmerschut-
zes (Nachtarbeit in Tankstellenshops und im 
Detailhandel). Rechtlich komplexe Fragestel-
lungen galt es u.a. auch bei der Revisionsauf-
sicht (Entzug der Zulassung, Gewährsprü-
fung), im Bereich des geistigen Eigentums 
(Dienstleistungsformmarke, Schutzzertifikate, 
Public-viewing-Tarif «GT 3c»), des Prüfungs-
wesens und der Spielbanken («Tactilo») zu be-
urteilen.

Abteilung III
In der Abteilung III sind die Eingänge gegen-
über dem Vorjahr leicht zurückgegangen (–6%). 
Der Pendenzenberg aus den Vorjahren konnte 
leicht und stetig abgebaut werden. Wie im Vor-
jahr wurde eine erhebliche Anzahl materieller, 
zeitintensiver Altbeschwerden entschieden, was 
den eher mässigen Abbau der Pendenzen erklärt.
	 Der Schwerpunkt der Geschäftstätigkeit der 
Kammer 1 liegt weiterhin in der Behandlung von 
Beschwerden im Bereich der Sozialversicherun-
gen. Die Kammer 1 konnte auf die bereits im 
Frühjahr 2009 eingeleitete und im Verlaufe des 
Berichtsjahrs abgeschlossene Aushilfe der Ab-
teilung II zurückgreifen. Im gemeinsamen Evalu-
ationsbericht vom 31. Mai 2010 wurde festge-
halten, dass die involvierte Richterschaft beider 
Abteilungen die gute abteilungsübergreifende 
Zusammenarbeit geschätzt hat und die Entlas-
tungsmassnahme ohne nennenswerte Ein-
schränkungen gegriffen hat. Der Kammer 2 
gelang es, den Pendenzenberg geringfügig ab-
zubauen. Die von den Vorgängerorganisationen 
übernommenen Verfahren wurden weitestge-
hend erledigt. Im Zusammenhang mit den ein-
getretenen Rechtsänderungen (Ausländerge-
setz, Schengen) stellt die Kammer fest, dass 
die Verfahren ganz allgemein aufwendiger und 
komplexer geworden sind. Im Bereich der Ak-
tenführung durch die Hauptvorinstanz ist in 
beiden Kammern keine wesentliche Besserung 
eingetreten.
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Zusammenarbeit mit dem Dienst Länderex-
pertisen des Bereichs Wissen und Dokumen-
tation des Bundesverwaltungsgerichts erstell-
te Analyse der Lage in Bangladesch und des 
Registrierungssystems in China. In regelmässig 
stattfindenden Sitzungen berieten die Präsidien 
der vier Kammern der beiden Asylabteilungen 
Koordinationsmassnahmen von geringerer Be-
deutung, bereiteten die gemeinsamen Sitzun-
gen der Abteilungen vor und sorgten für Über-
einstimmung im administrativen Bereich.

Vernehmlassungen
Das Bundesverwaltungsgericht wurde von 
Parlament, Bundesrat und Bundesverwaltung 
im Zusammenhang mit acht Gesetzes- und 
Verordnungsvorlagen zur Vernehmlassung ein-
geladen; es liess sich zu drei davon verlauten 
(Revision der Asyl- und Ausländerrechtgesetz-
gebung, Revision der Visa-Informationssys-
temverordnung VISV, Bundesgesetz über Kar-
telle und andere Wettbewerbsbeschränkungen).

Koordination der Rechtsprechung

2010 wurden vier Koordinationsverfahren be-
handelt. Eine Rechtsfrage betraf alle Abteilun-
gen (Koordination zum Thema «Neu ent
standene Beweismittel als Revisions- oder 
Wiedererwägungsgrund»), drei die Abteilun-
gen III, IV und V (Überschneidungen von Asyl-
verfahren und ausländerrechtlichen Verfahren; 
Koordinationsurteil Kosovo/Serbien; Koordi-
nationsurteil «Allgemeine Gewaltsituation in 
Afghanistan»). Zwei Verfahren («Neu entstan-
dene Beweismittel als Revisions- oder Wie-
dererwägungsgrund» und «Allgemeine Ge-
waltsituation in Afghanistan») konnten noch 
nicht abgeschlossen werden. Im Hinblick auf 
die Ausarbeitung definitiver Richtlinien über 
die Koordination der Rechtsprechung hat die 
Präsidentenkonferenz beschlossen, die ge-
stützt auf die provisorischen Richtlinien ge-
sammelten Erfahrungen auszuwerten.
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Gerichtsverwaltung

Generalsekretariat
Das Generalsekretariat und dessen Bereiche wa-
ren im Berichtsjahr erneut stark durch die Pro-
jekte Informatikplattformwechsel und St. Gallen 
(s. Projekt St. Gallen S. 82) beansprucht. Mit 
Blick auf die teilweise veränderten Rahmenbe-
dingungen der Betriebsführung am neuen 
Standort in St. Gallen wurde die Reorganisation 
der Bereiche Zentrale Kanzlei sowie Betrieb 
und Logistik an die Hand genommen. Zusam-
men mit dem Institut für Geistiges Eigentum 
und in Absprache mit dem künftigen Präsiden-
ten des Bundespatentgerichts wurden die not-
wendigen Vorarbeiten zur organisatorischen 
Anbindung des neuen Gerichts an das Bundes-
verwaltungsgericht aufgenommen. Das Bun-
despatentgericht wird seine Arbeit am 1. Janu-
ar 2012 in einem Provisorium in St. Gallen 
aufnehmen. Im Herbst 2012 wird es seinen de-
finitiven Sitz im Gebäude des Bundesverwal-
tungsgerichts beziehen. Die Generalsekretärin 
verliess das Bundesverwaltungsgericht per 
Ende Oktober 2010. Ihre Funktion wurde interi-
mistisch von ihrer Stellvertreterin übernommen.

Personelles
Am Jahresende waren am Bundesverwal-
tungsgericht 385 Personen tätig: 75 Richterin-
nen und Richter (64,75 Stellen), 201 Gerichts-
schreiberinnen und Gerichtsschreiber (165,70 
Stellen), 45 Kanzleimitarbeitende in den Abtei-
lungen (38,10 Stellen) und 64 juristische, wis-
senschaftliche und administrative Mitarbeiten-
de im Generalsekretariat (57,75 Stellen). 
Gegenüber dem Vorjahr reduzierte sich der 
Totalbestand um 2 Personen. 11,15 Stellen-
prozente sind bis Oktober 2011 befristet 
(UBS-Amtshilfeverfahren).
	

67,7 Prozent aller am Gericht tätigen Perso-
nen sind deutscher, 24,5 Prozent französi-
scher und 7,2 Prozent italienischer Mutter-
sprache. Der Frauenanteil betrug am Ende des 
Berichtsjahres 52,7 Prozent; bei den Richte-
rinnen und Richtern 28 Prozent, bei den Ge-
richtsschreiberinnen und Gerichtsschreibern 
54,7 Prozent, bei den Kanzleimitarbeitenden 
in den Abteilungen 95,5 Prozent und im Gene-
ralsekretariat 45,3 Prozent. In Teilzeit mit ei-
nem Beschäftigungsgrad von 50–90 Prozent 
arbeiteten 52 Prozent der Richterinnen und 
Richter sowie 47,4 Prozent des nichtrichterli-
chen Personals. 
	 48 Austritten standen 46 Neueintritte gegen-
über. Die Fluktuationsrate betrug 12,4 Prozent; 
bei den Richterinnen und Richtern 1,3 Prozent, 
bei den Gerichtsschreiberinnen und Gerichts-
schreibern 12,4 Prozent und beim übrigen Per-
sonal 19,3 Prozent. Der Umzug des Gerichts 
nach St. Gallen erschwert die Gewinnung von 
neuem Personal. Dies trifft vorab für Mitarbei-
tende französischer Muttersprache und nicht-
juristisches Fachpersonal zu.

Finanzen und Controlling
Die Erfolgsrechnung weist einen Aufwandüber-
schuss von 67 926 599 Franken aus. Den Erträ-
gen von 4 352 370 Franken stehen Aufwendun-
gen von 72 278 969 Franken gegenüber.
	 Im Vergleich zum Vorjahr ist ein Mehrertrag 
von 650 098 Franken zu verzeichnen, welcher 
auf die höher ausgefallenen Gebühren zurück-
zuführen ist. Zusätzlich wurden den Rückstel-
lungen für aufgelaufene Zeitguthaben 28 900 
Franken entnommen. Die Aufwendungen sind 
im Vorjahresvergleich um 2,797 Mio. Franken 
höher ausgefallen. 3,107 Mio. Franken entfallen 
auf den Personalaufwand, darunter 2,296 Mio. 
Franken für das nichtrichterliche und 0,751 
Mio. Franken für das richterliche Personal. 
Sach- und übriger Betriebsaufwand nahmen 
um 210 705 Franken ab.
	 Für die Behandlung der UBS-Amtshilfever-
fahren wurden im Berichtsjahr insgesamt 
1 176 536 Franken aufgewendet. Dem stehen 
Gebührenerträge von 111 113 Franken gegen-
über.
	 Die Investitionsrechnung weist Ausgaben 
von 4 081 462 Franken aus, welche ausschliess-
lich den Informatikplattformwechsel und die ju-
ristische Dokumentation betreffen.



80

Betrag in CHF

Ertrag 4 352 370

Gebühren 4 115 673

Entgelte 7 938

Übriger Ertrag 199 859

Entnahme Rückstellungen 
aufgelaufene Zeitguthaben 28 900

Aufwand 72 278 969

Personalaufwand 59 558 542

Personalbezüge und 
Arbeitgeberbeiträge 41 019 073

Besoldung der Richter 18 111 359

Übriger Personalaufwand 428 110

Sach- und übriger  
Betriebsaufwand 12 720 427

Eidgenössische 
Schätzungskommissionen 122 244

Umzug nach St. Gallen 362 276

Raummiete 4 949 000

Informatik Sachaufwand 4 063 412

Beratungsaufwand 155 879

Übriger Betriebsaufwand 3 067 616

Investitionsausgaben 4 081 462

Informatikplattformwechsel 3 818 608

Sach- und immaterielle Anlagen, 
Vorräte 262 854

Informatik
Im Bereich Informatik stand im Berichtsjahr die 
Vorbereitung des IT-Plattformwechsels im Vor-
dergrund. Ab 1. Januar 2011 werden die Infor-
matikdienstleistungen nicht mehr vom Bundes-
gericht, sondern vom Bundesamt für Informatik 
und Telekommunikation erbracht. Als beson-
ders zeitintensiv erwies sich der Aufbau des 
neuen Geschäftskontroll- und Dokumentations
systems. Zudem wurde nahezu die gesamte In-
formatikinfrastruktur (inklusive Netzwerk) aus-
gewechselt und der Internet- und Intranetauftritt 
des Gerichts grundlegend erneuert. Die finanzi-
ell und personell aufwendigen Arbeiten sind als 
Investition in eine optimale administrative und 
wissenschaftliche Unterstützung der Recht-
sprechung anzusehen.

Wissen und Dokumentation
Der Bereich Wissen und Dokumentation be-
fasste sich u.a. mit der Wahl eines neuen Ver-
lages für die Herausgabe der Entscheid-
sammlung des Bundesverwaltungsgerichts 
(BVGE). Als zeitintensiv erwies sich auch die 
Ausarbeitung des Thesaurus BVGer für die In-
dexierung der Urteile im neuen Dokumenta
tionssystem.

Öffentlichkeitsarbeit
Das Bundesverwaltungsgericht verfolgt eine 
offene und transparente Informationspolitik. 
Die akkreditierten Journalisten werden von 
der Medienstelle kontinuierlich und ausführ-
lich über die Urteile informiert. Das Augen-
merk liegt auf jenen Verfahren, welche auf ein 
grosses Medienecho stossen, wie zum Bei-
spiel das Amtshilfeverfahren UBS, die Verga-
be von IT-Leistungen durch die Bundesver-
waltung oder die Wegweisungspraxis im 
Dublin-Verfahren. Im Berichtsjahr hat die An-
zahl akkreditierter Journalisten von 20 auf 30 
zugenommen.
	 Im Rahmen der Optimierung der externen 
Kommunikation hat das Bundesverwaltungs-
gericht die «Richtlinie für die Kommunikation 
der Rechtsprechung» in einer provisorischen 
Fassung verabschiedet. Neu werden analog 
dem Bundesgericht die akkreditierten Journa-
listen in zwei Kreise eingeteilt. Dieses System 
ermöglicht eine gezielte Kommunikation der 
Rechtsprechung. Die Richtlinie wird ihre defi-
nitive Form nach der Verabschiedung des ge-
meinsamen Rahmenkonzeptes für die Kom-
munikation der drei eidgenössischen Gerichte 
erhalten.
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Aufsicht

Eidgenössische  
Schätzungskommissionen
Die Delegation für Enteignungsfragen der Ab-
teilung I übt die Aufsicht über die eidgenössi-
schen Schätzungskommissionen aus. Ihr ge-
hören Richterin Claudia Pasqualetto Péquignot 
(Präsidentin), Richter André Moser und Ge-
richtsschreiber Cesar Röthlisberger (Sekretär) 
an. Die Delegation hat sich auch im laufenden 
Jahr mit der Frage der Organisation der 
Schätzungskommission des Kreises 10 (Kan-
ton Zürich) beschäftigt. Um die Nachfolge des 
abtretenden Präsidenten und der beiden Vize-
präsidenten dieses Kreises zu regeln, wurden 
diese Ämter ausgeschrieben und neu besetzt. 
Zudem hat die Delegation verschiedene Auf-
sichtsverfahren eingeleitet. Es wird geprüft, 
ob im Hinblick auf die Organisation der eidge-
nössischen Schätzungskommissionen gesetz-
liche Änderungen erforderlich sind.
	 Zum ersten Mal führte das Bundesverwal-
tungsgericht eine Tagung der eidgenössi-
schen Schätzungskommissionen durch. Ein-
geladen wurden alle Präsidentinnen und 
Präsidenten sowie Vizepräsidentinnen und Vi-
zepräsidenten, aber auch Fachleute, die sich 
zum Thema «Erschütterungen» äusserten.

Bundesgericht
An der Aufsichtssitzung des Bundesgerichts 
vom 16. April in Luzern wurden der Geschäfts-
bericht 2009, die Rechnung 2009, der Voran-
schlag 2011 und die Zusammenarbeit im Be-
reich der Informatik thematisiert. Angesprochen 
wurde auch die vergleichsweise hohe Entlas-
tung der Leitungsorgane des Bundesverwal-
tungsgerichts von den Rechtsprechungsauf-
gaben. In der anschliessenden gemeinsamen 
Sitzung des Bundesgerichts, des Bundesver-
waltungsgerichts und des Bundesstrafge-
richts wurden insbesondere die Kommunikati-
on der eidgenössischen Gerichte gegenüber 
den Medien und das Thema Tele- bzw. Heim-
arbeit an den eidgenössischen Gerichten dis-
kutiert. An der Sitzung vom 8. September in 
Bern ging es vorab um die Ergebnisse des 
Zwischenberichts über die Evaluation der 
neuen Bundesrechtspflege.

Im Berichtsjahr gingen beim Bundesgericht 
zwei Aufsichtsanzeigen ein. Diesen wurde 
keine Folge gegeben.

Bundesversammlung
Das Bundesverwaltungsgericht traf sich am 
21. April und am 9. November mit den Subkom-
missionen Gerichte der Geschäftsprüfungs-
kommissionen der eidgenössischen Räte. Ge-
genstand dieser Sitzungen waren der 
Geschäftsbericht 2009, die Heimarbeit der 
Richterinnen und Richter sowie die Öffentlich-
keitsarbeit des Bundesverwaltungsgerichts.
	 Anlässlich einer Sitzung der Gerichtskom-
mission der eidgenössischen Räte konnte das 
Bundesverwaltungsgericht am 25. August zu 
den geplanten Handlungsgrundsätzen der Ge-
richtskommission im Verfahren der Amtsent-
hebung und der Wiederwahl der Richterinnen 
und Richter Stellung nehmen. Im Zusammen-
hang mit den im Frühling 2011 bevorstehen-
den Wahlen wurde der Kommission eine Liste 
mit den wieder kandidierenden Richterinnen 
und Richtern unterbreitet.
	 Die Löhne der Richterinnen und Richter wa-
ren am 14. Oktober Gegenstand einer Sitzung 
mit der Kommission für Rechtsfragen des Na-
tionalrates. Die Staatspolitische Kommission 
des Ständerates gab dem Bundesverwal-
tungsgericht an ihrer Sitzung vom 30. August 
Gelegenheit, sich zur geplanten Revision des 
Asylgesetzes zu äussern.
	 In den Sitzungen vom 20. bzw. 27. Oktober 
mit den Subkommissionen der Finanzkommis-
sionen des National- und Ständerates zum 
Voranschlag 2011 ging es vorab um den Stand 
des Projekts IT-Plattformwechsel, die Vorbe-
reitung des Umzugs nach St. Gallen und den 
Stand der UBS-Amtshilfeverfahren.
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Zusammenarbeit

Das Bundesstrafgericht und das Bundesver-
waltungsgericht stehen in regelmässigem 
Kontakt. Anlässlich des jährlich stattfinden-
den Treffens der Verwaltungskommissionen 
fand ein Gedankenaustausch zu verschiede-
nen Themen statt, die für beide erstinstanzli-
chen eidgenössischen Gerichte von Interesse 
sind. Eine enge Zusammenarbeit besteht ins-
besondere im Bereich der Informatik.

Projekt St. Gallen

Der Rohbau des Bundesverwaltungsgerichts 
wurde im Berichtsjahr vollendet und das Fest 
der Aufrichte am 29. Oktober durchgeführt. 
Der Kanton St. Gallen hat dem Gericht das 
verbindliche Datum der Übernahme des Ge-
bäudes auf den 1. Januar 2012 mitgeteilt, so-
dass die gesamten Planungen des Umzugs 
definitiv auf den Juni 2012 festgelegt werden 
konnten.
	 Unter der Begleitung der Nutzer haben die 
Architekten den Innenausbau geplant und in 
die Bauausführung gegeben. Auf der Seite 
der Nutzer bildete die Ausschreibung des Mo-
biliars ein besonderes Schwergewicht; es 
wurde dafür ein eigenes Beurteilungsgremium 
geschaffen, in dem das Bundesamt für Bau-
ten und Logistik (BBL), die Architekten und 
Vertreter des Gerichts Einsitz genommen ha-
ben. Die Nutzergruppe des Gerichts hat das 
Gebäude am 23. März besucht. Eine offene 
Besichtigung für alle Mitarbeitenden und de-
ren Angehörige wurde am 18. September 
durchgeführt.
	 Der Lenkungsausschuss ist im Berichtsjahr 
zweimal zusammengekommen. Der Projekt-
ausschuss hat im Berichtsjahr viermal getagt 
und sich über die Zeitplanung sowie die Kos-
ten orientieren lassen. Zudem wurde über De-
tails der Planung und der Bauausführung ent-
schieden.
	 Die Personalabteilung des Gerichts hat 
eine Anlaufstelle für alle Fragen im Zusam-
menhang mit dem Umzug nach St. Gallen ein-
gerichtet. In zwei internen Veranstaltungen 
(im Frühjahr in Bern auf Deutsch und im 
Herbst in St. Gallen auf Französisch) hatten 
die Mitarbeitenden Gelegenheit, sich näher zu 
informieren.
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Geschäftslastbewirtschaftung

Mit dem Ziel, Erkenntnisse für eine gerechte 
und effektive Verteilung der Ressourcen auf 
die Abteilungen zu gewinnen, sind die Univer-
sitäten Bern und St. Gallen in einem gemein-
samen Projekt mit einer Studie beauftragt 
worden, welche die in den verschiedenen Be-
reichen und Fallkategorien tatsächlich anfal-
lende Arbeitsbelastung erheben soll. Dazu 
wurde zum einen in einer durch die Universi-
tät Bern (Kompetenzzentrum für Public Ma-
nagement) durchgeführten Vollzeiterhebung 
von allen Richterinnen und Richtern sowie 
Gerichtsschreiberinnen und Gerichtsschrei-
bern die während sieben Monaten (Januar bis 
Juli) geleistete Arbeitszeit nach bestimmten 
Kategorien und Funktionen erfasst. Zum an-
deren führte ein Expertenteam der Universität 
St. Gallen mit ausgewählten Personen vertie-
fende Interviews zur Arbeitssituation durch. 
Die Ergebnisse der Auswertungen werden im 
Mai 2011 dem Plenum vorgestellt werden; der 
definitive Schlussbericht der Studie ist für 
Juni 2011 vorgesehen.
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Geschäfte Verfahrensausgang
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Beschwerden 7839 8894 6847 8513 8773 6587 1363 1588 4382 426 588 343 33 50

Klagen 8 7 5 2 1 6 1 – – – – – – –

Andere Rechtsmittel 96 100 9 152 154 7 9 25 13 4 5 6 37 55

Revisionsgesuche usw. 209 211 74 222 227 69 19 112 82 1 6 6 – 1

Total 8152 9212 69351 8889 91552 6669 1392 1725 4477 431 599 355 70 106

Art und Zahl der Geschäfte
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Nichteintreten:  
1725 / 18,8%

Abweisung: 
4477 / 48,9%

Gutheissung: 
599 / 6,5% 

Teilgutheissung: 
431 / 4,7%

Abschreibung:  
1392 / 15,2%

Rückweisung: 
355 / 3,9%

Weiterer Ausgang  / Überweisung: 
176 / 2,0%

Art der Erledigung 2010

Total: 9155 / 100%
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8889 / 100%

Eingänge

Streitsachen nach Sprachen 2010

9155 / 100%

Erledigungen

Italienisch: 
606 / 6,8%

Italienisch: 
693 / 7,6%

Französisch: 
2626 / 29,6%

Französisch: 
2945 / 32,2%

Deutsch: 
5657 / 63,6%

Deutsch: 
5517 / 60,2%
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Total: 401 / 100%

Erledigung der weitergezogenen Verfahren:

Nichteintreten:  
155 / 38,7%

Abweisung: 
 179 / 44,7%

Abschreibung:  
19 / 4,7%

Rückweisung: 
4 / 1,0%

Gutheissung: 
33 / 8,2%

Teilgutheissung: 
11 / 2,7%

1 Übertrag von 2009: 6935*
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Von den eidgenössischen  
Rekurskommissionen  
und departementalen  
Beschwerdediensten  

übernommene Verfahren  
440 / 6,3%

beim BVGer  
eingegangene  

Verfahren ab 2007  
6495 / 93,7%

2 Erledigung 2010: 9155
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nicht ans BGer  
weiterziehbar 
6844 / 74,8%

ans BGer  
weiterziehbar 
2311 / 25,2%

davon ans BGer  
weitergezogen 

353 / 15,3%

* Die Differenz zu den übertragenen  
Verfahren gemäss Geschäftsbericht 2009  
ist durch spätere Änderungen bedingt  
(Verfahrenstrennungen, -vereinigungen usw.)
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Eingegangene Streitsachen nach Sprachen

Eingänge, Erledigungen, Überträge
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* Von den eidgenössischen Rekurs-
kommissionen und departementalen 
Beschwerdediensten übernommene 
Verfahren
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Beschwerden 610 2045 1906 771 706 1115 1620 8773

Klagen – – – – – 1 – 1

Andere Rechtsmittel 84 41 25 1 – 1 2 154

Revisionsgesuche usw. 31 104 53 12 8 7 12 227

Total 725 2190 1984 784 714 1124 1634 9155

Mittlere und maximale Dauer der Geschäfte

Erledigungen Übertragene Fälle
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Beschwerden 334 3284 398 3274

Klagen 625 625 403 645

Andere Rechtsmittel 30 1066 87 416

Revisionsgesuche usw. 128 2276 372 1961
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6 Tage bis 1 Monat: 2190 / 23,9%

1 bis 3 Monate: 1984 / 21,7%

1 bis 2 Jahre: 1124 / 12,3%

7 bis 12 Monate: 714 / 7,8%

Total: 9155 / 100%

bis 5 Tage: 725 / 7,9%mehr als 2 Jahre: 1634 / 17,8%

4 bis 6 Monate: 784 / 8,6%
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Dauer der Geschäfte 
(nur Bundesverwaltungsgericht; Verfahrenseingang ab 1.1.2007, Sistierungen inklusive)

Dauer der Geschäfte
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Beschwerden 8513 8376 610 2045 1906 771 706 1115 1223 270 1435

Klagen 2 1 – – – – – 1 – 625 625

Andere Rechtsmittel 152 154 84 41 25 1 – 1 2 30 1066

Revisionsgesuche usw. 222 222 31 104 53 12 8 7 7 93 1313

Total 8889 8753 725 2190 1984 784 714 1124 1232

Dauer der Geschäfte  
(von den eidgenössischen Rekurskommissionen und departementalen Beschwerdediensten  
übernommene Verfahren; Verfahrenseingang vor 1.1. 2007, Sistierungen inklusive)

Dauer der Geschäfte
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Beschwerden 434 397 115 180 102 1678 3284

Revisionsgesuche usw. 6 5 1 3 1 1674 2276

Total 440 402 116 183 103
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6 Tage bis 1 Monat: 2190 / 25,0%

1 bis 3 Monate: 1984 / 22,7%

4 bis 6 Monate: 784 / 9,0%

mehr als 2 Jahre: 1232 / 14,1%

1 bis 2 Jahre: 1124 / 12,8%

Total: 8753 / 100%

bis 5 Tage: 725 / 8,3%

7 bis 12 Monate: 714 / 8,1%
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3 bis 4 Jahre: 116 / 28,9%

Total: 402 / 100%

mehr als 5 Jahre: 103 / 25,6%

4 bis 5 Jahre: 183 / 45,5%



88

	 eingegangen vor: 

	 1 bis 2 Jahren:	1784

	 mehr als 2 Jahren:	1077

Erledigungsquotienten

Erledigung  
Neueingänge (Q1)

Erledigung Überträge  
aus dem Vorjahr (Q2)

Verhältnis  
Neueingänge zu  
Erledigungen (Q3)
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Abteilung I 954 418 (44%) 536 (56%) 543 406 (75%) 137 (25%) 954 824 (86%)

Abteilung II 373 185 (50%) 188 (50%) 440 219 (50%) 221 (50%) 373 404 (108%)

Abteilung III 2373 930 (39%) 1443 (61%) 2524 1629 (65%) 895 (35%) 2373 2559 (108%)

Abteilung IV 2897 2046 (71%) 851 (29%) 1696 1046 (62%) 650 (38%) 2897 3092 (107%)

Abteilung V 2292 1502 (66%) 790 (34%) 1732 774 (45%) 958 (55%) 2292 2276 (99%)

Total 8889 5081 (57%) 3808 (43%) 6935 4074 (59%) 2861 (41%) 8889 9155 (103%)
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Total

Erledigung Überträge  
aus dem Vorjahr (Q2)

Verhältnis  
Neueingänge zu  
Erledigungen (Q3)

8889 / 100% 6935 / 100%

erledigt:  
5081 / 57%

Eingänge:  
8889

Übertrag 
auf 2011:  
3808 / 43%

erledigt:  
4074 / 59%

Erledigungen:  
9155 / 103%

Übertrag 
auf 2011:  
2861 / 41%
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Einzelrichter-
entscheide

Zirkulationsweg Sitzungen
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Beschwerden 5204 3476 84 3560 8 1 9

Klagen 1 – – – – – –

Andere Rechtsmittel 125 28 1 29 – – –

Revisionsgesuche usw. 139 88 – 88 – – –

Total 54691 3592 85 3677 8 1 9

Art der Erledigung

1 Darin enthalten sind 2096 Einzelrichterentscheide mit Zustimmung eines Zweitrichters nach Art. 111 Bst. e AsylG.

Art der Erledigung (Spruchkörper / Entscheidfindung)
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Einzelrichterentscheide1: 5469 / 59,7%

Zirkulationsweg: 3677 / 40,2%

Sitzungen: 9 / 0,1%

Total: 9155 / 100%
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3 Richter: 3592 / 97,7%

davon:

5 Richter: 85 / 2,3%
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Beschwerden 542 944 816 670

Klagen 1 – – 1

Andere Rechtsmittel – 9 8 1

Revisionsgesuche usw. – 1 – 1

Total 543 954 824 673

Abteilung II
Beschwerden 434 359 390 403

Klagen 4 2 1 5

Andere Rechtsmittel 2 12 13 1

Total 440 373 404 409

Abteilung III
Beschwerden 2518 2357 2542 2333

Andere Rechtsmittel 2 9 10 1

Revisionsgesuche usw. 4 7 7 4

Total 2524 2373 2559 2338

Abteilung IV
Beschwerden 1667 2709 2900 1476

Andere Rechtsmittel 3 67 67 3

Revisionsgesuche usw. 26 121 125 22

Total 1696 2897 3092 1501

Abteilung V
Beschwerden 1686 2144 2125 1705

Andere Rechtsmittel 2 55 56 1

Revisionsgesuche usw. 44 93 95 42

Total 1732 2292 2276 1748

Gesamttotal 6935 8889 9155 6669

Art und Zahl der Geschäfte nach Abteilungen
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Abteilung I:   954

Abteilung II:   373

Abteilung III: 2373

Abteilung IV: 2897

Abteilung V: 2292

Total: 8889

Eingang 2010
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Total: 9155

Erledigung 2010
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Abteilung I:   673

Abteilung II:   409

Abteilung III: 2338

Abteilung IV: 1501

Abteilung V: 1748

Total: 6669

Übertrag auf 2011
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Eingang Erledigung

Abteilung I 20
07

20
08

20
09

20
10

20
07

20
08

20
09

20
10

Beschwerden 611 736 490 944 618 697 793 816

Klagen 1 4 1 – – 1 4 –

Andere Rechtsmittel 10 9 8 9 8 5 15 8

Revisionsgesuche usw. 4 3 – 1 3 4 – –

Total 626 752 499 954 629 707 812 824

Abteilung II
Beschwerden 426 560 411 359 390 448 373 390

Klagen – – 7 2 1 – 3 1

Andere Rechtsmittel – 1 3 12 – 1 1 13

Revisionsgesuche usw. 2 1 3 – 1 2 3 –

Total 428 562 424 373 392 451 3801 4043

Abteilung III
Beschwerden 3494 2766 2513 2357 2760 2891 2808 2542

Andere Rechtsmittel 15 17 6 9 14 15 9 10

Revisionsgesuche usw. 9 13 11 7 8 14 9 7

Total 3518 2796 2530 2373 2782 2920 28262 25594

Abteilung IV
Beschwerden 2118 2182 2532 2709 1993 2495 2864 2900

Andere Rechtsmittel 58 49 44 67 56 53 41 67

Revisionsgesuche usw. 94 102 102 121 120 118 110 125

Total 2270 2333 2678 2897 2169 2666 3015 3092

Abteilung V
Beschwerden 1600 1756 1893 2144 1439 2000 2056 2125

Andere Rechtsmittel 42 56 35 55 44 55 34 56

Revisionsgesuche usw. 89 112 93 93 96 116 89 95

Total 1731 1924 2021 2292 1579 2171 2179 2276

Gesamttotal 8573 8367 8152 8889 7551 8915 9212 9155

 

1 exkl. 52 Verfahren, die im Rahmen einer Entlastungsmassnahme für die Abteilung III erledigt wurden.
2 inkl. 52 Verfahren, die im Rahmen einer Entlastungsmassnahme von der Abteilung II erledigt wurden.
3 exkl. 34 Verfahren, die im Rahmen einer Entlastungsmassnahme für die Abteilung III erledigt wurden.
4 inkl. 34 Verfahren, die im Rahmen einer Entlastungsmassnahme von der Abteilung II erledigt wurden.

Art und Zahl der Geschäfte nach Abteilungen (4-Jahres-Vergleich)
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Art und Zahl der erledigten Geschäfte nach Materien

Staat – Volk – Behörden B
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140.00	Bürgerrecht 88 – 1 1 – 90
141.00	Ausländerrecht 977 – 4 5 – 986
142.10	Asylverfahren 4985 – 116 220 – 5321
142.50	Asyl Verschiedenes 70 – 1 – – 71
143.00	Anerkennung der Staatenlosigkeit 2 – – – – 2
144.00	Ausweisschriften 108 – – – – 108
152.00	Meinungs- und Informationsfreiheit 4 – – – – 4
170.00	Staatshaftung (Bund) 42 – – – – 42
173.00	Öffentliches Beschaffungswesen 20 – – – – 20
174.00	Öffentlich-rechtliche Dienstverhältnisse (Bund) 47 – 1 – – 48
195.00	Amts- und Rechtshilfe 197 – 1 – – 198

Total Staat – Volk – Behörden 6540 – 124 226 – 6890

Privatrecht – Zivilrechtspflege – Vollstreckung
210.10	Stiftungsaufsicht 2 – – – – 2

210.20	Adoptionsvermittlung – – – – – –

221.10	Revisionsaufsicht 21 – – – – 21

221.20	Handelsregister- und Firmenrecht 1 – – – – 1

232.10	Urheberrecht – – – – – –

232.20	Marken-, Design- und Sortenschutz 92 – – – – 92

232.50	Erfindungspatente 3 – 1 – – 4

232.60	Datenschutz und Öffentlichkeitsprinzip 10 – 3 – – 13

251.00	Kartelle 10 – – – – 10

Total Privatrecht – Zivilrechtspflege – Vollstreckung 139 – 4 – – 143

Strafrecht – Strafrechtspflege – Strafvollzug
312.00 Teilung eingezogener Vermögenswerte (TEVG) – – – – – –

341.00 Bundesbeiträge für den Straf- und Massnahmenvollzug 1 – – – – 1

Total Strafrecht – Strafrechtspflege – Strafvollzug 1 – – – – 1

Schule – Wissenschaft – Kultur
410.00 Schule 69 – 1 – – 70
420.00 Wissenschaft und Forschung 16 – – – – 16
440.00 Sprache, Kunst und Kultur 4 – – – – 4
450.00	Natur- und Heimatschutz 4 – – – – 4

Total Schule – Wissenschaft – Kultur 93 – 1 – – 94

Landesverteidigung
500.00 Landesverteidigung 12 – – – – 12

Finanzen
610.00	Subventionen 6 – – – – 6
630.00	Zölle 50 – – – – 50
641.00	Stempelabgaben 6 – – – – 6
641.99	Indirekte Steuern 132 – 1 – – 133
643.00	Mehrwertsteuer 117 – – – – 117
650.00	Schwerverkehrsabgabe 12 – 1 – – 13
650.49	Verschiedene indirekte Steuern 3 – – – – 3
650.99	Direkte Steuern 9 – – – – 9
654.00	Verrechnungssteuer 26 – – – – 26
699.00	Finanzen (Übriges) 2 – – – – 2

Total Finanzen 231 – 1 – – 232
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Öffentliche Werke – Energie – Verkehr B
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711.00	Enteignung 12 – – – – 12
725.00	Nationalstrassen 18 – – – – 18
730.00	Energie (ohne elektrische Anlagen) 10 – – – – 10
730.20	Elektrische Anlagen 62 – – – – 62
740.00	Strassenwesen (ohne Nationalstrassen) 8 – – – – 8
742.00	Eisenbahnen 48 – – – – 48
748.10	Luftfahrtanlagen 3 – – – – 3
748.30	Luftfahrt (ohne Luftfahrtanlagen) 25 – – – – 25
749.00	Übrige Anlagen 4 – – – – 4
783.00	Post, Fernmeldewesen 36 – – – – 36
785.00	Radio und Fernsehen 41 – 2 – – 43
799.00	Öffentliche Werke – Energie – Verkehr (Übriges) 3 – – – – 3

Total öffentliche Werke – Energie – Verkehr 270 – 2 – – 272

Gesundheit – Arbeit – Soziale Sicherheit
810.10	Medizin und Menschenwürde – – – – – –
810.20	Medizinalberufe 3 – 1 – – 4
810.30	Heilmittel 22 – – – – 22
810.40	Chemikalien 9 – – – – 9
810.50	Schutz des ökologischen Gleichgewichts 7 – – – – 7
810.60	Lebensmittel und Gebrauchsgegenstände 2 – – – – 2
810.70	Krankheits- und Unfallbekämpfung 1 – – – – 1
820.00	Arbeit (öffentliches Recht) 44 – – – – 44
830.00	Sozialversicherung 1270 1 3 1 – 1275
830.10	Sozialversicherung AT 15 – – – – 15
830.30	Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHV) 144 – 1 – – 145
830.40	Invalidenversicherung (IV) 945 – 2 1 – 948
830.50	Krankenversicherung 27 – – – – 27
830.60	Unfallversicherung 22 – – – – 22
830.70	Berufliche Vorsorge 107 – – – – 107
830.80	Erwerbsersatzordnung (EO) und Mutterschaftsversicherung – – – – – –
830.90	Familienzulagen – – – – – –
830.95	Arbeitslosenversicherung 10 1 – – – 11
840.00	Wohnraum-, Wohnbau- und Eigentumsförderung 3 – – – – 3
850.00	Fürsorge 23 – – – – 23

Total Gesundheit – Arbeit – Soziale Sicherheit 1384 1 4 1 – 1390

Wirtschaft – Technische Zusammenarbeit
910.00	Landwirtschaft 48 – – – – 48
920.00	Forstwesen, Jagd und Fischerei – – – – – –
930.00	Industrie und Gewerbe 15 – – – – 15
930.40	Glücksspiele und Spielbanken 15 – – – – 15
940.00	Handel, Kredit und Privatversicherung 34 – 10 – – 44
950.20	Finanzmarktaufsicht 27 – 1 – – 28
990.99	Wirtschaft – Technische Zusammenarbeit (Übriges) – – – – – –

Total Wirtschaft – Technische Zusammenarbeit 97 – 10 – – 107

999.00 Übriges 6 – 8 – – 14

Gesamttotal 8773 1 154 227 – 9155
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Vergleichstabelle: Kennzahlen des Bundesgerichts,  
Bundesstrafgerichts und Bundesverwaltungsgerichts

Mitglieder und Mitarbeitende  
(umgerechnet auf Vollzeitstellen) Bundesgericht Bundesstrafgericht1 Bundesverwaltungsgericht

Anzahl Richter/innen 38,00 14,50 64,75

Anzahl Gerichtsschreiber/innen 127,00 17,60 165,70

Anzahl übrige Mitarbeitende 152,40 17,80 95,85

Geschäftslast
Bestand am Anfang des Jahres 2231 196 6935

Anzahl Eingänge 7367 706 8889

Anzahl Erledigungen 7424 718 9155

Bestand am Ende des Jahres 2174 184 6669

Mittlere Dauer der Geschäfte (in Tagen) 126 – 324

Anzahl der mehr als zwei Jahre hängigen Geschäfte 5 1 1113

Q1: Prozentsatz der Erledigungen von im Jahr 2010  
	 eingegangenen Fällen 71% 74% 57%

Q2: Prozentsatz der aus den Vorjahren übertragenen  
	 und im Jahr 2010 erledigten Fälle 98% 99% 59%

Q3: Verhältnis Erledigungen zu Neueingängen 101% 102% 103%

Finanzen
Erfolgsrechnung

Ertrag 16 533 312 1 733 283 4 352 370

Aufwand 90 733 626 11 235 570 72 278 969

Personalaufwand 75 300 108 9 004 946 59 558 542

Sach- und übriger Betriebsaufwand 14 630 036 2 224 2702 12 720 427

Einlage in Rückstellungen 220 000 – –

Abschreibung Verwaltungsvermögen 583 482 6354 –

Investitionsrechnung

Einnahmen – – –

Ausgaben 993 033 30 500 4 081 4623

Sach- und immaterielle Anlagen, Vorräte 993 033 30 500 262 854

Verhältnis zwischen  
Ertrag + Einnahmen und Aufwand + Ausgaben 18,02% 15,38% 5,70%

Besonderes

Unentgeltliche Rechtspflege 645 613 469 347 122 506

Informatik-Sachaufwand 2 791 760 265 796 4 063 412

Raummiete 6 893 000 553 600 4 949 000

1 ohne Untersuchungsrichter
2 davon 824 170 für Strafverfahren
3 davon 3 818 608 für Informatik-Plattformwechsel
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